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Die Dezentralisierung von Behörden und öffentlichen Einrichtungen ist ein Element aktiver Strukturpolitik. 
Mithilfe der Ansiedlung von Behörden und öffentlichen Einrichtungen in Regionen mit besonderem Förderbe-
darf verfolgt die Politik das Ziel, einerseits Ballungszentren zu entlasten und andererseits strukturschwächere 
Regionen zu stärken und somit zu einer Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse beizutragen. Dies kann 
beispielweise durch neue Beschäftigungsmöglichkeiten in den Ansiedlungsregionen ausgelöst werden. Die 
vorliegende Studie im Auftrag des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat (BMI) in Zusammenar-
beit mit dem Bundesinstitut für Bau-, Stadt und Raumforschung (BBSR) untersucht, inwiefern die Ansiedlung 
von Behörden ein geeignetes Instrument zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse und einer gleich-
wertigen nachhaltigen Raumentwicklung ist. Zur Beantwortung dieser Frage werden die einschlägige wissen-
schaftliche Literatur sowie verfügbare Daten zu deutschen Behördenstandorten sowie vier Ansiedlungen von 
Behörden in strukturschwachen Regionen näher untersucht. Hierzu wurden Interviews mit Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der ausgewählten Behörden sowie mit Vertreterinnen und Vertretern aus der regionalen 
Wirtschaft und Politik geführt. Ergänzend wurden Onlineumfragen in zwei der Behörden durchgeführt. 

Im Rahmen einer Literaturanalyse wird zunächst die empirische Evidenz zu Effekten von Behördenansiedlun-
gen untersucht. Bisherige Studien zeigten für vergangene Behördenansiedlungen teils gegenläufige Effekte. 
Während für einige Ansiedlungen positive Effekte auf die Beschäftigung der Zielregion dokumentiert wurden, 
zeigten andere Ansiedlungen keine oder negative Auswirkungen durch Verdrängungseffekte. Verdrängungs-
effekte entstehen, wenn das Arbeitskräfteangebot am Behördenstandort gering ist und Arbeitnehmer aus der 
Privatwirtschaft in den öffentlichen Sektor wechseln. Bei geringem Arbeitskräfteangebot ist es daher entschei-
dend, dass Behördenmitarbeiterinnen und -mitarbeiter extern rekrutiert werden. 

Im Rahmen eines Exkurses wird die standortstärkende Wirkung von Militärstützpunkten diskutiert. In der The-
orie können Militärstützpunkte wie auch zivile Behörden über den Zuzug von Beschäftigten mit ihren Familien 
und die Konsumnachfrage vor Ort eine Belebung der Wirtschaftsaktivität einer Region bewirken. Die Literatur 
zur Schließung von Militärstützpunkten zeigt, dass die Auswirkungen auf die regionale Wirtschaft insgesamt 
gering sind. Militärstützpunkte sind in der Regel nur wenig mit der Region vernetzt und werden nach der 
Schließung von lokalen staatlichen Akteuren oder privaten Investoren nachgenutzt. So wird der Verlust von 
zivilen Arbeitsplätzen nach einer Schließung schnell kompensiert. Dennoch gibt es einzelne Regionen, bei de-
nen der Abzug von Soldatinnen und Soldaten mit einem tiefergreifenden wirtschaftlichen Schock einhergeht. 
Drei Faktoren begünstigen dies: (1) Große Standorte, (2) ausbleibende Nachnutzung und (3) geringe Diversifi-
kation mit kaum alternativen Wirtschaftszweigen in der Region. Da die vorliegenden Studien die Schließungen 
von Standorten betrachten, lässt sich nicht präzise vorhersagen, wie sich eine gezielte Ansiedlung von Militär-
stützpunkten im Vergleich zu Behörden auf strukturschwache Regionen auswirken würde. Ein großer Unter-
schied besteht zwischen Behörden und Militärstützpunkten mit Blick auf die Wahrscheinlichkeit eines Umzugs 
der Beschäftigten und ihren Familien. Soldatinnen und Soldaten rotieren regelmäßig zwischen Standorten, 
sind vielfach als Soldaten auf Zeit nur temporär bei der Bundeswehr, bekommen Unterkünfte in der Kaserne 
gestellt und sind häufig so jung, dass sie noch keine Familie haben. Aus diesen Gründen ist ein Umzug mit 
Familie zum neuen Standort tendenziell unwahrscheinlicher als bei Beschäftigten einer zivilen Behörde. Bei 
gleicher Personalstärke werden somit kleinere Effekte für Militärstützpunkte erwartet. 

Verlässliche Evidenz für den Effekt von Behördenansiedlungen auf regionalökonomische Kennzahlen ist letzt-
lich nur im Rahmen einer Kausalanalyse aufzudecken. Das grundsätzliche Problem ist jedoch, dass potenzielle 
strukturschwache Zielregionen spezifische Charakteristika aufweisen und deshalb nur bedingt mit anderen 
Regionen vergleichbar sind. In dem aus wissenschaftlicher Sicht idealen Fall würde der Zufall über Auswahl 
einer Region als zukünftiger Behördenstandort entscheiden. Tatsächlich werden Standortentscheidungen 
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jedoch im Regelfall unter der Berücksichtigung vielfältiger Restriktionen getroffen; auch die Einflussnahme 
lokaler politischer Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger spielt eine wichtige Rolle. Gängige 
Evaluationsmethoden, die die Zufälligkeit der Standortentscheidung voraussetzen, sind daher nicht anwend-
bar. Bestenfalls können Hilfslösungen gefunden werden, die jedoch mangels verfügbarer Daten in dem hier 
bearbeiteten Vorhaben nicht angewendet werden konnten. 

Den Hauptteil dieser Studie stellt die Evaluation von vier Fallstudien neuangesiedelter Behörden dar: 

– Das Amt für Ländliche Entwicklung (ALE) Oberpfalz in Tirschenreuth,
– das zukünftig in Mühldorf am Inn ansässige ALE Oberbayern,
– die Außenstelle des Bundesamts für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) in Weißwasser, sowie
– das Umweltbundesamt (UBA) in Dessau-Roßlau.

Ziel der Evaluation ist es, zu untersuchen wie Ansiedlungen von Behörden und öffentlichen Einrichtungen in 
strukturschwachen Regionen erfolgreich umgesetzt werden können. Hierbei sind die Effekte von Behörden-
ansiedlungen auf den regionalen Arbeitsmarkt, die regionale Nachfrage und die Bevölkerungsentwicklung 
von Bedeutung sowie die Frage, inwieweit eine Behördenansiedlung allgemein zur Aufwertung einer Region 
und somit zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse beitragen kann. Die Befunde der teilstrukturierten 
Interviews liefern letztlich nur anekdotische Evidenz und sind bedingt durch die kleine Beobachtungszahl nur 
eingeschränkt generalisierbar. Um die konkreten Effekte einer Behördenansiedlung in diesem Kontext bezif-
fern zu können, wäre eine Kausalanalyse notwendig. Dennoch können diese qualitativen Befunde einen An-
satzpunkt für weiterführende Forschung darstellen. Neben möglichen regionalökonomischen Effekten wird 
durch die teilstrukturierten Interviews zudem auch die Innensicht der Behörde, beispielweise die Effizienz der 
Arbeitsabläufe, die Zufriedenheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die Rekrutierung von Fachkräften 
in ländlichen und strukturschwachen Gebieten betrachtet. Auf diese Weise wird die Frage beantwortet, welche 
Faktoren für eine erfolgreiche Ansiedlung einer Behörde in strukturschwachen Regionen wichtig sind, worauf 
bei der Wahl eines geeigneten Ansiedlungsstandortes sowie einer geeigneten anzusiedelnden Behörde zu 
achten ist und wo Potentiale für Verbesserungen im Ansiedlungsprozess liegen. Methodisch wurden die vier 
ausgewählten Ansiedlungen von Behörden auf Basis von 34 teilstrukturieren, leitfadenorientierten Interviews 
evaluiert. Es wurden 27 Beschäftigte der Behörden aus verschiedenen Hierarchieebenen und sieben Stakehol-
der der jeweiligen Zielregion interviewt. Ergänzend wurden Onlineumfragen unter insgesamt 652 Beschäftig-
ten von zwei der untersuchten Behörden durchgeführt. 

Das ALE Oberpfalz wurde im Jahr 2013 von Regensburg in die knapp 100 km entfernte Stadt Tirschenreuth 
verlagert. Die jahrelange Unsicherheit hinsichtlich des Verlagerungszeitpunkts und des zukünftigen Ansied-
lungsortes hat sich laut der Beschäftigten lähmend auf die Arbeit in der Behörde ausgewirkt. Ebenfalls sei 
die Verlagerung mit einem Verlust von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, Erfahrung und Kompetenz verbun-
den gewesen. Langfristig habe die Verlagerung jedoch dazu geführt, dass der Personalkörper deutlich jün-
ger und diverser aufgestellt sei. Das wiederum wirke sich positiv auf das Arbeitsklima und die Motivation in 
der Behörde aus. Ebenfalls positiv hervorzuheben sei die enge Zusammenarbeit mit der lokalen Hochschule. 
Mit dieser Strategie sei es dem ALE Oberpfalz gelungen, der begrenzten Verfügbarkeit von Fachkräften in der 
strukturschwachen Oberpfalz entgegenzuwirken. Darüber hinaus habe die Ansiedlung des ALE Oberpfalz zur 
Aufwertung des Standortes Tirschenreuth beigetragen und eine positive Signalwirkung für die Region entfal-
tet. Laut Aussage der regionalen Wirtschaftsvertretung hat sich die Ansiedlung zudem positiv auf die örtliche 
Nachfrage ausgewirkt.

Das ALE Oberbayern soll im Rahmen der Heimatstrategie der Bayerischen Staatsregierung im Jahr 2025 von 
München nach Mühldorf am Inn verlagert werden. Die definierten Rahmenbedingungen bieten Vorteile ge-
genüber der Umsetzung im Fall des ALE Oberpfalz: Der Umzug der Beschäftigten nach Mühldorf soll freiwillig 
erfolgen, die hohe Sozialverträglichkeit resultiert aus der Unterstützung von Bewerbungen auf andere Stellen 
in anderen Behörden. Dennoch drohen nach Auffassung der Befragten ähnliche Probleme wie bei der Verla-
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gerung nach Tirschenreuth. Ein Personalumbau mit verstärkter Ausbildung sei notwendig, um den aus der 
Verlagerung resultierenden Personalverlust auszugleichen. Das binde mittelfristig Ressourcen und führe zu Ef-
fizienzverlusten. Außerdem sei auch bei der Verlagerung nach Mühldorf nicht auf eine zentrale Lage innerhalb 
des Dienstbezirkes geachtet worden. Wie am ALE Oberpfalz werde es dadurch zu längeren privaten wie dienst-
lichen Fahrtzeiten für die Beschäftigten kommen. Die Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner bezwei-
feln darüber hinaus, ob eine Stärkung des wirtschaftlichen Raums Mühldorf notwendig sei, da Mühldorf mit 
seiner Nähe zum Ballungsraum München bereits Wachstumstendenzen aufweist. Inwieweit regionalökono-
mische Anstoßeffekte durch die Ansiedlung zu erwarten sind, kann zum derzeitigen Zeitpunkt nicht beurteilt 
werden. Lehren aus der Verlagerung des ALE Oberpfalz wurden nur im geringen Maße von den politischen 
Verantwortungsträgerinnen und Verantwortungsträgern gezogen. 

Die Außenstelle des BAFA in Weißwasser wurde im März 2020 neu angesiedelt. Die befragten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des BAFA zeigten sich mehrheitlich zufrieden mit ihrer Arbeitssituation und beurteilen die 
Ansiedlung als eine sinnvolle Maßnahme. Einige Befragte berichteten, durch die Ansiedlung des BAFA eine 
neue berufliche Perspektive erhalten zu haben. Im Gegensatz zur Verlagerung des ALE Oberpfalz lag zwischen 
Beschluss und Ansiedlung der Behörde nur sehr wenig Zeit. Das ist für eine Neuansiedlung nicht unbedingt 
problematisch. Die Zusammenarbeit mit dem Haupthaus und die Einarbeitung in die Behörde wurden als 
positiv beschrieben. Das besonders hohe Tempo beim Aufbau der Behörde führe jedoch zu Ineffizienzen, auch 
weil nicht alle Stellen unmittelbar besetzt werden konnten. Einige der Befragten berichteten, die Behörde hät-
te die ihr zugewiesenen Aufgaben im ersten Jahr noch nicht vollumfänglich erfüllen können. Es sei außerdem 
teils schwierig, geeignetes Personal für die ausgeschriebenen Stellen zu finden, insbesondere bei Stellen des 
gehobenen und höheren Dienstes. Der Großteil der Beschäftigten am BAFA käme aus der Region. Die An-
siedlung des BAFA trage dadurch zur Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten und zur Diversifikation der 
regionalen Wirtschaftsstruktur bei. Zuzug nach Weißwasser durch die Ansiedlung des BAFA trete nur verein-
zelt auf, dennoch werden stimulierende Effekte auf die örtliche Nachfrage erwartet. Inwiefern das ausreicht, 
um nachhaltig die regionale Wirtschaft und Beschäftigung zu stärken sowie den sinkenden Bevölkerungszah-
len entgegenzuwirken, kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht beurteilt werden. Die Ansiedlung des 
BAFA sei in der Region mehrheitlich als positives Signal der Politik aufgefasst worden. 

Das UBA wurde 2005 von Berlin in das 120 km entfernte Dessau (inzwischen: Dessau-Roßlau) verlagert. Seit 
dem Beschluss im Jahr 1992 vergingen 13 Jahre bis zum endgültigen Umzug. Im Gegensatz zum ALE Oberpfalz 
wurde dieser lange Zeitraum zumeist positiv bewertet, da er den Beschäftigten genügend Zeit gab, sich auf die 
Verlagerung einzustellen. Zudem war für neue Beschäftigte von Anfang an klar, dass mittelfristig der Dienst-
ort in Dessau sein würde. Die Bewertung der Verlagerung des UBA unterscheidet sich zwischen den Befragten 
stark. Negativ wurde auf das Problem der Personalgewinnung am Standort Dessau-Roßlau hingewiesen. Da 
am UBA überwiegend hochqualifizierte Fachkräfte beschäftigt seien, könne nur in geringem Umfang aus der 
lokal ansässigen Bevölkerung rekrutiert werden. Für potenzielle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sei Dessau- 
Roßlau als Lebensmittelpunkt oft nicht attraktiv genug. Häufig pendeln Beschäftigte, beispielsweise aus dem 
Raum Halle-Leipzig. Dennoch dürfte die Ansiedlung des UBA in Dessau-Roßlau über die Jahre zu einem ge-
wissen Zuzug in die Region geführt haben. Dies wird aus einer Umfrage unter den Beschäftigten deutlich, 
in der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nach dem Umzug eingestellt wurden, mehrheitlich angeben in 
einem Umkreis von ca. 40 km um Dessau-Roßlau zu wohnen, während Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
bereits vor dem Umzug am UBA beschäftigt waren, auch heute noch häufig in Berlin wohnen. Ob dieser Zuzug 
im Vergleich zur Größe Dessau-Roßlaus jedoch ausreicht, um die regionale Wirtschaft nachhaltig zu stärken, 
erscheint fraglich.

Insgesamt wurde im Rahmen der Interviews in den vier Behörden das Engagement von Landes- und Lokal-
politikerinnen und -politikern bei der Entscheidung für einen bestimmten Standort betont. Welcher struk-
turschwache Standort zum Behördenstandort wird, geht häufig auf den Einsatz von Einzelpersonen zurück. 
Gleichzeitig sei die Anziehungskraft der Region entscheidend, um tatsächlich neue Beschäftigte in eine Region 
zu locken und von möglichen Multiplikatoreffekten zu profitieren. Hierzu gehören neben der allgemeinen 
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Attraktivität des Standortes vor allem eine gute Infrastruktur sowie Beschäftigungsmöglichkeiten für Partner-
innen und Partner. Die Standortattraktivität hängt allerdings auch von gesellschaftspolitischen Faktoren, wie 
dem Wahlverhalten der lokalen Bevölkerung und ihrer Altersstruktur ab. Standorte, die in besonderem Maße 
strukturschwach sind, werden kaum mit Multiplikatoreffekten rechnen können. Auch die Aussicht auf eine un-
befristete Beschäftigung spielt eine wichtige Rolle für die Bereitschaft, in die Region zu ziehen. Die Möglichkeit 
zu mobilem Arbeiten kann ein wichtiges Instrument einer Behörde im strukturschwachen Raum sein, Fachkräf-
teknappheit auszugleichen. Allerdings verstärkt das Instrument die Neigung von Behördenmitarbeiterinnen 
und -mitarbeitern, ihren Wohnort unabhängig vom Arbeitsort zu wählen. Neben dem erhofften Zuzug von 
Menschen in strukturschwache Gebiete, kann sich eine Behördenansiedlung jedoch, wie in Weißwasser und 
Tirschenreuth berichtet, auch positiv auf die Beschäftigungsperspektiven der Menschen in der Region aus-
wirken und somit strukturstärkende Wirkung haben. In den genannten Fallstudien wurde die Ansiedlung von 
der Bevölkerung sehr positiv aufgefasst. Auch von gesteigerter Konsumnachfrage wurde vereinzelt berichtet. 
Inwiefern diese jedoch nachhaltigen und quantifizierbaren Einfluss auf die Region hat, kann auf Basis der qua-
litativen Analyse nicht beantwortet werden.

Um Ineffizienzen im Zuge von Verlagerungen und Neuansiedlungen zu vermeiden, sollte der zeitliche Rah-
men der Behördenansiedlung umsichtig gewählt werden. Für Verlagerungen scheint ein Zeitraum von zehn 
Jahren am Beispiel der Ämter für Ländliche Entwicklung und des UBA angemessen. Verlagerungen gingen bei 
den untersuchten Fällen mit teils gravierenden Verlusten von Beschäftigten einher. Ein Wissensverlust kann in 
diesem Zuge nur vermieden werden, wenn der Zeitraum für die Umsiedlung die Einarbeitung neuer Beschäf-
tigter erlaubt und durch erhöhte Planungssicherheit erfahrene Beschäftigte länger gehalten werden können. 
Außerdem bietet eine enge Zusammenarbeit mit regionalen Ausbildungsstätten eine Chance, um Personalbe-
schaffungsproblemen entgegenzuwirken. Eine weitere Möglichkeit, den Wissens- und Beschäftigtenverlust zu 
begrenzen, ist das mobile Arbeiten. Dieses erhöht jedoch die Anreize für Beschäftigte, ihren Wohnort nicht an 
den Behördenstandort zu verlagern. Die Behörde sieht sich also im Spannungsfeld zwischen ihrem politisch 
definierten Ziel der Strukturförderung und dem Erhalt der behördeninternen Arbeitsfähigkeit und Effizienz. 
Ein wichtiges Ergebnis ist, dass die Erfolgschancen einer Behördenansiedlung vor allem dann hoch sind, wenn 
es sich um die Neugründung einer Behörde bzw. eines Behördenstandortes handelt. Bei einer Verlagerung 
einer Behörde treten hingegen häufig größere Schwierigkeiten auf, vor allem aufgrund des zu erwartenden 
Verlusts an Fachkräften und daraus resultierenden Schwierigkeiten bei der Aufgabenerledigung. Zudem pen-
deln im Falle einer Verlagerung in den ersten Jahren viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an den neuen Be-
hördenstandort. Ein Bevölkerungseffekt tritt daher bestenfalls mit zeitlicher Verzögerung ein. Darüber hinaus 
sollte gezielt darauf geachtet werden, dass die Zielregion den Arbeitskräftebedarf einer neuangesiedelten Be-
hörde ausreichend abdecken kann. Im Rahmen der Interviews wird mehrfach von Personalbeschaffungspro-
blemen, vor allem für höher qualifiziertes Personal berichtet. Hochqualifiziertes Personal bringe jedoch eine 
geringere Bereitschaft mit, in Standortregionen mit niedriger Attraktivität zu ziehen, was für strukturschwache 
Gebiete häufig zutrifft. Stellen mit geringerem Qualifikationsanforderungen ließen sich zumeist regional be-
setzen. Somit bieten sich eher Behörden mit geringerem Bedarf an hochqualifizierten Arbeitskräften für eine 
Ansiedlung in strukturschwachen Gebieten an.

In den an die Interviews anschließenden Onlineumfragen unter 652 Beschäftigten des ALE Oberpfalz und des 
UBA in Dessau-Roßlau wurden die Eindrücke der Interviews weiter vertieft und quantitativ ergänzt. Im Rah-
men der Umfragen bewerteten die Beschäftigten die Ansiedlung der jeweiligen Behörde und die Auswirkun-
gen der Ansiedlung auf verschiedene Lebensbereiche. Es zeigte sich, dass nach der Verlagerung eingestellte 
Beschäftigte näher am Arbeitsort wohnen und die Verlagerung positiver bewerten als ihre zuvor schon für die 
Behörden tätigen Kolleginnen und Kollegen. Vor der Verlagerung beschäftigte Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter gaben negative Auswirkungen auf Fahrtzeiten und Freizeit an. Insgesamt zeigte sich im Abstand von 
mehreren Jahren zur Verlagerung ein durchweg positives Stimmungsbild unter den Beschäftigten. 

Die Fähigkeit der Wissenschaft, am regional- und strukturpolitischen Diskurs teilzunehmen sowie Behörden 
und Politik zu beraten, hängt wesentlich von der Möglichkeit ab, den Status quo und die Entwicklung der ver-
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gangenen Jahre mit Daten zu evaluieren. Eine detaillierte Datenbank zu Beschäftigten von Bundes- und Lan-
deseinrichtungen auf Ebene der Gemeinden ist dafür eine wichtige Grundlage. Aktuell liegt diese nicht vor. Mit 
den verfügbaren Daten kann die geografische Verteilung von Bundeseinrichtungen zumindest approximiert 
werden. Die kartographische Darstellung zeigt, dass Bundeseinrichtungen bislang selten in ländlichen Regi-
onen angesiedelt sind. Von der Gesamtheit der Bundesbeschäftigten haben in 2020 nur 6 % ihren Dienstsitz 
in peripherer oder sehr peripherer Lage, obwohl 25 % der Bevölkerung dort lebt. Ob sich die Lebenssituation 
dieser Bevölkerungsgruppe durch eine Behördenansiedlung verbessern würde, könnte anhand einer detail-
lierten Datenbank untersucht werden. Zum Beispiel wäre es im Rahmen von Panel-Daten-Analysen möglich, 
Aussagen über den Zusammenhang zwischen Bundesbeschäftigten und Zielgrößen wie Beschäftigung im pri-
vaten Sektor auf regionaler Ebene zu treffen. Zudem könnten über eine solche Datenbank gezielt Fallstudien 
identifiziert werden, die kausale Rückschlüsse auf die Wirkung von Behördenansiedlungen zulassen.

Der Aufbau einer detaillierten Datenbank zu Behördenstandorten und -beschäftigten sollte konsequent fort-
gesetzt und nach Möglichkeit intensiviert werden. Die Grundlage kann die Personalstandstatistik des Statis-
tischen Bundesamtes bilden. Zentrale Voraussetzungen an die Datenbank sind, dass (1) diese Bundes- und 
Landesbehörden inkludiert, (2) die Daten auf Ebene der Gemeinden zur Verfügung stehen, (3) der Dienst- oder 
Arbeitsort präzise erfasst und von dem Hauptsitz der Behörde getrennt aufgeführt wird, (4) zumindest zivile 
Beschäftigte von Soldatinnen und Soldaten getrennt werden oder im Optimalfall eine separate Auflistung für 
jede Behörde erfolgt, (5) eine Vergleichbarkeit zwischen Jahren besteht und der Datensatz auch rückwirkend 
erstellt wird.
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The decentralization of government authorities is an element of active structural policy. By locating govern-
ment authorities in regions in need of economic development, policy makers aim to relieve the pressure on 
urban centers and strengthen structurally weaker regions, thereby helping to create equal living conditions. 
This can be triggered, for example, by new employment opportunities in the regions where they are located. 
The present study, commissioned by the Federal Ministry of the Interior, Building and Community (BMI) in 
cooperation with the Federal Institute for Research on Building, Urban Affairs and Spatial Development (BBSR), 
examines the extent to which the establishment of authorities is a suitable instrument for creating equal living 
conditions and equal sustainable spatial development. To answer this question, the relevant scientific litera-
ture and available data on German government authorities’ locations as well as four establishments of public 
authorities in structurally weak regions are examined in more detail. For this purpose, interviews were conduc-
ted with employees of the selected authorities as well as with representatives from the regional economy and 
politics. In addition, online surveys were conducted at two of the authorities.

In a literature review, the empirical evidence on the effects of establishments of government authorities is 
examined. Previous studies showed partly contradictory effects for past establishments of public authorities. 
While positive effects on employment in the target region were documented for some establishments, others 
showed no effects or negative effects due to displacement effects. Displacement effects occur if the labor sup-
ply at the new location is low and employees transfer from the private sector to the public sector. Therefore, 
when labor supply is low, it is critical that government employees are recruited externally. 

In an excursus, the location-strengthening effect of military bases is discussed. In theory, military bases, like 
civilian authorities, can stimulate economic activity in a region via the influx of employees with their families 
and demand by local consumers. The literature on military base closures shows that the overall impact on the 
regional economy is small. Military bases tend to have little connection to the region and are re-used by local 
government actors or private investors after closure. Thus, the loss of civilian jobs after a closure is quickly 
compensated. Nevertheless, there are individual regions where the withdrawal of soldiers is accompanied by 
a more profound economic shock. Three factors favor this: (1) large sites, (2) lack of reuse, and (3) low diversi-
fication with few alternative industries in the region. Because the existing studies look at site closures, it is not 
possible to accurately predict how targeted military bases would affect structurally weak regions compared to 
government agencies. A major difference exists between government agencies and military bases with regard 
to the likelihood of employees and their families relocating. Soldiers regularly rotate between locations, are 
often only temporarily with the Bundeswehr as temporary soldiers, are provided with accommodation in the 
barracks and are often so young that they do not yet have a family. For these reasons, a move with family to 
the new location tends to be less likely than for employees of a civilian agency. Thus, for the same number of 
personnel, smaller effects are expected for military bases. 

Reliable evidence of the effect of the establishment of government authorities on regional economic indi-
cators can ultimately only be revealed within the framework of a causal analysis. The fundamental problem, 
however, is that potential structurally weak target regions have specific characteristics and are therefore only 
comparable with other regions to a limited extent. In the ideal case from a scientific point of view, chance 
would decide on the selection of a region as the future location of a government authority. In reality, however, 
location decisions are usually made taking into account a wide range of restrictions; the influence of local 
political decision-makers also plays an important role. Conventional evaluation methods that assume the ran-
domness of the location decision are therefore not applicable. At best, auxiliary solutions can be found, which, 
however, could not be applied in this project due to the lack of available data. 
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The main part of this study is the evaluation of four case studies of newly established authorities: 

– The Office for Rural Development (ALE) Upper Palatinate in Tirschenreuth, 
– the ALE Upper Bavaria, which will be relocated in Mühldorf am Inn, 

 – the branch office of the Federal Office of Economics and Export Control (BAFA) in Weißwasser, and 
– the Federal Environment Agency (UBA) in Dessau-Roßlau. 

The aim of the evaluation is to examine how the establishment of government authorities in structurally weak 
regions can be successfully implemented. In this context, the effects of the establishment of public authorities 
on the regional labor market, regional demand and population development are of importance, as is the ques-
tion of the extent to which the establishment of public authorities can generally contribute to the upgrading of 
a region and thus to the creation of equivalent living conditions. The findings of the semi-structured interviews 
ultimately provide only anecdotal evidence and can only be generalized to a limited extent due to the small 
number of observations. A causal analysis would be necessary to quantify the concrete effects of an establish-
ment of authorities in this context.

Nevertheless, these qualitative findings can provide a starting point for further research. In addition to possible 
regional economic effects, the semi-structured interviews also look at the internal view of the government 
authority, for example the efficiency of work processes, employee satisfaction and the recruitment of skilled 
workers in rural and structurally weak areas. 

In this way, it is possible to determine which factors are important for the successful establishment of a govern-
ment authority in structurally weak regions, what needs to be taken into account when choosing a suitable 
location and where there is potential for improvement in the establishment process. Methodically, the four 
selected establishments of public authorities were evaluated on the basis of 34 semi-structured, guideline-ori-
ented interviews. Twenty-seven employees of the authorities from different hierarchical levels and seven stake-
holders of the respective target region were interviewed. In addition, online surveys were conducted among a 
total of 652 employees of two of the authorities studied. 

In 2013, the ALE Upper Palatinate was relocated from Regensburg to Tirschenreuth, which is almost 100 km 
away. According to the employees, the years of uncertainty regarding the timing of the relocation and the 
future location had a paralyzing effect on their work at the agency. The relocation was also associated with 
a loss of employees, experience and competence. In the long term, however, the relocation has resulted in a 
much younger and more diverse workforce. This, in turn, had a positive effect on the working atmosphere and 
motivation at the agency. Another positive aspect is the close cooperation with the local university. With this 
strategy, ALE Upper Palatinate has succeeded in counteracting the limited availability of skilled workers in the 
structurally weak Upper Palatinate. In addition, the establishment of ALE Upper Palatinate contributed to the 
upgrading of Tirschenreuth as a business location and has had a positive signal effect for the region. According 
to the regional business representative, the establishment has also had a positive effect on local demand.

The ALE Upper Bavaria is to be relocated from Munich to Mühldorf am Inn in 2025 as part of the Bavarian state 
government’s homeland strategy. The defined framework conditions offer advantages compared to the imple-
mentation in the case of ALE Upper Palatinate: The relocation of employees to Mühldorf is to be voluntary, and 
the high social compatibility results from the support of applications of current employees for other positions 
in other authorities. Nevertheless, according to the interviewees, there is a threat of similar problems as with 
the relocation to Tirschenreuth. Staff restructuring with increased training would be necessary to compensate 
for the loss of personnel resulting from the relocation. In the medium term, this would tie up resources and 
lead to efficiency losses. In addition, the relocation decision to Mühldorf did not take into account the necessity 
of the agency to be located centrally within the service district. As at ALE Upper Palatinate, this would result in 
longer private and business travel times for employees. The interviewees also questioned whether a strengthe-
ning of the economic area of Mühldorf was necessary, since Mühldorf, with its proximity to the conurbation of 
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Munich, was already showing growth tendencies. The extent to which regional economic stimulus effects can 
be expected from the relocation cannot be assessed at the present time. Lessons from the relocation of the ALE 
Upper Palatinate have only been drawn to a limited extent by the political decision-makers. 

The BAFA branch office in Weißwasser was established in March 2020. The majority of the BAFA employees in-
terviewed were satisfied with their work situation and assessed the establishment as a sensible measure. Some 
respondents reported that they had gained a new professional perspective as a result of BAFA’s establishment. 
In contrast to the relocation of ALE Upper Palatinate, there was very little time between the decision and the 
establishment of the government authority. This is not necessarily problematic for a new establishment. The 
cooperation with the main office and the familiarization with the government authority were described as 
positive. However, the particularly fast pace of setting up the government authority led to inefficiencies, in 
part because not all positions could be filled immediately. Some respondents reported that the agency had 
not yet been able to fully perform the tasks assigned to it in its first year. In addition, it is sometimes difficult to 
find suitable personnel for the advertised positions, especially at senior and higher levels of the civil service. 
The majority of employees at BAFA originates from the region. The establishment of the BAFA thus contributes 
to the creation of employment opportunities and to the diversification of the regional economic structure. 
BAFA’s location in Weißwasser would only lead to isolated influxes, but it is expected to have a stimulating 
effect on local demand. To what extent this is sufficient to sustainably strengthen the regional economy and 
employment as well as to counteract the declining population figures cannot be assessed at this point in time. 
The establishment of the BAFA was reported to have been perceived by the majority in the region as a positive 
signal from politics. 

In 2005, the UBA was relocated from Berlin to Dessau (now Dessau-Roßlau), 120 km away. After the decision 
in 1992, 13 years passed until the final move. In contrast to ALE Upper Palatinate, this long period was mostly 
viewed positively, as it gave employees enough time to adjust to the relocation. In addition, it was clear to 
new employees from the beginning that in the medium term the place of employment would be Dessau. The 
evaluation of the relocation of the UBA differs greatly between the interviewees. The problem of recruiting 
personnel at the Dessau-Roßlau site was pointed out negatively. Since UBA employs predominantly highly 
qualified specialists, it is only possible to recruit to a limited extent from the local resident population. For 
potential employees, Dessau-Roßlau is often not attractive enough as a place to live. Employees therefore 
commute to a grate extend, for example from the Halle-Leipzig area. Nevertheless, the establishment of UBA 
in Dessau-R oßlau is likely to have led to a certain influx into the region over the years. This is clear from a survey 
of employees, in which the majority of employees, who were hired after the move, state that they live within 
a radius of about 40 km of Dessau-Roßlau, while employees who were already employed at UBA before the 
move still frequently live in Berlin. However, it seems questionable whether this influx is sufficient to sustain-
ably strengthen the regional economy compared to the size of Dessau-Roßlau.

Overall, the interviews in the four authorities emphasized the commitment of state and local politicians in de-
ciding on a particular location. Which structurally weak location becomes a government authority location is 
often due to the efforts of individuals. At the same time, the attractiveness of the region is decisive in actually 
attracting new employees to a region and benefiting from possible multiplier effects. In addition to the general 
attractiveness of the location, this includes above all a good infrastructure and employment opportunities for 
partners. However, the attractiveness of a location also depends on sociopolitical factors such as the voting be-
havior of the local population and its age structure. Locations that are particularly structurally weak will hardly 
be able to count on multiplier effects. The prospect of permanent employment also plays an important role in 
the willingness to move to the region. The possibility of mobile working can be an important instrument for a 
government authority in a structurally weak region to compensate for shortages of skilled workers. However, 
the instrument increases the tendency of government authority employees to choose their place of residence 
regardless of where they work. However, in addition to the hoped-for influx of people into structurally weak 
areas, a government authority establishment can also have a positive effect on the employment prospects of 
people in the region, as reported in Weißwasser and Tirschenreuth, and thus have a structurally strengthening 
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effect. In the case studies mentioned, the establishment is viewed very positively by the population. There are 
also isolated reports of increased consumer demand. However, the extent to which this has a sustainable and 
quantifiable impact on the region cannot be answered on the basis of the qualitative analysis.

In order to avoid inefficiencies in the course of new establishments and relocations, the time frame for the esta-
blishment of authorities should be chosen prudently. For relocations, a period of ten years seems appropriate, 
using the example of the Offices for Rural Development and the UBA. In the cases investigated, relocations 
were accompanied in some cases by serious losses of employees. A loss of knowledge can only be avoided 
if the period for relocation allows new employees to be trained and experienced employees can be retained 
longer for increased planning security. In addition, close cooperation with regional training centers offers an 
opportunity to counteract recruitment problems. Another way to limit the loss of knowledge and employees 
is mobile working. However, this increases the incentive for employees not to move their place of residence to 
the location of the government authority. The agency thus finds itself caught between its politically defined 
goal of promoting regional economic growth and maintaining the agency’s internal work capacity and effi-
ciency. An important result is that the chances of success of a government authority establishment are particu-
larly high when a new government authority is established. In the case of relocation of a government authority, 
on the other hand, greater difficulties often arise, above all due to the expected loss of specialized staff and 
the resulting difficulties in carrying out tasks. In addition, in case of a relocation, many employees commute to 
the new government authority location in the first few years. A population effect therefore occurs at best with 
a time lag. In addition, specific care should be taken to ensure that the target region can adequately cover the 
workforce requirements of a newly established government authority. During the interviews, there were seve-
ral reports of recruitment problems, especially for highly qualified personnel. Highly qualified personnel, how-
ever, is less willing to move to regions with low attractiveness, which is often the case in structurally weak areas. 
Jobs with lower qualification requirements could mostly be filled regionally. Thus, authorities with a lower 
demand for highly qualified workers are more likely to be successfully established in structurally weak areas.

In the online surveys among 652 employees of the ALE Upper Palatinate and the UBA in Dessau-Roßlau fol-
lowing the interviews, the impressions of the interviews are further deepened and quantitatively extended. 
Within the scope of the surveys, the employees evaluate the relocation of the respective government autho-
rity and the effects of the relocation on different aspects of their professional and personal life. It is found that 
employees hired after the relocation live closer to the place of work and evaluate the relocation more posi-
tively than their colleagues, who already worked for the authorities before. Pre-relocation employees report 
nega tive impacts on commute time and leisure time. Overall, several years after the relocation, a consistently 
positive sentiment emerges among employees. 

The ability of the scientific community to participate in regional and structural policy discourse and to advise 
authorities and policymakers depends largely on the ability to evaluate the Status quo and the development of 
past years with data. A detailed database on employees of federal and state authorities at the municipal level 
is a necessity for this task. Currently, such a database is not available. With the available data, the geographic 
distribution of federal facilities can at least be approximated. The cartographic representation shows that fe-
deral facilities have so far rarely been located in rural regions. Of the total federal workforce in 2020, only 6% are 
located in peripheral or very peripheral regions, although 25% of the population lives there. Whether the living 
situation of this population group would improve as a result of an agency establishment could be investigated 
using a detailed database. For example, as part of panel data analyses, it would be possible to make statements 
about the relationship between federal employees and target variables such as private sector employment at 
the regional level. In addition, such a database could be used to identify targeted case studies that allow causal 
inferences to be made about the impact of agency establishments.

The development of a detailed database on government authority locations and employees should be consis-
tently pursued and, if possible, intensified. The database can be based on the personnel statistics of the Ger-
man Federal Statistical Office. The key requirements for the database are that (1) it includes federal and state 
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authorities, (2) the data are available at the municipal level, (3) the place of service or work is precisely recorded 
and listed separately from the headquarters of the government authority, (4) at least civilian employees are se-
parated from servicemen and -women or, optimally, a separate listing is made for each government authority, 
(5) there is comparability between years and the data set is also created retrospectively.
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1 Einleitung

Die Dezentralisierung von Behörden stellt ein Element aktiver Strukturpolitik dar. Sie verfolgt das Ziel, struktur-
starke Regionen, wie beispielweise städtische Ballungszentren, zu entlasten und strukturschwächere Räume 
durch neue Beschäftigungsmöglichkeiten zu stärken. Die Ansiedlung von Behörden kann dabei durch weitere 
regionalpolitische Maßnahmen wie der Schaffung zusätzlicher Studienplätze in Universitäten oder Fachhoch-
schulen außerhalb der Ballungszentren ergänzt werden, um auf diese Weise Cluster von Behörden, Univer-
sitäten, außeruniversitären Forschungseinrichtungen und lokalen Unternehmen zu schaffen, die langfristige 
Wachstumsimpulse setzen und auf diese Weise zu gleichwertigen Lebensverhältnissen sowie der Verminde-
rung von Abwanderungstendenzen beitragen können. 

Die regionalökonomischen Erwartungen, die an Maßnahmen der Behördenneuansiedlung geknüpft werden, 
sind vielfältig, doch bisher fehlt es an Evaluationskonzepten. In einem ersten Schritt erfolgt daher in Kapitel 
2 eine Aufarbeitung bestehender Literatur zu den Effekten von Behördenverlagerungen bzw. -neuansiedlun-
gen. Die große Herausforderung bei der wissenschaftlichen Evaluierung der Ansiedlung von Behörden besteht 
darin, dass Behörden häufig zielgerichtet in Regionen verlagert werden, die nicht zufällig ausgewählt werden. 
Dazu zählen ganz im Sinne der Regionalförderung strukturschwache Regionen, aber auch Regionen, die po-
litische Entscheidungsträger gezielt nach anderen Kriterien auswählen. Diese Regionen unterscheiden sich 
systematisch von anderen – häufig zentralen, wirtschaftlich dynamischen – Behördenstandorten, sodass ein 
simpler Vergleich zwischen Regionen mit und ohne Behörden verzerrte Ergebnisse liefern würde. Selbst wenn 
sich die Zielregion einer Behörde nicht in ihrer wirtschaftlichen Dynamik und peripheren Lage von anderen 
Regionen unterscheidet, so legt allein die Tatsache, dass sie aus politischem Willen als Behördenstandort aus-
gewählt wurde, die Vermutung nahe, dass auch in anderen Bereichen ein besonderes politisches Augenmerk 
auf ihr liegt, wodurch eine Vergleichbarkeit mit anderen Regionen erneut erschwert wird. Bei der Beurteilung 
der Studien zur Ansiedlung von Behörden wird daher Wert auf den methodischen Ansatz gelegt, um die Er-
gebnisse einordnen zu können. 

Anschließend wird in Kapitel 3 die gegenwärtige räumliche Verteilung von Bundeseinrichtungen dargestellt. 
Anhand der Untergliederung der Standorte entsprechend ihrer räumlichen Lage wird deutlich, dass sich Bun-
deseinrichtungen in zentral gelegenen Orten ballen, während periphere oder sehr periphere Gemeinden als 
Standorte von Bundeseinrichtungen deutlich unterrepräsentiert sind. 

Um die Chancen und Probleme der Dezentralisierung von Behörden im Detail zu beschreiben, untersucht 
diese Studie vier Fallbeispiele von Behördenverlagerungen und -neuansiedlungen. Die Ergebnisse aus diesen 
Fallstudien werden in Kapitel 4 präsentiert. Die untersuchten Behörden sind das Amt für Ländliche Entwick-
lung Oberpfalz in Tirschenreuth, das Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern, zukünftig in Mühldorf am 
Inn, die Außenstelle des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle in Weißwasser sowie das Umwelt-
bundesamt in Dessau-Roßlau. Um den Ansiedlungsprozess zu beurteilen, wurden im Rahmen der Studie teil-
strukturierte Interviews mit den Beschäftigten von neu angesiedelten Behörden sowie Stakeholdern aus den 
Standortregionen geführt und Umfragen an den Behörden durchgeführt. 

Die Ergebnisse der Studie sowie Handlungsempfehlungen an die Politik werden in Kapitel 5 zusammengefasst.
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– Vergangene Behördenansiedlungen zeigten teils gegenteilige Effekte auf die Beschäftigung im privaten 
Sektor. Während für einige Ansiedlungen positive Effekte auf die Beschäftigung der Zielregion doku-
mentiert werden, zeigen andere Ansiedlungen keine, oder negative Effekte. Negative Effekte auf die 
Beschäftigung in der Zielregion werden beobachtet, wenn Beschäftigte in Folge einer Ansiedlung aus 
dem privaten Sektor in den öffentlichen wechseln und die Behörde somit als Konkurrenz zu privaten 
Unternehmen in der Zielregion auftritt.

– Ansiedlungen von Behörden und Militärstützpunkten wirken beide über den Zuzug von Beschäftigten 
mit ihren Familien und die Belebung der Wirtschaftsaktivität vor Ort. Ein großer Unterschied zwischen 
Behörden und Militärstützpunkten ist, dass für Soldatinnen und Soldaten ein regelmäßiger Umzug mit 
ihren Familien zum neuen Standort unwahrscheinlicher ist. Bei gleicher Personalstärke werden somit 
kleinere Effekte für Militärstützpunkte erwartet. 

– Regionen profitieren von der Ansiedlung von Behörden, wenn die angesiedelte öffentliche Einrichtung 
hinreichend groß ist und die Ansiedlung der Behörde mit der Ansiedlung ihrer Beschäftigten einhergeht. 

2.1 Methodische Vorüberlegungen

Die Untersuchung der Wirkung politischer Maßnahmen auf ökonomische Zielgrößen ist ein zentrales Ele-
ment der wirtschaftswissenschaftlichen Forschung.1 Um den Erfolg einer politischen Maßnahme zu eva-
luieren, muss ein überzeugender Ursache-Wirkungs-Zusammenhang hergestellt werden, d.h. eine kausale  
Interpretation des Zusammenhangs zwischen Maßnahme und den verfolgten Zielen möglich sein: Die Ziel-
größe sollte sich allein aufgrund des Einflusses der Maßnahme ändern. Das Problem hierbei ist, dass es 
auch andere Gründe geben kann, die ursächlich für einen vermeintlichen Zusammenhang zwischen der 
politischen Maßnahme und der Zielgröße sein können. Die Wissenschaft spricht hier von „Endogenitätspro-
blemen“. Moderne ökonometrische Methoden zur Evaluierung kausaler Effekte versuchen daher, „exogene“ 
Variation zu nutzen, also eine Variation in der Maßnahme, die unabhängig ist von Faktoren, die die Zielgröße 
beeinflussen. Im Idealzustand erfolgt die Zuteilung in Behandlungs- und Kontrollgruppe rein zufällig, d.h. 
im Zusammenhang der vorliegenden Studie würden Behörden an Standorte verlagert, die per Los ausge-
wählt wurden. Die Zufälligkeit stellt sicher, dass Behördenstandorte sich nicht systematisch von anderen Or-
ten (ohne Behörden) unterscheiden. Im Ergebnis könnte der kausale Effekt der Behördenansiedlung direkt 
quantifiziert werden, indem man die durchschnittliche Entwicklung zwischen Behördenstandorten und der 
Kontrollgruppe aller übrigen Orte vergleicht. Da außer in kontrollierten Experimenten die zufällige Zutei-
lung politischer Maßnahmen kaum möglich ist, sollen im Folgenden zwei Methoden vorgestellt werden, 
die versuchen, die zufällige Zuordnung mit nicht-experimentellen Daten nachzuahmen und die in der ver-
wandten Literatur zur Ansiedlung von Behörden angewendet werden.

Der Instrumentalvariablen-Ansatz (IV-Ansatz) wird angewendet, wenn die erklärende Variable mit dem 
Fehlerterm eines Regressionsmodells korreliert ist und dadurch der Schätzer inkonsistent wird. Dies kann 
beispielsweise auftreten, wenn man den Einfluss einer zunehmenden Anzahl von Bundesbeschäftigen im 
Zuge von Behördenverlagerungen oder -neuansiedlungen auf die Zahl der Arbeitsplätze im privaten Sektor 
untersucht. Die erklärende Variable, die die Zahl der Bundesbeschäftigten abbildet, wird durch einen Nähe-
rungswert ersetzt, der Ergebnis einer Schätzung mit Hilfe einer sogenannten Instrumentalvariable (das „In-
strument“) ist. Beispielsweise untersuchten Jofre-Monseny et al. (2020) den Effekt öffentlicher Arbeitsplät-
ze auf Arbeitsplätze im privaten Sektor. Sie nutzen dabei den Status als Provinz-Hauptstadt als Instrument 
für den Anstieg von Arbeitsplätzen im öffentlichen Sektor. Damit der Effekt von öffentlichen Arbeitsplät-

1 Die Ausführungen in diesem Abschnitt basieren auf Kugler et al. (2014).
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zen auf Arbeitsplätze im privaten Sektor als kausal interpretiert werden kann, müssen zwei Annahmen er- 
füllt sein:

(1) Relevanz: Der Status als Provinz-Hauptstadt muss einen Einfluss auf die dort angesiedelten Arbeitsplät-
ze im öffentlichen Sektor haben. Diese Annahme lässt sich empirisch testen und wurde durch die Autoren 
bestätigt.

(2) Exogenität: Der Status als Provinz-Hauptstadt darf keinen direkten Einfluss auf die Bevölkerungs- und 
Beschäftigungsentwicklung im privaten Sektor außer über den Kanal der angestiegenen öffentlichen Ar-
beitsplätze haben. Diese Annahme lässt sich nicht direkt testen. Die Autoren argumentierten, dass die 
Festlegung des Hauptstadtstatus zeitlich lange zurückliegt und deshalb keinen direkten Einfluss auf die 
Zielgrößen ca. 150 Jahre später haben sollte. Außerdem berücksichtigten sie einige beobachtbare Grö-
ßen – räumliche Lage, Bevölkerung, Arbeitslosigkeit, Anteil höherer Bildungsabschlüsse –, in denen sich 
Provinzhauptstädte nachweisbar von anderen Orten unterscheiden. 

Letztlich hängt die kausale Interpretation von Instrumentalvariablen-Schätzungen davon ab, wie überzeu-
gend dargelegt werden kann, dass das Instrument keinen direkten Einfluss – auch nicht über unbeobachtbare 
Faktoren – auf die Zielgröße(n) ausübt.

Beim Differenz-in-Differenzen-Ansatz (DiD) werden im einfachsten Fall zwei Gruppen zu zwei Zeitpunkten be-
trachtet. Zum ersten Zeitpunkt ist noch keine Gruppe von der politischen Maßnahme (z.B. einer Behördenan-
siedlung) betroffen. Zum zweiten Zeitpunkt hat dann eine Gruppe („Treatment-Gruppe“) an der politischen 
Maßnahme teilgenommen, die andere („Kontrollgruppe“) nicht. So betrachteten Becker et al. (2020) Bonn 
und 40 Kontrollstädte vor und nach der Verlegung des Regierungssitzes nach Bonn im Jahr 1949. Mithilfe des 
DiD-Ansatzes konnten die Autoren den Effekt der Verlagerung auf die Beschäftigung im privaten Sektor iden-
tifizieren, indem sie die durchschnittliche Veränderung der Beschäftigung in Bonn und den Vergleichsstädten 
miteinander verglichen. Somit wurden in zwei Dimensionen Differenzen gebildet: Die erste Differenz ist die 
durchschnittliche Veränderung der Beschäftigung zwischen den Beobachtungszeitpunkten, die separat für 
Bonn und die Kontrollstädte berechnet wird. Die zweite Differenz bildet den Unterschied zwischen diesen 
Differenzen und misst, wie sich die Veränderung der Beschäftigung zwischen Bonn und den Kontrollstädten 
über die Zeit unterscheidet. Sie wird als kausaler Effekt der Verlagerung des Regierungssitzes interpretiert. Die 
zentrale Annahme, die dafür gelten muss, ist, dass der Beschäftigungstrend im privaten Sektor in Bonn und 
den Kontrollstädten ohne die Verlagerung des Regierungssitzes ähnlich verlaufen wäre. Aus diesem Grund 
wählten die Autoren Vergleichsstädte, die Bonn hinsichtlich der Bevölkerung ähneln und vergleichen die Be-
schäftigungsentwicklung zwischen Bonn und der Kontrollgruppe vor der Verlagerung des Regierungssitzes.

2.2 Wissenschaftliche Literatur

Die Ansiedlung öffentlicher Behörden im ländlichen Raum wird zunehmend als mögliches regionalökonomi-
sches Instrument zur Stärkung strukturschwacher Regionen diskutiert. Ziel ist es, ökonomische Unterschie-
de zwischen Agglomerationsräumen und ländlichen Gebieten zu reduzieren. Von der Behördenverlagerung 
bzw. -neuansiedlung verspricht man sich positive Arbeitsmarkteffekte für die strukturschwächeren Gebiete 
einerseits, aber auch eine Entlastung der Metropolregionen andererseits. Positive Effekte für die Zielregionen 
erhofft man sich dabei nicht nur auf direktem Weg durch die Schaffung neuer Arbeitsplätze, sondern auch 
indirekt durch eine gesteigerte Nachfrage. Solche Zweitrundeneffekte treten beispielsweise auf, wenn die ge-
schaffenen Arbeitsplätze der öffentlichen Verwaltung sowie die Nachfrage der öffentlichen Hand zu einem 
gesteigerten Konsumniveau in der Region führen. Dies kann sich wiederum auf den Arbeitsmarkt in der Privat-
wirtschaft auswirken. Letztlich zielen politische Entscheidungen dieser Art somit nicht nur auf eine Stärkung 
des Arbeitsmarktes, sondern auch auf die Verbesserung der Qualität gesamter Standorte ab. Bisher gibt es 
vergleichsweise wenige Studien, die diesen Zusammenhang empirisch untersuchen. Dennoch liefern sie erste 
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Evidenz dafür, dass mehr Arbeitsplätze im öffentlichen Sektor auch die Zahl der Arbeitsplätze im privaten Sek-
tor, insbesondere im Dienstleistungsbereich, steigern können (Faggio et al. 2016, Faggio 2019). Neben diesen 
positiven Auswirkungen sind aber auch negative Verdrängungseffekte durch eine gesteigerte Konkurrenz am 
Arbeitsmarkt zwischen öffentlichem und privatem Sektor oder durch ein steigendes Preisniveau, beispielswei-
se im Immobiliensektor, denkbar. Das kann unter anderem eine Verdrängung des produzierenden Gewerbes 
zur Folge haben (Auricchio et al. 2020, Becker et al. 2020).

Auch wenn die Untersuchung des Einflusses von Behördenansiedlungen auf die Struktur und Dynamik re-
gionaler Arbeitsmärkte politisch zunehmend an Bedeutung gewinnt, liefert die wissenschaftliche Literatur 
bisher nur begrenzt Evidenz für derartige Effekte von Behördenansiedlungen (vgl. Neumark/Simpson 2015, 
Frei/Thum 2019). Ein Grund dafür liegt in der Schwierigkeit, Effekte der Ansiedlung von Behörden tatsächlich 
kausal zu identifizieren. Denn die Auswahl von Zielregionen ist häufig an konkrete Kriterien geknüpft. Derarti-
ge politische Entscheidungen können somit kaum als zufällig betrachtet werden. Die dabei auftretenden, viel-
schichtigen Einflüsse und Interdependenzen lassen sich dann nur mit kausalen Analysemethoden und unter 
bestimmten Annahmen empirisch berücksichtigen. Um den Effekt einer Behördenansiedlung kausal zu iden-
tifizieren, fehlt es an der Kenntnis darüber, wie sich ein Standort tatsächlich ohne die angesiedelte Behörde 
entwickelt hätte. Dennoch gab es in den letzten Jahren zunehmend Versuche, der Frage um den Einfluss von 
verlagerten Behörden auf regionale Arbeitsmärkte nachzugehen. 

Zunächst liefern Studien zu Arbeitsmarktstrukturen in verschiedenen Ländern erste Erkenntnisse zum Zusam-
menhang zwischen öffentlichen und privaten Arbeitsplätzen. Jofre-Monseny et al. (2020) untersuchten die Ar-
beitsmarktentwicklung in spanischen Städten basierend auf Arbeitsmarktdaten von 1980 bis 2001 und fanden 
dabei einen Multiplikatoreffekt zwischen Arbeitsplätzen im öffentlichen und privaten Sektor. Im betreffenden 
Zeitraum stiegen die Arbeitsplätze im öffentlichen Bereich von 1,4 Mio. auf 3,3 Mio., wobei dieses Wachstum 
in erster Linie auf strukturschwächere Städte zurückzuführen war. Auf einen zusätzlichen Arbeitsplatz im öf-
fentlichen Sektor kamen in diesem Zeitraum 1,3 zusätzliche Arbeitsplätze im Privatsektor. Ein Blick auf die 
einzelnen Teilbereiche des Privatsektors zeigte jedoch, dass es zu Verschiebungen in der Arbeitsmarktstruk-
tur kam. Während der Dienstleistungssektor von der Entwicklung profitierte, ging die Zahl der Arbeitsplätze 
im produzierenden Gewerbe zurück. Jofre-Monseny et al. (2020) nutzten den Hauptstadtstatus von Städten 
als Instrumentvariable für die Beschäftigung im öffentlichen Sektor. Die Eignung dieser Instrumentvariable 
scheint fraglich, da sich der Status einer Provinzhauptstadt auch direkt auf die Beschäftigung im privaten Sek-
tor auswirken kann. Unternehmen wissen beispielsweise um die Nähe zur Politik in Provinzhauptstädten (und 
deren Möglichkeiten zur politischen Einflussnahme) und könnten die Ansiedlung von Niederlassungen oder 
gar des Unternehmenssitzes in Provinzhauptstädten gegenüber anderen Städten vorziehen. Wenn private 
Unternehmen darüber hinaus erwarten, dass auch andere private Unternehmen Interesse haben, sich in Pro-
vinzhauptstädten niederzulassen, wird die Provinzhauptstadt als Standort unter Umständen noch attraktiver 
(Zulieferung, Gastronomie, Freizeitaktivitäten etc.). Die direkten Effekte des Status Provinzhauptstadt können 
sich verstärken und die Beschäftigung im privaten Sektor erhöhen. 

Auricchio et al. (2020) zeigten umgekehrt, dass Rückgänge in den Arbeitsplätzen im öffentlichen Sektor zu gro-
ßen Teilen durch neue Arbeitsplätze im Privatsektor ausgeglichen werden. Hierzu untersuchten sie die Folgen 
des Rückgangs öffentlicher Arbeitsplätze in Italien von 2001 bis 2011 ebenfalls mithilfe einer Instrumentalva-
riablenschätzung. Demnach standen in diesem Zeitraum jedem wegfallenden Job im öffentlichen Bereich 0,6 
bis 0,8 neue Arbeitsplätze im privaten Sektor gegenüber. Auch diese Ergebnisse sollten zurückhaltend inter-
pretiert werden, da die Entscheidung der Ansiedlung auf die Bundespolitik zurückgeführt wird, diese jedoch 
entscheidend durch die Einflussnahme lokaler Politikerinnen und Politiker geprägt sein kann.

Aufschlussreicher gestaltet sich die Literatur, die sich den konkreten Folgen von Behördenansiedlungen für 
regionale Arbeitsmärkte widmet. So zum Beispiel untersuchten Becker et al. (2020) und Faggio et al. (2016) 
jeweils die Effekte von Behördenverlagerung am Beispiel des Umzugs der deutschen Hauptstadt von Berlin 
nach Bonn beziehungsweise zurück. Becker et al. (2020) zeigten, dass sich der Umzug der Bundeshauptstadt 
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nach Bonn, verbunden mit einer höheren Zahl öffentlicher Arbeitsplätze, auch positiv auf die Zahl der Arbeits-
plätze im privaten Sektor ausgewirkt hat. Hierfür wurde die Arbeitsmarktentwicklung in Bonn mithilfe eines 
Differenz-in-Differenzen Ansatzes mit 40 weiteren deutschen Städten verglichen, die Bonn vor Beginn des 
zweiten Weltkriegs am ähnlichsten waren. Dazu zählen Stuttgart und Frankfurt, die ebenfalls als Hauptstädte 
in Betracht gekommen waren. Bonn hatte sich nur äußerst knapp gegen die beiden strukturell vergleichbaren 
Konkurrenten als Bundeshauptstadt durchgesetzt. Zu antizipieren war die Wahl Bonns als Bundeshauptstadt 
kaum. Laut Becker et al. (2020) brachte ein zusätzlicher Arbeitsplatz im öffentlichen Sektor 0,8 zusätzliche Ar-
beitsplätze im Privatsektor mit sich. Ähnlich wie bei Auricchio et al. (2020) zeigte sich jedoch auch hier, dass es 
innerhalb des privaten Sektors Unterschiede gab. So verzeichnete das produzierende Gewerbe sogar 0,2 Ar-
beitsplätze weniger je neuem öffentlichen Arbeitsplatz. Die positiven Effekte, die den Nettoeffekt erklären, 
kommen aus den übrigen Zweigen. 

Demgegenüber untersuchten Faggio et al. (2016) die Folgen des Umzugs der Bundeshauptstadt zurück nach 
Berlin. Sie verglichen Postleitzahlgebiete mithilfe einer Differenz-in-Differenzen Schätzung miteinander und 
kamen zu einem ähnlichen Ergebnis. Ein zusätzlicher Arbeitsplatz im öffentlichen Sektor hatte dabei einen 
Multiplikatoreffekt von 0,5 zusätzlichen Arbeitsplätzen im privaten Sektor im Umkreis von einem Kilometer. 
Profiteure waren dabei Unternehmen im Bereich höherwertiger unternehmensbezogener Dienstleistungen, 
wie beispielsweise Unternehmensberatungen, wogegen für das produzierende Gewerbe keine statistisch sig-
nifikanten Effekte festgestellt werden. Der Rückzug der Bundeshauptstadt nach Berlin kann kaum als exogen 
angesehen werden. Jedoch war er ebenfalls nicht strukturpolitisch, sondern viel mehr politisch-historisch be-
gründet. Dennoch sind die Effekte Berlins nicht ohne weiteres auf andere Städte übertragbar. Die lange Haupt-
stadtphase vor der deutschen Teilung dürfte die Stadt maßgeblich geprägt haben, wodurch Effekte aufgrund 
von unbeobachtbaren Variablen verzerrt wären.

Während sich der grundlegende Zusammenhang zwischen Arbeitsplätzen im öffentlichen und privaten Sektor 
in den beiden angesprochenen Literatursträngen weitgehend ähnlich darstellt, lassen sie die Frage offen, wel-
chen Einfluss Behördenansiedlungen in strukturschwachen Regionen haben. In strukturschwachen Regionen 
sind andere Spillover-Effekte zu erwarten, beispielsweise durch die Bereitstellung lokaler öffentlicher Güter 
(siehe Becker et al. 2020). Entsprechende Untersuchungen wurden bisher im Zusammenhang mit Behörden-
verlagerungen im Vereinigten Königreich in den Jahren 2003 bis 2010 getätigt. In diesem Zeitraum wurden im 
Zuge des Lyons Review zahlreiche Behörden aus London in umliegende, strukturschwache Regionen verlegt, 
in erster Linie, um den Großraum London zu entlasten (Faggio 2019). 

Faggio und Overman (2014) untersuchten Arbeitsmarktdaten aus den Jahren 2003 bis 2007 und zeigten, dass 
von der Verlagerung betroffene Gemeinden einen Beschäftigungszuwachs von sechs Prozent im öffentlichen 
Sektor zu verzeichnen hatten. Zusätzlich machten sie einen positiven Multiplikatoreffekt von 0,5 Arbeitsplät-
zen im Dienstleistungssektor je Arbeitsplatz im öffentlichen Bereich aus, wogegen sich für das produzieren-
de Gewerbe ein negativer Multiplikatoreffekt ergab. Für zehn neue Arbeitsplätze im öffentlichen Sektor sind 
etwa vier Arbeitsplätze im produzierenden Gewerbe verloren gegangen. Faggio (2019) kam im Rahmen ei-
ner kleinräumigen Untersuchung, bei der konkrete Arbeitsplätze und Behörden untersucht wurden, zu einem 
ähnlichen Ergebnis. Auch diese Studie wies einen positiven Nettoeffekt auf den lokalen Arbeitsmarkt nach, 
wobei Beschäftigungszunahmen in erster Linie auf den Dienstleistungssektor und nicht auf das produzieren-
de Gewerbe zurückzuführen waren. Darüber hinaus lässt sich an dieser lokalen Betrachtung zeigen, dass die 
entsprechenden Effekte räumlich sehr begrenzt sind und nur im Umkreis von zwei bis drei Kilometern um den 
Sitz entsprechender Behörden herum zum Tragen kommen. 

Insgesamt legen die betrachteten Befunde nahe, dass Verlagerungen von Behörden durchaus positive Net-
toeffekte für die Arbeitsmärkte der Zielregionen haben, jedoch sehr wahrscheinlich auch zu Veränderungen 
in der Beschäftigungsstruktur führen. Neben den positiven Auswirkungen, insbesondere auf den Dienstleis-
tungssektor, sind Verdrängungseffekte vor allem für das produzierende Gewerbe zu beobachten. Eine wichti-
ge Determinante hierfür könnte das Lohnniveau sein. Liegen die Löhne der Privatwirtschaft unter denen der 
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öffentlichen Behörden, ist eine Verdrängung des produzierenden Gewerbes zu erwarten. Eine andere Erklä-
rung hierfür könnte in weiteren Begleiteffekten von Behördenverlagerungen liegen. So bringen angesiedelte 
Behörden zum Beispiel auch ein steigendes Immobilienpreisniveau für die Region mit sich (Auricchio et al. 
2020, Becker et al. 2020). Steigende Immobilienpreise können sich indes als Standortnachteil erweisen und 
somit eine verdrängende Wirkung haben.

Raum für weitere Forschung besteht beispielsweise mit Blick auf die konkrete regionale Verteilung sowie die 
Qualität der Verwaltungen. Unklar ist dabei, ob sich die Dezentralisierung, wie im Lyons Review2 vorgeschla-
gen, auf eine bestimmte Zahl an neuen Standorten beschränken sollte oder sich die Behörden möglichst breit 
und flächendeckend im Raum verteilen sollten. Mit Blick auf die Verwaltungsqualität stellt sich auch die Fra-
ge, ob qualifizierte Arbeitskräfte der Behördenverlagerung folgen oder mehrheitlich am alten Arbeitsort nach 
neuen Jobs suchen. Offen bleibt bei der dargelegten Literatur zudem weiterhin die Frage nach der Wirkung 
von Behördenverlagerungen bzw. -neuansiedlungen im Kontext strukturschwacher Zielregionen in Deutsch-
land. Die Verlagerung der deutschen Hauptstadt nach Bonn und zurück nach Berlin war jeweils nicht von dem 
Wunsch geprägt, strukturschwache Regionen aufzuwerten. Bonn wurde aufgrund seiner strukturellen Vorteile 
als Bundeshauptstadt ausgewählt, während die Rückverlagerung nach Berlin eher politisch-historisch und we-
niger strukturpolitisch motiviert war (Leininger 1993). 

Zukünftig könnten die Behördenverlagerungen bzw. -ansiedlungen in Bayern zwischen 2015 und 2030 im 
Rahmen der Heimatstrategie ein potenzielles Untersuchungsfeld sein. Dort sollen unter der Zielvorgabe der 
Gleichwertigkeit der Lebens- und Arbeitsbedingungen 70 öffentliche Einrichtungen bis zum Jahr 2025 an neu-
en Standorten angesiedelt werden (vgl. Bayerisches Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwicklung 
und Heimat 2015). Diese strukturpolitische Maßnahme umfasst rund 2.700 Beschäftigte und mehr als 900 Stu-
dentinnen und Studenten. 

2.3 Exkurs: Militärstützpunkte

Die empirische Literatur zu den ökonomischen Effekten von Militärstützpunkten auf die jeweilige Region ist 
hilfreich, um über das Instrument der Behördenansiedlung zu lernen. In der Theorie wirkt die Ansiedlung von 
Militärstützpunkten wie auch ziviler Behörden über den Zuzug der Beschäftigten mit ihren Familien und die 
höhere Wirtschaftsaktivität vor Ort auf die Region. Sie stellen mit Blick auf ihre Wirkungskanäle also ähnliche 
Vorgänge dar, so dass sich ein Vergleich anbietet. Militärstützpunkte können gut für kausale Identifikation ge-
nutzt werden, da die Kombination aus schwankender Personalstärke gemeinsam mit der militär-strategischen 
Entscheidungen für oder gegen einen Standort viele Fallbeispiele hervorbringt. Im Gegensatz dazu ist bei 
Behördenansiedlungen auch immer die regional-politische Komponente relevant, die die Identifikation der 
Effekte erschwert. 

2.3.1 Theorie und empirische Methodik

Für Regionen stellen Militärstützpunkte häufig eine attraktive Form der Wirtschaftsförderung durch den Bund 
dar. Mit ihnen werden positive Impulse fürdie lokale Wirtschaft, Bevölkerung und öffentliche Finanzen verbun-
den. In der Theorie ergeben diese sich aus verschiedenen Kanälen: Die Löhne von stationierten Soldatinnen 
und Soldaten und zivilen Angestellten werden vom Bund gezahlt. Zudem kauft der Bund regionale Waren 
und Dienstleistungen ein. Daraus resultieren sekundäre Effekte: Durch die gestiegenen Löhne entsteht eine 
höhere Konsumnachfrage. Regionale Einkommens- und Umsatzsteuereinnahmen nehmen zu. Der Zuzug von 
Angehörigen verstärkt diese Trends, wirkt sich aber auch positiv auf weitere Bereiche wie z.B. die Auslastung 
von Schulen aus. 

2 Das Lyons Review war eine von der Regierung geförderte unabhängige Untersuchung über den Umfang der Verlagerung des öffentli-
chen Sektors. Im Jahr 2004 schlug die Überprüfung die Verlagerung von 20.000 Arbeitsplätzen im öffentlichen Dienst von London und 
dem Südosten des Landes in andere britische Regionen bis 2010 vor.
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Stationierungen und auch der Abbau von Stützpunkten folgen primär militärisch-strategischen statt regional-
ökonomischen Motiven. Die empirische Forschung betrachtet vorwiegend den Abzug statt die Ansiedlung 
von Militärstützpunkten. Aus dem Ende des Kalten Krieges und dem Rückbau von Streitkräften folgte die 
Schließung von Stützpunkten in den Vereinigten Staaten und Europa. Aus diesen Gründen haben die Studien 
jedoch nur begrenzt Aussagekraft, wie sich eine gezielte Ansiedlung von Militärstützpunkten auf struktur-
schwache Regionen auswirken würde. 

Im Vorfeld von Schließungen werden häufig drastische Prognosen zu den Konsequenzen geäußert, um den 
drohenden wirtschaftlichen Schock zu verhindern. Im Gegensatz dazu zeigt ein Großteil der Studien für die 
USA und Europa kaum und nur kurzzeitige negative wirtschaftliche Effekte. Dies ist einerseits auf die geringe 
Vernetzung mit der regionalen Wirtschaft durch die Unterbringung der Soldatinnen und Soldaten auf den 
Stützpunkten und einen überregionalen Einkauf von Waren zurückzuführen. Andererseits werden Militärstütz-
punkte vielfach durch lokale staatliche Akteure oder private Investorinnen und Investoren (häufig mit finanzi-
eller Förderung des Bundes) z.B. als Flughafen übernommen (Dörr et al., 2019). Dies soll jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass in Einzelfällen die Abhängigkeit einer Region von ihrem Militärstützpunkt sehr hoch ist. 
Fehlen alternative Wirtschaftszweige oder Ideen zur Nachnutzung, können die Auswirkungen einer Schlie-
ßung z.B. mit Blick auf die Bevölkerungsentwicklung drastisch sein.

2.3.2 Militärstützpunkte in den Vereinigten Staaten

Im Rahmen des Umstrukturierungsprogrammes BRAC (Base Realignment And Closure) wurden zwischen 1988 
und 2005 in den Vereinigten Staaten in fünf Runden etwa 200 große Militärstützpunkte geschlossen. Das Ziel 
war die Entlastung des Verteidigungshaushalts, der unter dem Betrieb von nicht vollständig ausgelasteten 
Stützpunkten litt. Die Auswahl der Schließungen wurde einer unabhängigen Kommission übertragen, um po-
litische Einflussnahme zu verhindern und militärische Erwägungen in den Fokus zu stellen. Es wird deswegen 
argumentiert, dass es sich um ein exogenes Ereignis handelt. Jedoch ist die wirtschaftliche Resilienz einer Re-
gion im Falle einer Schließung auch ein Kriterium bei der Auswahl – wenn auch nur ein sekundäres. 

Im Jahr 1998 teilte das Department of Defense mit, dass nur ein Siebtel der von Schließungen betroffenen zivi-
len Beschäftigten (zumeist kurzfristig) Arbeitslosenhilfe beantragt hätten (US DOD 1998). Kurz darauf wurden 
die ersten ökonometrischen Studien angefertigt - die volkswirtschaftliche Methodik hat sich seitdem weiter-
entwickelt. Ihre Ergebnisse sind dennoch von hoher Relevanz, denn sie bilden die Grundlage der Forschung: 
Kalifornische Unternehmen im Umfeld von geschlossenen Militärstützpunkten hatten nur minimal geringere 
Wachstumsraten als ihre Kontrollgruppe (Krizan 1998). Zudem gab es keinen Multiplikatoreffekt auf dem lo-
kalen Arbeitsmarkt, der über die unmittelbare Kündigung von ehemaligen Angestellten hinausging (Hooker/
Knetter 2001). Zwar gingen kurzfristig 0,1 privatwirtschaftliche Arbeitsplätze je abgezogenem Soldaten ver-
loren, dem gegenüber standen jedoch langfristig positive Effekte von mehr als zwei neuen Arbeitsplätzen je 
abgezogenem Soldaten (Poppert/Herzog 2003). Die neuen Arbeitsplätze resultierten aus der produktiveren 
Nutzung von Arbeitskräften in der Privatwirtschaft und den Förderprogrammen des Bundes für betroffene 
Regionen in den Vereinigten Staaten.

Neuere Studien kommen zu ähnlich positiven Einschätzungen - die befürchteten wirtschaftlichen Verwerfun-
gen in Folge von Schließungen sind ausgeblieben. Diese Studien haben eine höhere Aussagekraft, da ihre Me-
thodik feiner die Wirkung der Schließungen identifiziert. Im Gegensatz zu den früheren Forschungspapieren 
speist sich das alternative Szenario ausschließlich aus der Entwicklung von Regionen, die einen Militärstütz-
punkt haben und nicht von der Schließung betroffen sind. Sie bieten also eine bessere Kontrollgruppe. Die drei 
folgenden Studien zu den Auswirkungen des BRAC Programmes zeigen, dass die Schließung von Militärstütz-
punkten inklusive des Abzugs von Soldatinnen und Soldaten und der Entlassung von nicht-soldatischen (zivi-
len) Beschäftigten nur leichte negative und in Teilen sogar positive Auswirkungen auf regionale Arbeitsmärkte 
hatte. 
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Hultquist und Petras (2012) berechneten pro abgezogenem Soldaten einen zusätzlichen Verlust im privatwirt-
schaftlichen Arbeitsmarkt von 0,2 Jobs im eigenen und 0,1 Jobs im benachbarten Landkreis. Für zivile Ange-
stellte des Stützpunktes zeigte sich ein gegenteiliger Effekt: Für jeden entfallenen Job entstanden 0,8 neue 
Jobs im eigenen Kreis und 0,4 im benachbarten Kreis. Eine mögliche Erklärung kann ein ungedeckter Bedarf 
an zivilen Fachkräften sein, entlassene zivile Angestellte gingen somit direkt neue Beschäftigungsverhältnisse 
ein. Die Schließung eines Militärstützpunktes hatte keinen signifikanten Einfluss auf das Wachstum der pri-
vatwirtschaftlichen Beschäftigung (Nickelsburg 2019). Allerdings zeigte er auch, dass es bei Schließung eines 
Militärstützpunktes zwischen zwei und drei Jahre dauerte, um das vorherige Beschäftigungslevel zu erreichen 
– dieses sank zuvor unmittelbar durch das Entfallen der zivilen Angestellten des Stützpunktes. Das Ergebnis 
wurde primär von Regionen mit geringer Bevölkerung getrieben und durch Faktoren wie hohe Arbeitslosig-
keit weiter verlängert. Der Rückgang von einem Soldaten ging mit dem Verlust von 1,2 zivilen Arbeitsplätzen 
einher (Zou 2018). Dies hatte zwar kaum Konsequenzen für Löhne, jedoch erhebliche Auswirkungen auf die 
Demografie in den betroffenen Regionen. Sie verloren 2,9 zivile Einwohner. Dies ergab sich vorwiegend aus 
dem Ausbleiben des Zuzugs von außerhalb.

2.3.3 Militärstützpunkte in Deutschland und Schweden

Die Literatur zur Schließung von Militärstützpunkten in europäischen Ländern zeichnet ein gemischtes Bild. 
Während der Abzug der US-Streitkräfte anhaltende negative Auswirkungen auf die betroffenen Regionen in 
Deutschland hatte, ist dies für die Schließung von Bundeswehrkasernen nicht der Fall. Eine mögliche Erklärung 
ist die relative Größe der US-Streitkräfte, die bei Abzug mit durchschnittlich 3.700 Soldatinnen und Soldaten 
pro Kreis etwa 3 % der Bevölkerung ausmachten und zusätzlich mit ihren Angehörigen zusammen stationiert 
waren (Aus dem Moore/Spitz-Oener 2012). Für Schweden wurden ebenso keine signifikanten Effekte identifi-
ziert und dabei auf die Struktur des schwedischen Arbeitsmarktes hingewiesen. 

Nach dem Ende der Sowjetunion hatte der Rückbau der US-Streitkräfte in Deutschland langfristige Effekte auf 
die regionale Wirtschaft (Aus dem Moore/Spitz-Oener 2012). 1989 gab es etwa 250.000 Soldatinnen und Sol-
daten mit 350.000 Angehörigen in Deutschland - bis 1996 wurde ihre Anzahl um 70 % auf 85.000 Soldatinnen 
und Soldaten reduziert. Für die betroffenen Regionen blieben meist nur 180 Tage zwischen Ankündigung und 
Abzug der durchschnittlich 3.700 Soldatinnen und Soldaten. Je 100 abgezogenen Soldatinnen und Soldaten 
gingen in der Privatwirtschaft fünf Jobs gegenüber Kreisen mit nicht betroffenen US-Stützpunkten verloren. 
Dieser Effekt war langfristig spürbar und betraf insbesondere lokale Güter und Dienstleistungen. Im Gegensatz 
dazu hatte die Schließung von etwa 100 Bundeswehrkasernen zwischen 2003 und 2007 keine signifikanten 
Auswirkungen auf die betroffenen Regionen (Paloyo et al. 2010). Mit Blick auf Einkommen, Arbeitslosigkeit und 
Steuereinnahmen zeigte sich kein relevanter Unterschied zu anderen Regionen mit fortgeführten Kasernen. 
Dies ging auf die geringe Größe von Bundeswehrkasernen und die mangelnde Vernetzung mit der Region 
zurück. 

Die Schließung von 24 Militärstützpunkten in Schweden zwischen 1992 und 1994 deuteten nicht darauf hin, 
dass das durchschnittliche Einkommenswachstum oder die Netto-Migrationsströme in den betroffenen Regi-
onen reduziert wurden (Andersson 2006). Dies wurde durch die Struktur des lokalen Arbeitsmarkts begrün-
det. Zum einen können Betroffene direkt einen neuen Job im privaten oder öffentlichen Sektor aufgrund von 
hoher Nachfrage durch Unternehmen erhalten haben. Zum anderen könnten sie die in Schweden leicht ver-
fügbaren Möglichkeiten genutzt haben, ein bezahltes Training wahrzunehmen oder in Rente zu gehen und 
somit vor Ort zu bleiben statt in andere Regionen zu migrieren. Beides könne die ausbleibenden Effekte auf 
Einkommen und Migration erklären.
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2.3.4 Regionale Unterschiede in den Auswirkungen

Die zuvor genannten Studien zeigen für die Gesamtheit der Regionen nur geringe Effekte der Schließung auf 
die regionalökonomische Entwicklung. Durch diesen aggregierten Blick wird jedoch die Erfahrung von jenen 
Regionen nicht ausreichend gewürdigt, bei denen eine hohe Abhängigkeit vom Militärstützpunkt besteht. 

Im Rahmen von Schließungen von US-Militärstützpunkten in den 1960er und 1970er Jahren3 entstanden 
durch Nachnutzung z.B. als Flughafen im Durchschnitt mehr als doppelt so viele Arbeitsplätze als zuvor zivile 
Angestellte des Stützpunktes entlassen wurden (Rowley/Stenberg 1993). Diese positive Entwicklung gilt aber 
nicht für alle Regionen. In 30 % der betroffenen Regionen konnten die entfallenen zivilen Arbeitsplätze auch 
ein Jahrzehnt später nicht im Rahmen der zivilen Nachnutzung vollständig kompensiert werden. Es ergaben 
sich also sehr unterschiedliche Effekte in Abhängigkeit von der konkreten Nachnutzung und der Resilienz des 
lokalen Marktes. Deswegen werden im Folgenden zwei Studien präsentiert, die anhand von Fallstudien regio-
nale Erfolgsfaktoren herausarbeiten. 

Die sozioökonomische Ausgangslage einer Region in Kalifornien bestimmte, wie diese sich nach Schließung 
eines Militärstützpunktes entwickelte (Dardia et al. 1996). Es wurden drei geschlossene Militärstützpunkte in 
Kalifornien betrachtet, die von den Autoren aufgrund ihrer relativen Größe im Vergleich zur Region und der 
geografisch abgeschiedenen Lage ausgewählt wurden. Zwar war die Entwicklung nach der Schließung für alle 
drei besser als die zuvor eher negativen Prognosen von offiziellen Stellen vermuten ließen. Im Vergleich zu 
ihren individuellen Kontrollgruppen entwickelten sich die drei Stützpunkte jedoch sehr unterschiedlich. Mit 
Blick auf Bevölkerungszahl, Arbeitslosigkeit und Schulanmeldungen stand jeweils eine Region deutlich besser, 
eine etwa gleich und eine deutlich schlechter als ihre Kontrollgruppe dar. Als Erklärung wurden die schon zu-
vor bestehenden Unterschiede in langfristiger Bevölkerungsentwicklung und Wirtschaftsstärke zwischen den 
drei Regionen angeführt. Entsprechend bestimmte die sozioökonomische Ausgangslage, wie sich die Schlie-
ßung auf die individuelle Region auswirkte.

Die Verkleinerung des Militärstützpunktes PISQ auf Sardinien hatte sehr unterschiedliche Auswirkungen 
auf betroffene Regionen in Abhängigkeit von jeweiligen Stärke der Privatwirtschaft (Calia et al. 2020). Die 
700 Soldatinnen und Soldaten und 275 zivile Beschäftigte waren auf die beiden Regionen Perdasdefogu (PD) 
im Inland und Villaputzu (VP) an der Küste aufgeteilt. Sie wurden von der Schließung sozioökonomisch sehr 
unterschiedlich beeinflusst. Zwischen 2001 und 2011 war die Anzahl der Arbeitsplätze in PD um 34 % gesun-
ken und in VP um 4 % gestiegen. Aufgrund der unterschiedlichen geographischen Lage wurden beide mit 
ähnlich gelegenen sardinischen Gemeinden als synthetische Kontrollgruppen verglichen. Für Perdasdefogu 
verschlechterten sich die Indikatoren zu Bevölkerung, Einkommen und Wohlstand gegenüber vergleichbaren 
Gemeinden. Zum Beispiel stieg die Jugendarbeitslosigkeit in den fünf Jahren nach der Schließung um zehn 
Prozentpunkte mehr als in der Kontrollgruppe. Im Gegensatz dazu war die Entwicklung in Villaputzu ähnlich 
zu vergleichbaren Gemeinden, die keine Schließung eines Militärstützpunktes erfuhren. Insgesamt zeigte sich 
die an der Küste gelegene Region VP also resilienter als PD. Eine mögliche Erklärung ist die Anpassungsfähig-
keit der Wirtschaft in VP, die divers aufgestellt war und verschiedene Branchen z.B. Landwirtschaft, Handel und 
Industrie beinhaltete. Dem gegenüber war die Wirtschaft in PD historisch vom öffentlichen Sektor bzw. dem 
Militärstützpunkt abhängig und entsprechend weniger anpassungsfähig.

2.3.5 Einordnung gegenüber Behördenansiedlungen

Die Literatur zur Schließung von Militärstützpunkten zeigt, dass die Auswirkungen auf die regionale Wirtschaft 
insgesamt gering sind. Es konnten keine Multiplikatoreneffekte nachgewiesen werden, und in der Regel konn-
te der Verlust von zivilen Arbeitsplätzen schnell kompensiert werden. Dies ist einerseits auf die geringe regio-

3 Es handelt sich bei diesen Fällen um Schließungen im Vorfeld des strukturierten BRAC Prozesses. In dieser Zeit war politische Einfluss-
nahme bei der Auswahl von zu schließenden Militärstützpunkten in den Vereinigten Staaten durchaus üblich und hat zur Etablierung 
des BRAC Prozesses geführt.
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3 Datenlage

Tabelle 1
Aufteilung von Bundeseinrichtungen und -beschäftigen nach Bundesländern

Bundesland Beschäftigte Anteil Standorte Anteil Bevölkerung Anteil

Nordrhein-Westfalen 48.552 26% 139 16% 17.913.000 22%

Berlin 31.513 17% 87 10% 3.614.000 4%

Bayern

Niedersachsen

20.657

12.975

11%

7%

107

91

12%

10%

12.998.000

7.963.000

16%

10%

Rheinland-Pfalz 10.836 6% 39 4% 4.074.000 5%

Baden-Württemberg

Hessen

10.189

10.061

6%

5%

76

55

9%

6%

11.024.000

6.244.000

13%

8%

Hamburg

Brandenburg

Sachsen

8.647

7.338

5.386

5%

4%

3%

29

42

53

3%

5%

6%

1.831.000

2.505.000

4.082.000

2%

3%

5%

Schleswig-Holstein

Mecklenburg-Vorpommern

Sachsen-Anhalt

5.145

4.094

3.008

3%

2%

2%

47

37

24

5%

4%

3%

2.890.000

1.612.000

2.224.000

3%

2%

3%

Thüringen

Bremen

1.842

1.746

1%

1%

30

17

3%

2%

2.152.000

682.000

3%

1%

Saarland 1.273 1% 17 2% 995.000 1%

Ost 21.668 12% 186 21% 12.571.000 15%

West 161.593 88% 704 79% 70.222.000 85%

Gesamt 183.261 890 82.793.000

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts.

Quelle: Bundesregierung – Drucksache 19/18600 (2020)

Während in Westdeutschland der Anteil von Bundesbeschäftigten in peripherer oder sehr peripherer Lage bei 
2 % liegt, sind es in Ostdeutschland 37 % (Abbildung 2). Lediglich in drei Bundesländern liegt dieser Wert über 
20 %: Mecklenburg-Vorpommern (61 %), Brandenburg (53 %) und Sachsen-Anhalt (41 %). Alle drei Bundeslän-
der zeichnen sich dadurch aus, dass ein hoher Anteil der Bevölkerung in peripherer oder sehr peripherer Lage 
lebt. Allerdings gibt es kein einziges Bundesland bei dem ein höherer Anteil von Bundesbeschäftigten im 
(sehr) peripheren Raum tätig ist als der Anteil der Bevölkerung, der dort lebt. Der Grad der Zuwendung zu 
zentralen Lagen variiert jedoch stark. Die größte Differenz zwischen Bevölkerung und Bundesbeschäftigte in 
peripherer oder sehr peripherer Lage gibt es in Thüringen (-59 pp), Bayern (-38 pp) und Sachsen (-32 pp). Fast 
keine Bundesbeschäftigten in peripher oder sehr peripherer Lage haben auch Baden-Württemberg und Hes-
sen, obwohl dort jeweils etwa 15 % der Bevölkerung im (sehr) peripheren Raum lebt.

3.3 Weiterentwicklung bestehender Datenquellen

Aktuell bestehen zwei Datenquellen, welche die Anzahl der Beschäftigten von Bundes- und Landeseinrich-
tungen auf regionaler Ebene erfassen. Zum einen ist es die offizielle Statistik des Statistischen Bundesamtes 
und zum anderen die Erfassung der einzelnen Ministerien. Beide sind in der aktuellen Form nicht in einer für 
volkswirtschaftliche Forschung notwendigen Qualität. Sie bilden aber eine Grundlage, auf der in Zukunft auf-
gebaut werden kann. 

Die Personalstandstatistik des Statistischen Bundesamtes erfasst jährlich das Personal des öffentlichen Diens-
tes und der öffentlich bestimmten privatrechtlichen Einrichtungen. Die Erfassung dieser Daten dient unter 
anderem für Tarifverhandlungen und die Finanzplanung. Aufgrund des Fokus auf diese Makro-Fragen ist diese 
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4.2.3 Behördenverlagerung von Regensburg nach Tirschenreuth

Das ALE Oberpfalz wurde 2013 vom ehemaligen Amtssitz in Regensburg in die knapp 100 km entfernte Kreis-
stadt Tirschenreuth verlagert. Die Verlagerung erfolgte im Kontext der Neugründung der Bayerischen Staats-
forsten, einer Anstalt des öffentlichen Rechts mit Hauptsitz in Regensburg (Bayerischer Landtag 2005). Der 
Prozess zwischen dem ersten Beschluss der Staatsregierung zur Umsiedlung im Jahr 2004 und dem Einzug in 
Tirschenreuth im Juli 2013 erfolgte in mehreren Etappen. So wurde im Jahr 2005 versucht, die geplante Um-
siedlung des ALE Oberpfalz durch einen Landtagsantrag zu verhindern. Der Bayerische Oberste Rechnungshof 
(ORH) monierte im Jahre 2008 die geplante Umsiedlung (Bayerischer Oberster Rechnungshof 2008). So seien 
die Kosten des Umzugs der Behörde, des Neubaus in Tirschenreuth, des Auslagenersatzes für den Pendelver-
kehr sowie die Mehrbelastung der Umwelt durch zusätzliche 30.000 km Fahrtstrecke pro Tag in der Ministeri-
alvorlage zu niedrig kalkuliert worden. Darüber hinaus wies der ORH auf die Lage der Beschäftigten beim ALE 
Oberpfalz hin: Zum Stand Juni 2008 würden maximal 65 der 135 Beschäftigten den Dienst in Tirschenreuth 
antreten, einige Angestellte hätten sich bereits anderweitig beworben und das Amt verlassen. Ebenfalls wurde 
die Möglichkeit zur Anwerbung von Fachpersonal am Standort in Zweifel gezogen. Im Juni 2010 wurde der 
Neubau eines Verwaltungsgebäudes auf dem Gelände des ehemaligen Bahnhofs in Tirschenreuth mit einem 
Kostendeckel von 8,7 Mio. € in Auftrag gegeben, die Baumaßnahmen wurden im Dezember 2012 fertigge-
stellt. Der Einzug des ALE Oberpfalz erfolgte im Juli 2013 mit circa 140 Beschäftigten. Zum Stand im Sommer 
2021 hat sich die Personalstruktur des ALE Oberpfalz insbesondere durch die Ausbildung junger Beschäftigter, 
u.a. in Kooperation mit der Ostbayerischen Technische Hochschule Amberg-Weiden, stark verjüngt. 

Die Entscheidung zur Verlagerung, die Unsicherheit in der Standortentscheidung und die Dauer des Verla-
gerungsprozesses wurden sowohl von den Beschäftigten des ALE Oberpfalz als auch von lokalpolitischen 
Entscheidungsträgern stark kritisiert. Diese Kritik wird im Rahmen der teilstrukturierten Interviews genauer 
besprochen und mit der Entwicklung der letzten neun Jahre nach der Verlagerung in Bezug gesetzt werden. 
Darüber hinaus wurde insbesondere im Gespräch mit der Behördenleitung die Veränderung in der Personal-
struktur sowie die Abwanderung und Anwerbung neuer Beschäftigter besprochen.

4.2.4 Auswertung der teilstrukturierten Interviews

Um die Behördenansiedlung in Tirschenreuth genauer zu untersuchen, wurden neun teilstrukturierte Inter-
views mit Beschäftigen des Amtes für Ländliche Entwicklung Oberpfalz und Personen des öffentlichen Lebens 
in Tirschenreuth geführt. Die Beschäftigten des ALE Oberpfalz wurden von der Amtsleitung vorgeschlagen, 
auf Wunsch des Forschungsteams wurden in der Auswahl verschiedene Kriterien der Diversität berücksichtigt. 
Die Autorinnen und Autoren der Studie sprachen mit Beschäftigen der oberen und mittleren Leitungsebene, 
Angehörigen des Personalrats, Beschäftigten, Beschäftigten in Ausbildung, sowie einem Vertreter bzw. einer 
Vertreterin des lokalen Wirtschaftsverbandes, dem Tirschenreuther Bürgermeister sowie einer Professorin bzw. 
einem Professor der Ostbayerischen Technischen Hochschule (OTH) Amberg-Weiden. Die Interviews wurden 
im Juni/Juli 2021 per Videotelefonat durchgeführt und dauerten 15 und 90 Minuten. 

Verlagerungsprozess und Standortwahl

Aus mehreren Interviews ging hervor, dass die Entscheidung zur Verlagerung des ALE Oberpfalz von Regens-
burg nach Tirschenreuth als eine politische Entscheidung des damaligen Ministerpräsidenten zu werten ist. 
Das Ziel der Ansiedlung sei die Stärkung der Region der nördlichen Oberpfalz im Grenzgebiet zu Tschechien 
mit einem negativen Wanderungssaldo gewesen. Die Standortentscheidung für die Stadt Tirschenreuth sei 
vor allem dem intensiven Werben des Bürgermeisters bei der Landesregierung zuzuschreiben. Der Tirschen-
reuther Bürgermeister gab im Interview an, dass die politischen Gespräche in Vorbereitung der Verlagerung 
„viel Zeit und Energie“ gekostet hätten, seine Bemühungen sich letztlich aber gelohnt haben. Er selbst habe im 
Jahr 2005 erstmals von der geplanten Ansiedlung im ländlichen Raum gehört und wurde bei verschiedenen 
Regierungsebenen vorstellig. Eine oder einer der Beschäftigten des ALE Oberpfalz bezeichnete die Verlage-
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rung jedoch als eine „Zufallsentscheidung“, die nur durch die Neugründung der Bayrischen Staatsforsten mit 
Sitz in Regensburg verursacht wurde.

Der Prozess der Umsiedlung erstreckte sich von der ersten politischen Entscheidung im Jahr 2004 bis zum 
Umzug der Behörde im Sommer 2013 über neun Jahre. Sowohl die Entscheidung zur Umsiedlung als auch die 
Länge der Entscheidungsfindung und Dauer bis zur Umsetzung wurde von allen befragten Beschäftigten kriti-
siert. In einem Gespräch wurde der Entschluss zur Verlagerung als ein „klassischer Fall, wie man es nicht haben 
möchte“ bezeichnet. Sowohl die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als auch die Leitungsebene und der Perso-
nalrat hätten von der geplanten Verlagerung Ende 2004 aus der Presse erfahren. Der weitere Verlauf wurde in 
einem Interview als „Hängepartie“ beschrieben, in der die Personalvertretung und Leitung des ALE Oberpfalz 
keinerlei Mitsprache bei der geplanten Verlagerung gehabt habe. Bis zum Jahr 2009 sei nicht abschließend 
bekannt gewesen, ob, wann, wohin und in welcher Form das ALE Oberpfalz verlagert werden würde. Während 
dieser Phase hätten sich Personalrat und Amtsleitung mit großem Einsatz um eine Abwendung der Verlage-
rung bemüht. Die finale Entscheidung zur Verlagerung sei erst im Jahr 2009 gefallen, die Ausschreibung für 
den Neubau erfolgte im Jahr 2010. Im Juni 2013 nahm die Behörde geschlossen die Arbeit in Tirschenreuth auf. 
Diese lange Phase der Unsicherheit habe sich laut allen Befragten negativ auf die Arbeitsmoral ausgewirkt und 
einen großen Umbruch in der Personalstruktur hervorgerufen, wie im weiteren Text besprochen wird. 

Mehrere der Befragten stellten in Frage, ob die Wahl des ALE als zu verlagernde Behörde die richtige, und dar-
über hinaus die Stadt Tirschenreuth der beste Standort gewesen sei. Diese Kritikpunkte bezogen sich maßgeb-
lich auf die Möglichkeit zur Personalgewinnung und die Notwendigkeit und Länge des Pendelverkehrs sowie 
die Lage des ALE Oberpfalz im Regierungsbezirk. Aus den Interviews mit den Beschäftigten ging hervor, dass 
die verschiedenen Projekte des ALE häufig Arbeit im Außendienst erfordern und die Beschäftigten des ALE 
entsprechend im gesamten Regierungsbezirk dienstlich unterwegs seien. Um Fahrtzeit, -kosten und -organisa-
tion zu erleichtern, hätten sich einige der Befragten somit eine Ansiedlung des ALE Oberpfalz in mittiger Lage 
im Regierungsbezirk, beispielsweise nahe Schwandorf, gewünscht. Die Wahl des Standorts Tirschenreuth am 
äußersten östlichen Rand sei somit eine verspielte Chance zur Reduzierung der Verkehrskosten gewesen. Zwar 
sei auch Regensburg bezüglich der Lage kein idealer Standort gewesen, der Umzug nach Tirschenreuth sei 
jedoch eine relative Standortverschlechterung. In einem Gespräch wurde die Standortwahl in Tirschenreuth 
jedoch als gelungen gewertet, da sich dadurch das vermehrte Verkehrsaufkommen um Ballungszentren wie 
Regensburg vermeiden ließe und die Autobahnauffahrt nur wenige Kilometer entfernt sei. 

Kurzfristige Auswirkungen auf die Behörde (Arbeitsmoral, Personalverlust, Wissensverlust)

Verstärkt durch die lange Phase der Unsicherheit wurde die Entscheidung zur Umsiedlung des ALE von Re-
gensburg nach Tirschenreuth von der Belegschaft sehr negativ aufgenommen. Nach einer anfänglichen Phase 
des Schocks habe ein „Gefühl des Niedergangs“ geherrscht, die damalige Stimmung im ALE Oberpfalz wurde 
im Gespräch als „sehr schwierig“ beschrieben. Die Verlagerung einer Behörde sei bis dato ein Tabu gewesen, 
die „die Beamtenseele schwer getroffen“ habe. Die Beschäftigten seien frustriert und genervt gewesen, dies 
habe die Arbeit sicherlich beeinträchtigt. In einem anderen Interview wurde von dem verbreiteten Spruch 
dieser Tage erzählt: „Ein sicherer Arbeitsplatz im öffentlichen Dienst heißt, dass die Arbeit sicher ist, nicht aber 
der Arbeitsplatz“. 

Die negative Reaktion der Beschäftigten habe sich durch eine deutliche Verringerung der Zahl der Beschäftig-
ten geäußert. Ein oder eine leitende Beschäftigte des ALE gab an, dass in der Zeit zwischen 2009 und 2013 ein 
Großteil der Beschäftigten das ALE verließen. In einem Interview wurde von einer „Einzelkämpfermentalität“ 
gesprochen, die in dieser Phase vorgeherrscht habe. Da das Vermessungswesen eine spezialisierte Ausbildung 
erfordere, habe es Konkurrenz um die wenigen Arbeitsplätze in Regensburg und Umgebung bei anderen (öf-
fentlichen) Arbeitgebern gegeben. Während die Amtsleitung Beschäftigte mit Schwerbehinderung und in 
Teilzeit beim Ausscheiden aus dem ALE unterstützte, wurde 2014 eine Versetzungssperre eingeführt. Die Ver-
setzungssperre sei laut Amtsleitung wegen des drastischen Personalschwunds eine notwendige Maßnahme 
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gewesen, um die Arbeitsfähigkeit des Amtes zu sichern. Eine Versetzungssperre im öffentlichen Dienst könne 
die Abwanderung zu anderen Arbeitgebern in der Landesverwaltung verhindern, nicht jedoch eine Kündi-
gung des Arbeitsverhältnisses oder beispielsweise ein künftiges Arbeitsverhältnis auf kommunaler Ebene. Die 
Sperre sei zwar nur in wenigen Fällen ausgefochten worden, in diesen jedoch kompliziert und im Allgemeinen 
sehr unbeliebt bei den Beschäftigten gewesen. Beschäftigten ab dem 50. Lebensjahr wurde die Option zur 
Altersteilzeit angeboten, Beschäftigten über 60 die Freistellung. Mehr als 80 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
hätten dieses Angebot in Anspruch genommen. Laut eines oder einer der Befragten bereuten einige ältere 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter diese Entscheidung teils später, als sich der Umzug länger aufschob als er-
wartet.

Im Zuge dieser Personalflucht sprachen viele der Befragten von einem „großen Wissensverlust“. Dies sei insbe-
sondere durch die spezialisierte Arbeit in der Vermessungstechnik bedingt, die ein großes Maß an Erfahrung 
erfordere. Dieser Effekt würde von den zehn bis 15-jährigen Projektlaufzeiten am ALE verstärkt. Durch die Ein-
stellung vieler neuer Beschäftigter und dem „ständigen Auf- und Abbau von Stellen“ sei eine starke Mehrbelas-
tung der verbliebenen Beschäftigten entstanden. Einer oder eine der Befragten sprach von bis zu 20 Prozent 
Mehrbelastung durch die Betreuung und das Anlernen neuer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die Arbeit sei 
laut eines oder einer Befragten zwar regulär erfolgt, sei durch den Übergang aber belastet gewesen. Die junge 
Generation habe sich durch den Verlust des Erfahrungswissens viel neu erarbeiten müssen.

Die negative Stimmung im ALE Oberpfalz habe sich erst durch die Rekrutierung neuen Personals ab 2011 
geändert. Die neuen Beschäftigten seien bereits mit der Perspektive des Umzugs nach Tirschenreuth einge-
stellt worden und hätten im Fall des neuen Ausbildungsjahrgangs bereits aus Tirschenreuth und Umgebung 
gestammt. Die Amtsleitung habe gezielt mehrere Lehrlinge gemeinsam in ein Sachgebiet versetzt, um eine 
positive Umbruchsstimmung zu generieren. In einem Gespräch wurde das Richtfest des neuen Gebäudes 
in Tirschenreuth sowie den Tag der offenen Tür 2014 als ein Wendepunkt der negativen Stimmung im ALE 
beschrieben. Die Kolleginnen und Kollegen seien ausnahmslos stolz gewesen, das ALE in Tirschenreuth zu 
repräsentieren. Dies sei nur von den Mängeln am neuen Amtsgebäude getrübt worden, die sich durch Wasser-
schäden und hohe Innentemperaturen bemerkbar machten. Zum Zeitpunkt der Interviews im Juli 2021 sollen 
sich alle Befragten mit der Umsiedlung „arrangiert“ haben oder seien zufrieden. Einer oder eine Beschäftigte 
berichtete, dass es noch vereinzelten Unmut in der Belegschaft über die Verlagerung gebe. Sonst sollen sich 
die Beschäftigten durch behördeninterne Aktivitäten wie Sportturniere oder den gemeinsamen Besuch der 
„Zoigl-Stuben“ gut verstehen, es gebe viel privaten Kontakt. In mehreren Gesprächen wurde berichtet, dass 
die Beschäftigten sich in Vereinen in Tirschenreuth engagierten und gut in die Gemeinschaft aufgenommen 
worden seien. Ein differenzierteres Stimmungsbild der Beschäftigten des ALE konnte durch die Online Befra-
gung von 120 der 150 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewonnen werden. Wie in Kapitel 4.2.5 dargestellt 
ist, sieht heute ein Großteil der Beschäftigten die Ansiedlung des ALE in Tirschenreuth (eher) positiv, nur etwa 
17 % bewerten die Ansiedlung (eher) negativ. 

Mittelfristige Auswirkungen auf die Behörde (Pendelverhalten, Personalstruktur und Ausbildungsbetrieb)

In vielen Gesprächen wurde die Entscheidung, nach dem Umzug nach Tirschenreuth weiter am ALE Oberpfalz 
arbeiten zu wollen, als eine Frage der persönlichen Flexibilität und Lebensumstände bezeichnet. Entscheiden-
de Faktoren hierbei seien das eigene Alter, der Familienstand sowie das Alter der Kinder, die Abhängigkeit von 
spezieller Infrastruktur wie Facharztpraxen sowie die Wohnsituation gewesen. So wäre beispielsweise der Um-
zug von Regensburg Richtung Tirschenreuth für eine junge Familie mit kleinen Kindern sehr attraktiv gewesen. 
Die Stadt Tirschenreuth habe gute Schulen und die verhältnismäßig niedrigeren Grundstückspreise hätten 
das Schaffen von Wohneigentum erst möglich gemacht. Anders habe sich die Situation für ältere Beschäf-
tigte gestaltet, insbesondere wenn der Lebenspartner oder die Lebenspartnerin beruflich keine Möglichkeit 
gehabt hätten, einen Arbeitsplatz in der Region zu finden. Besonders der ursprüngliche Wohnstandort sei ent-
scheidend gewesen: Während einige Beschäftigte bereits nördlich von Regensburg ansässig waren und somit 
einen kaum längeren Arbeitsweg gehabt hätten, bedeutete die Verlagerung nach Tirschenreuth für andere 
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eine Pendelstrecke von täglich mehr als 200 km. Die betroffenen Personen hätten dadurch kaum noch Freizeit 
gehabt und beispielsweise ihre Vereinstätigkeit aufgeben müssen. Die lange Fahrzeit im Auto würde darüber 
hinaus Lebensqualität nehmen. Die Beschäftigten des ALE Oberpfalz seien auf ihre Privatautos als Fortbewe-
gungsmittel angewiesen. Die Behörde habe zwar Parkplätze direkt am Gebäude, der ÖPNV in Tirschenreuth 
sei jedoch zu vernachlässigen. Der nächste Bahnhof in Wiesau sei fußläufig nicht zu erreichen, entsprechend 
sei das Amt nur mit dem Auto zu erreichen. Die Distanz des Wohnortes der Beschäftigten zum Arbeitsplatz in 
Tirschenreuth wurde auch in der Umfrage erhoben und wird in Abschnitt 4.2.5 genauer beschrieben.

Entsprechend dieser Problemlage habe die Amtsleitung versucht, den Umzug der Behörde für die bestehen-
den und zukünftigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu erleichtern und die Arbeit am Standort Tirschen-
reuth attraktiver zu gestalten. Es seien Möglichkeiten zur Telearbeit, flexiblere Arbeitszeiten, die Übernahme 
von zusätzlichen Fahrtkosten sowie eine Unterstützung bei der Wohnungssuche angeboten worden. So war es 
zu Beginn für pendelnde Beschäftigte möglich, 20 % der Arbeitszeit in Telearbeit zu leisten. Dies sei schrittwei-
se auf 60 % Telearbeitszeit für alle Beschäftigten während der Corona-Pandemie erhöht worden, mittlerweile 
würden fast alle Beschäftigte dieses Arbeitszeitmodell nutzen. Die Leitungsebene soll hierfür ein Eigeninteres-
se gehabt haben, da auch die Führungskräfte nach dem Umzug gependelt seien. In einem anderen Gespräch 
wurde jedoch geäußert, dass vor der Corona Pandemie Telearbeit nur für weit entfernt wohnende Beschäftigte 
üblich gewesen sei. Darüber hinaus sei 2013 ein „Pendlerbus“ von Regensburg nach Tirschenreuth geschaffen 
worden. Während dieser zu Beginn von ca. zehn bis 15 Personen genutzt worden sei, sollen derzeit weniger als 
fünf Beschäftigte mit einem Minibus verkehren. Dieser solle bis zum Jahr 2023 im Einsatz sein. 

Um der Reduzierung der Anzahl der Beschäftigten entgegenzuwirken, wurde eine ebenfalls hohe Zahl an Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter neu eingestellt. Die Personalgewinnung aller Ämter für Ländliche Entwicklung 
in Bayern werde zentral organisiert. Das ALE Oberpfalz habe aufgrund der Verlagerung einen Einstellungskor-
ridor von bis zu 50 % der Neueinstellungen in einem Zeitraum von acht Jahren zugesprochen bekommen. 
Dies sei entsprechend zu Lasten der anderen Ämter gegangen. Die Personalgewinnung sei vor allem in der 
Leitungsebene (4. Qualifikationsebene) herausfordernd gewesen. Da die Arbeit am ALE Fachwissen im Be-
reich des Vermessungswesens voraussetze, sei es schwierig gewesen, Vermessungs- oder Bauingenieure und 
-ingenieurinnen in der Region zu finden. Die Rekrutierung auf den niedrigeren Qualifikationsebenen hätte 
sich dagegen einfacher gestaltet. So habe es auf Ausschreibungen für Schreibkräfte dreistellige Bewerbungs-
zahlen gegeben. Allerdings hätten sich für das verbliebene Personal aufgrund bestehenden Fachwissens auch 
neue Aufstiegs- und Weiterbildungschancen außerhalb des sonst eher starren Beamtenapparats ergeben. 
Außerdem habe es schon vor der Verlagerung Personalprobleme im überalterten Amt gegeben. Der Vorteil 
vom Standort Tirschenreuth gegenüber Regensburg sei, dass das ALE dort ein sehr attraktiver Arbeitgeber 
mit hoher Vergütung sei. Die Konkurrenz mit anderen Arbeitgebern um Nachwuchskräfte sei in Regensburg 
vermutlich viel härter.

Um Nachwuchskräfte zu rekrutieren, habe das ALE Oberpfalz nach 20 Jahren erstmals wieder ausgebildet. Im 
Jahr 2012 habe der erste Ausbildungsjahrgang mit 18 Lehrlingen begonnen. Laut den Befragten kamen hier-
bei auf wenige Plätze mehr als 150 Bewerbungen. Bei der Auswahl der Auszubildenden sei darauf geachtet 
worden, dass diese aus Tirschenreuth und den umliegenden Landkreisen stammten, um den Nachwuchs nach 
Ausbildungsabschluss langfristig halten zu können. Das ALE Oberpfalz selbst habe bei Ausbildungsmessen, 
der Woche der Geodäsie in Weiden sowie dem Tag der offenen Tür geworben. In den Gesprächen schätzten 
die Befragten das Ausbildungsangebot als sehr attraktiv und gewinnbringend für die Region ein. Die Aus-
zubildenden seien oft sehr heimatverbunden und hätten durch das ALE einen Ausbildungsplatz mit guter 
Bezahlung und Aussicht auf Übernahme in ein festes Arbeitsverhältnis. Auch, wenn der Ausbildungsstart zu 
Beginn schwierig gewesen sei, seien die Nachwuchskräfte nun gut untereinander vernetzt. Aus der „Einzel-
kämpfermentalität“ während der Anlaufschwierigkeiten in den ersten Jahrgängen sei nun ein „Netzwerk zur 
Wissensvermittlung“ gewachsen. Die Auszubildenden würden sich untereinander gut und teils aus Schulzei-
ten kennen, das ALE Oberpfalz sei mittlerweile ein bekannter Ausbilder in der Region. 
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Auch die Möglichkeit zu einem dualen Studium auf Bachelor- und später Masterabschluss sei etabliert wor-
den, um die mangelnden Bewerbungen für die 3. und 4. Qualifikationsebene durch die eigene Ausbildung 
auszugleichen. Hierzu kooperiere das ALE mit der Ostbayerischen Technischen Hochschule Amberg-Weiden. 
Die OTH biete den dualen Bachelorstudiengang Geoinformatik und Landmanagement an. Der Studiengang 
sei 2015 im Zuge der Ansiedlung mehrerer Behörden im Nordosten Bayerns (z.B. des Landesamts für Digitali-
sierung, Breitband und Vermessung mit Doppelstandort in Windischeschenbach und Waldsassen) im Rahmen 
der Heimatstrategie initiiert worden, um den Ausbildungsbedarf im Vermessungswesen mit Studentinnen 
und Studenten aus der Region zu decken. Im Wintersemester 2018/19 sei der erste Jahrgang aufgenommen 
worden. Das ALE Oberpfalz fungiere als Ausbildungsstelle und „Innovativer LernOrt“, d.h., die Behörde habe 
einen Status vergleichbar zum Hochschulstandort. Am ALE Oberpfalz würden Vorlesungen gehalten und Be-
schäftigte eingebunden werden, um praktische Lerninhalte wie die Bedienung spezieller Software zu vermit-
teln. Darüber hinaus seien Beschäftigte des ALE Oberpfalz als Lehrkräfte im Studiengang engagiert und es sei 
ein gemeinsames Forschungsprojekt mit der OTH entstanden. 

Im Zuge des Personalaufbaus habe sich die Zusammensetzung der Beschäftigten entsprechend stark verän-
dert. So lobten mehrere der Befragten die Verjüngung des ALE Oberpfalz, die ein Alleinstellungsmerkmal ge-
genüber den anderen Ämtern für Ländliche Entwicklung sei. Das Durchschnittsalter zum Stand Juli 2021 läge 
bei 40 Jahren gegenüber 54 Jahren zum Stand 2009. Auch das Geschlechterverhältnis habe sich in den tradi-
tionell männlich geprägten Berufsgruppen im ALE ausbalanciert, mittlerweile seien 44 % der Beschäftigten 
Frauen.8

Auswirkung der Umsiedlung vor Ort (Ansiedlung der Beschäftigten, wirtschaftliche Auswirkungen)

Einige Beschäftigte erzählten, im Rahmen der Ansiedlung des ALE Oberpfalz in Tirschenreuth auch ihren eige-
nen Wohnort verlagert zu haben. Dabei wurde der direkte Vorteil für Tirschenreuth durch die Ansiedlung von 
Beschäftigten in der Stadt in Frage gestellt. Wie einer oder eine der Befragten berichtete, seien zum Zeitpunkt 
der Verlagerung nur etwa zehn Beschäftigte in die Stadt Tirschenreuth umgezogen. Vor allem aus den höheren 
Qualifikationsebenen seien viele der Beschäftigten in das etwa 30 km entfernte Weiden gezogen, das mit einer 
Bevölkerung von ca. 42.000 als nächstgrößere Stadt attraktiver sei. Den Immobilienmarkt in Tirschenreuth be-
schrieben die Befragten als preislich attraktiv, aber im Angebot beschränkt. Man könne sich Wohnraum durch 
die niedrigen Mietpreise zwar eher leisten als in einer Großstadt, es sei aber schwieriger ein passendes Objekt 
zu finden. Die meisten Wohnungen würden „unter der Hand“ vergeben und die verbleibende Auswahl sei ge-
ring. Dennoch hätten sich einige der Beschäftigten in der Region Wohneigentum leisten können, was sich in 
der Umgebung von Regensburg schwieriger gestaltet hätte. In der Umfrage am ALE Oberpfalz geben 17 % der 
Befragten an, derzeit in der Stadt Tirschenreuth wohnen. 

Außerdem wurde von direkten Effekten auf die lokale Wirtschaft durch die gesteigerte Nachfrage nach Pro-
dukten und Dienstleistungen durch die Beschäftigten des ALE Oberpfalz berichtet. Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter würden in der Mittagspause in der Stadt einkaufen, etwa beim Bäcker und in Textilgeschäften. Da 
sich die Beschäftigten dank des guten Einkommens auch teurere Produkte leisten könnten, würde unter ande-
rem im Bioladen einkauft. Ob der kurzen Wege würde auch der Wocheneinkauf in Tirschenreuth getätigt, auch 
der Baumarkt und Kfz-Werkstätten würden genutzt, selbst wenn der eigene Wohnort nicht in Tirschenreuth 
sei. Auch für den (Um-)Bau der neu erworbenen Eigenheime würden lokale Handwerksfirmen beschäftigt. 
Diese Nachfrageeffekte seien laut der Vertretung des lokalen Wirtschaftsverbandes deutlich spürbar gewesen. 
Alle Händlerinnen und Händler der Stadt hätten die Ansiedlung mitbekommen und positiv aufgenommen. 
Man merke, dass die Beschäftigten vor Ort einkaufen. 

Der Tirschenreuther Bürgermeister berichtete, dass die Stadt Tirschenreuth in den letzten 20 Jahren eine 
deutliche Strukturverbesserung erfahren habe. Die Immobilienpreise seien gestiegen, die Arbeitslosigkeit 

8 Das Forschungsteam verweist an dieser Stelle auf die freundliche Bereitstellung einer internen Personalstatistik durch den Personalrat 
des ALE Oberpfalz.
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sei gesunken und es gäbe neue Zuzüge. Das ALE Oberpfalz sei ein Baustein in diesem Mosaik der positiven 
wirtschaftlichen Entwicklung gewesen, der Synergieeffekte freigesetzt habe, für die positive Entwicklung aber 
nicht allein verantwortlich sei. Die Ansiedlung habe mit dem Zuzug einiger Firmen zu einem „hochqualitati-
ven Arbeitsplatzangebot mit guten Verdienstmöglichkeiten“ beigetragen. Während Tirschenreuth in den 90er 
Jahren noch das Armenhaus der Region gewesen sei, habe es sich mittlerweile zur Boom-Region entwickelt. 
Die Ansiedlung des ALE mit einem Neubau auf dem alten Bahnhofsgelände habe auch städtebauliche Aspekte 
gehabt. Mittlerweile befänden sich die Polizeiinspektion und eine Bank in unmittelbarer Nachbarschaft, die 
Stadtverwaltung habe 150 Mio. € in die Stadtsanierung investiert. Auch die Beschäftigten sollen sich laut des 
Bürgermeisters mit Tirschenreuth angefreundet haben, die Lebenspartnerinnen und Lebenspartner hätten 
ebenfalls Arbeit in Tirschenreuth gefunden. Das ALE Oberpfalz sei mittlerweile eine Behörde „aus, in und um 
Tirschenreuth“. 

Über die Signalwirkung der Ansiedlung für die ländliche Region wurde von den Befragten verschiedentlich 
geurteilt. In einem der Gespräche wurde die Ansiedlung als großer Vorteil für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer aus der Region genannt, dies zeige sich in der hohen Anzahl an Bewerbungen. Auch wurde be-
tont, dass das ALE Oberpfalz in der Region als Arbeitgeber gemeinhin bekannt sei. In einem anderen Gespräch 
wurde jedoch vermutet, dass die Bekanntheit des ALE Oberpfalz eher durch die negative mediale Berichter-
stattung zu den Mängeln am Gebäude entstanden sei. In der Presse sei vom „teuren Beamtenschweiß“ berich-
tet worden, dies sei sogar im örtlichen Faschingszug thematisiert worden. Ein oder eine andere Befragte sah 
in der Ansiedlung eine starke Signalwirkung für die Region, was schon durch das auffallende neue Gebäude 
sichtbar sei. Dies sei ein Zeichen für die lokale Bevölkerung: „Hier tut sich was, hier bleibe ich“. In einem weite-
ren Gespräch wurde die Ansiedlung als persönlicher Erfolg des Bürgermeisters gewertet, aber explizit nicht als 
politisches Signal der Landesregierung für die Stärkung der Region verstanden. 

Der Bürgermeister selbst bezeichnete die Ansiedlung des ALE Oberpfalz als „Startschuss für die großen Behör-
denverlagerungen in Bayern“. Die erfolgreiche Umsetzung habe eine Vorbildwirkung für andere Ansiedlungen 
in der Region gehabt, etwa in Weiden, Waldsassen und Windischeschenbach. In einem weiteren Gespräch wur-
de von der für das Jahr 2025 Verlagerung des ALE Oberbayern von München nach Mühldorf berichtet. Auch 
hier würde das Personal fliehen, der ebenfalls zunächst unbekannte Verlagerungszeitpunkt habe wie ein „Da-
moklesschwert“ über den Beschäftigten gehangen. Aus dem Beispiel Tirschenreuth habe man aber gelernt, 
dass eine flexible Übergangszeit nötig sei und die Beschäftigten nicht zum Umzug gezwungen werden sollten.

Fazit und Erkenntnisse

Die allgemeine Bewertung der Ansiedlung wurde von den Befragten differenziert und größtenteils positiv 
vorgenommen. In einem Gespräch wurde die Ansiedlung als klare Aufwertung für den Standort Tirschenreuth, 
jedoch als interne Abwertung der Behörde beschrieben. Aus allen Gesprächen ging hervor, dass die Verlage-
rung anstrengend, belastend und einschneidend für die Beschäftigten des ALE Oberpfalz war. Die Arbeit der 
Behörde habe über viele Jahre unter dem drastischen Personalumbau und dem daraus resultierenden Wis-
sensverlust gelitten. Eine oder einer der Befragten nannte eine flexible Übergangszeit mit einem freiwilligen 
Umzug der Beschäftigten als notwendige Voraussetzungen für eine Verlagerung. In einem anderen Gespräch 
wurde gefordert, dass eine Entscheidung zur Umsiedlung zügig getroffen werden und die Verlagerung schnell 
danach erfolgen müsse. Außerdem sei zu prüfen, welche Behörden für eine Verlagerung geeignet seien. Hier-
bei sei die Frage der Personalgewinnung entscheidend. Auch sei es von Vorteil, wenn eine Behörde standor-
tunabhängig arbeiten könne, das ALE Oberpfalz sei mit der ständigen Kommunikation im Außendienst wenig 
geeignet gewesen. 

Positiv wurde der langfristige Effekt auf die Personalstruktur und Arbeitsweise hervorgehoben. Durch die An-
siedlung habe sich das ALE Oberpfalz zu einer jungen Behörde mit diversem Personal entwickelt, die Beschäf-
tigten seien motiviert und die Hierarchien flach. Der neue Arbeitsplatz sei modern, mit einer guten Parkplatzsi-
tuation und einem flexiblen Arbeitsplatzmodell. Auch auf individueller Ebene hätten sich für die verbliebenen 
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Beschäftigten, so es die persönliche Flexibilität erlaube, und für die neu Beschäftigten positive Effekte ergeben. 
Hierbei wurde vor allem die Schaffung von Wohneigentum als Möglichkeit für die mit umgezogenen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter genannt. In einem Gespräch bezeichnete einer oder eine der Befragten, der oder die 
selbst aus der Oberpfalz stammt, die Ansiedlung des ALE Oberpfalz durch die zusätzlichen Arbeitsplätze als 
sehr gewinnbringend für die Region. In einem anderen Gespräch wurde die Ansiedlung aus persönlicher Sicht 
als sehr positiv empfunden, aus dienstlicher Sicht gebe es allerdings „noch Baustellen“. Wie aus Abbildung 5 
hervorgeht, bewertet ein Großteil der aktuell Beschäftigten die Ansiedlung positiv.

Aus den Gesprächen gingen auch die bedeutsame Rolle der politischen Entscheidungsfindung und der betei-
ligten Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger hervor. Ein Großteil der negativen Effekte auf die 
Beschäftigten ist der langen Phase der Unsicherheit sowohl bezüglich des Zeitpunkts als auch des Standorts 
der Ansiedlung zuzuschreiben. Im Fazit sollte eine Entscheidung zur Verlagerung schnell getroffen und trans-
parent kommuniziert werden. Auch mit Blick auf eine schrittweise Umsiedlung mit der Arbeit an zwei Stand-
orten ist eine Ansiedlung einer neu geschaffenen Behörde oder Abteilung der Verlagerung einer bestehenden 
Behörde vorzuzuziehen, wie auch der Vergleich mit der Fallstudie Weißwasser deutlich macht. Die engagierte 
Begleitung der Verlagerung durch die Leitungsebene der Behörde sowie das Engagement des Tirschenreuther 
Bürgermeisters sind als Erfolgsfaktoren zu werten. Besonders Regelungen zu flexiblen Arbeitszeitmodellen im 
Falle einer Verlagerung können als Vorbild gesehen werden. Ebenfalls positiv hervorzuheben ist enge Verzah-
nung des Amtes mit einer nahen Hochschule, die regionale und hochqualitative Ausbildungsplätze schafft. 
Dies wirft im Besonderen ein Schlaglicht auf mögliche Chancen und Synergieeffekte einer koordinierten Politik 
der Behördenansiedlung, als die die Heimatstrategie der bayerischen Staatsregierung in Kapitel 4.3.3 genauer 
beleuchtet wird. 

4.2.5 Auswertung der Umfrage

Um die Erkenntnisse aus den Interviews mit Beschäftigten des ALE Oberpfalz verallgemeinern zu können, wur-
de im Nachgang der Gespräche mit freundlicher Unterstützung der Behördenleitung eine Umfrage unter allen 
Beschäftigten durchgeführt. Die Umfrage wurde online mit der Umfragesoftware Qualtrics durchgeführt, der 
Fragenkatalog ist im Anhang zu finden. Von zum Zeitpunkt der Umfrage 148 Beschäftigten des ALE Oberpfalz 
nahmen 120 Beschäftigte (81 %) an der Umfrage teil, 110 Beschäftigte (74 %) füllten die Umfrage aus. Die Ant-
worten spiegeln somit die Meinung eines Großteils der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zum Sommer 2021 
wider. 

Abbildung 5 zeigt die allgemeine Bewertung der Ansiedlung des ALE in Tirschenreuth. Zwei Drittel der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer der Umfrage (66 %) bewerten die Ansiedlung als positiv und eher positiv, während 
17 % die Ansiedlung als negativ oder eher negativ erachten. Diese allgemein positive Bewertung bestätigt 
den Eindruck aus den Interviews, dass ein Großteil der Beschäftigten acht Jahre nach der Verlagerung mit der 
Ansiedlung zufrieden ist.

Dieses positive Meinungsbild kann durch die Differenzierung nach Beschäftigungsbeginn in Abbildung 6 
genauer evaluiert werden. Das linke Kreisdiagramm zeigt die Antworten von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern, die vor 2013 in die Beschäftigung am ALE Oberpfalz eintraten. Das rechte Diagramm zeigt die Antwor-
ten von Teilnehmerinnen und Teilnehmern, die seit dem Ansiedlungsjahr 2013 ins ALE Oberpfalz eingetreten 
sind. Unter den Teilnehmerinnen und Teilnehmern, die bereits vor der Verlagerung am ALE Oberpfalz gear-
beitet haben, ist die Bewertung der Ansiedlung verschiedentlich. Fast die Hälfte (49 %) sieht die Ansiedlung 
(eher) positiv. Ein Drittel (33 %) sieht die Ansiedlung jedoch (eher) negativ. Im Gegensatz dazu bewerten erst 
seit dem Ansiedlungsjahr beschäftigte Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Ansiedlung größtenteils positiv 
(69 %), eher positiv (17 %), oder neutral (15 %). Die Ergebnisse in Abbildung 6 verdeutlichen die Aussagen in 
den Gesprächen, dass sich die Verlagerung negativ auf die alten Beschäftigten ausgewirkt hat, von den neuen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern jedoch positiv aufgenommen wurde.
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Wie würden Sie die Ansiedlung des ALE Oberpfalz in Tirschenreuth allgemein bewerten?

Abbildung 5 
Großräumige Lage, Behördenstandorte der Fallstudien

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts. 
Quelle: Online Befragung der Beschäftigten des ALE Oberpfalz, N=110
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Wie würden Sie die Ansiedlung des ALE Oberpfalz in Tirschenreuth allgemein bewerten?
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Abbildung 6 
Allgemeine Bewertung der Ansiedlung nach Beschäftigungsbeginn (ALE)

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts. 
Quelle: Online Befragung der Beschäftigten des ALE Oberpfalz, N=110
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Abbildung 7 zeigt, wie sich die Ansiedlung auf die verschiedenen Lebensbereiche (Arbeitsbelastung, Zufrie-
denheit, Leistungsbereitschaft, Aufstiegschancen, Finanzen, Arbeitsweg, Wohnen, Freizeit, Lebensgefühl) der 
Beschäftigten ausgewirkt hat. Auch hier gibt ein Großteil der Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Umfrage 
an, dass die Ansiedlung (eher) positive Auswirkungen gehabt habe. Ausnahmen sind hierbei die Bereiche Ar-
beitsbelastung und Aufstiegschancen, zu denen sich ein substantieller Teil der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer (39 % und 48 %) neutral positioniert. Auf der anderen Seite werden die Ansiedlung für die Bereiche Ar-
beitsweg und Freizeit am schlechtesten bewertet, hier sehen jeweils 35 % und 32 % der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer eine (eher) negative Auswirkung.
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Wie hat sich die Ansiedlung des ALE Oberpfalz in Tirschenreuth auf
Ihre persönlichen Lebensbereiche ausgewirkt?
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Abbildung 7 
Bewertung der Auswirkung auf verschiedene Lebensbereiche (ALE)

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts. 
Quelle: Online Befragung der Beschäftigten des ALE Oberpfalz, N=110
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Ebenfalls lohnend ist eine differenzierte Betrachtung der Angaben zu verschiedenen Lebensbereichen nach 
Beschäftigungsbeginn, siehe Abbildung 8. Ähnlich zu Abbildung 7 sind die Antworten von seit dem Verlage-
rungsjahr Beschäftigten die Ansiedlung größtenteils (eher) positiv. Eine Ausnahme ist der Bereich Aufstieg-
schancen, bei dem 16 % der neu beschäftigten Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Ansiedlung (eher) negativ 
sehen und 46 % neutral positioniert sind. Das Stimmungsbild der Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die vor der 
Verlagerung ins ALE Oberpfalz eintraten, fällt schlechter aus. Fast ein Drittel (29 %) gibt an, dass sich die Ansied-
lung (eher) negativ auf ihre Arbeitsbelastung ausgewirkt hat, ein Viertel (25 %) sieht (eher) negative Auswir-
kungen auf ihre Aufstiegschancen. Dies hat sich jedoch kaum auf die Leistungsbereitschaft übertragen, bei der 
nur 9 % (eher) negative Effekte sehen. In den Bereichen Arbeitsbelastung, Aufstiegschancen, Finanzen und 
Lebensgefühl halten sich (eher) positive und (eher) negative Bewertungen die Waage. So geben beispielsweise 
jeweils 37 % der Teilnehmerinnen und Teilnehmer (eher) negative Auswirkungen und (eher) positive Auswir-
kungen auf ihre persönlichen Finanzen an. Die deutlichsten negativen Auswirkungen werden auf den Arbeits-
weg und die Freizeit gesehen. In beiden Bereichen sieht über die Hälfte der vor dem Umzug beschäftigten 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Auswirkung der Ansiedlung (eher) negativ. Dies spiegelt die Aussagen 
der Beschäftigten in den Interviews, die von langen Pendelstrecken nach Tirschenreuth berichteten. 

In Abbildung 9 wird die geographische Verteilung der Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Umfrage am ALE 
Oberpfalz nach Wohnort dargestellt. Die Abbildung bezieht sich auf die in der Befragung angegebene Post-
leitzahl des Wohnorts der Teilnehmerinnen und Teilnehmer. 103 der Teilnehmerinnen und Teilnehmern mach-
ten Angaben zum Wohnort. Alle Wohnortsangaben bezogen sich auf Postleitzahlen innerhalb der Oberpfalz 
(mit schwarzer Umrandung gekennzeichnet). Die räumliche Verteilung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
konzentriert sich in Tirschenreuth, 17 % gaben an, in der Stadt selbst zu wohnen (dunkelrote Einfärbung). Des 
Weiteren wohnen viele Teilnehmerinnen und Teilnehmer in der nahe gelegenen Stadt Weiden und der Ge-
meinde Bärnau (leuchtend rote Einfärbung). Einige Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind im südlichen Teil des 
Regierungsbezirks wohnhaft und haben somit längere Pendelstrecken nach Tirschenreuth.

Abbildung 10 ermöglicht eine genauere Betrachtung der geographischen Verteilung der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer nach Beschäftigungsbeginn. Die linke Karte visualisiert die räumliche Verteilung der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer, die schon vor der Ansiedlung am ALE Oberpfalz tätig waren; die rechte Karte bezieht 
sich auf die Wohnorte der nach der Verlagerung eingestellten Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Die Karten 
in Abbildung 10 verdeutlichen, dass nach der Verlagerung eingestellte Teilnehmerinnen und Teilnehmer der 
Umfrage am ALE Oberpfalz in größerer Nähe zum Behördenstandort wohnen. Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer, die schon vor der Verlagerung am ALE Oberpfalz beschäftigt waren, haben ihren persönlichen Wohnort 
nur teilweise Richtung Tirschenreuth verlegt; einige Teilnehmerinnen und Teilnehmer wohnen auch acht Jahre 
nach der Verlagerung nahe des alten Behördenstandortes Regensburg. 

Diese Heterogenität in der geographischen Verteilung zeigt sich auch in der durchschnittlichen Entfernung 
des Wohnorts vom Behördenstandort Tirschenreuth. Durchschnittlich wohnen die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer der Umfrage am ALE Oberpfalz 33,6 km von Tirschenreuth entfernt (ca. 26 Minuten Fahrtzeit).9 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer, die schon vor der Verlagerung angestellt waren, haben durchschnittlich eine 
Entfernung von 44,7 km zum Arbeitsplatz (ca. 42 Minuten Fahrtzeit). Dahingegen wohnen seit der Verlage-
rung eingestellte Teilnehmerinnen und Teilnehmer durchschnittlich nur 20,0 km entfernt von Tirschenreuth 
(ca. 17 Minuten Fahrtzeit). 

Darüber hinaus wurden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer in der Umfrage nach ihrem Heimatort gefragt. 
89 % der nach der Verlagerung am ALE Oberpfalz beschäftigten Teilnehmerinnen und Teilnehmer gaben die 
Oberpfalz als ihren Heimatort an, 34 % stammen aus dem Landkreis Tirschenreuth.

9 Die Entfernung wurde als die Distanz der Mittelpunkt des jeweiligen PLZ-Gebiets vom Mittelpunkt des PLZ-Gebiets des ALE Oberpfalz 
in Tirschenreuth berechnet. Dies spiegelt die durchschnittliche Entfernung in der Luftlinie (!) zwischen den einzelnen Beschäftigten 
und der Behörde. Zur Angabe einer durchschnittlichen Fahrtzeit wurden die Fahrtzeit von Wohnorten, die der durchschnittlichen 
Entfernung der Beschäftigten vom Behördenstandort entsprechen, verwendet.
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Ihre persönlichen Lebensbereiche ausgewirkt?

Positiv Eher positiv Neutral Eher negativ Negativ

Abbildung 8 
Bewertung der Auswirkung auf versch. Lebensbereiche nach Beschäftigungsbeginn (ALE)

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts. 
Quelle: Online Befragung der Beschäftigten des ALE Oberpfalz, N=110

Die Ergebnisse der Umfrage unter den Beschäftigten bestätigen den Eindruck aus den teilstrukturierten Inter-
views. Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Umfrage, die die Verlagerung nach Tirschenreuth begleitet haben, 
sehen die Ansiedlung negativer als die neuer beschäftigten Teilnehmerinnen und Teilnehmern. Sie bewerten 
die Ansiedlung besonders negativ aufgrund der Auswirkungen auf Arbeitsweg und Freizeit. Dies spiegelt sich 
in der geographischen Verteilung des Wohnorts dieser Gruppe wider. Die schon vor der Verlagerung beschäf-
tigten Teilnehmerinnen und Teilnehmer wohnen teils auch acht Jahre nach der Verlagerung nahe des ehema-
ligen Behördenstandorts und haben ca. doppelt so lange Pendelstrecken (1,5 Stunden täglich) wie neuer ein
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Abbildung 9 
Geographische Verteilung der Beschäftigten nach Wohnort (ALE)

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts. 
Quelle: Digitale Geodaten: Open Street Map, Stand: 07.11.2020. Angaben zum Wohnort: Online Befragung der Beschäftigten des ALE Oberpfalz, N=110
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Abbildung 10 
Geographische Verteilung der Beschäftigten nach Wohnort und Beschäftigungsbeginn (ALE)

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts. 
Quelle: Digitale Geodaten: Open Street Map, Stand: 07.11.2020. Angaben zum Wohnort: Online Befragung der Beschäftigten des ALE Oberpfalz, N=110
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gestellte Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die nach der Verlagerung 
angestellt wurden, sehen diese hingegen sehr positiv und stammen größtenteils aus der Region. Insgesamt 
fällt die Einschätzung der Ansiedlung durch die aktuell Beschäftigten sehr positiv aus. 

4.3 Fallstudie: Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern

Das ALE Oberbayern wurde im Nachgang der Interviews am ALE Oberpfalz als weiterführende Fallstudie aus-
gewählt. Beide Ämter für Ländliche Entwicklung sind dem Bayerischen Staatsministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten (StMELF) nachgeordnet und arbeiten besonders auf der Leitungsebene zusammen. In 
der Fallstudie wird ein besonderer Fokus auf den Vergleich der Verlagerung des ALE Oberbayern mit dem ALE 
Oberpfalz gelegt. Während das ALE Oberpfalz als Ausweichreaktion aufgrund einer anderen Behördenansied-
lung verlagert wurde, ist die Verlagerung des ALE Oberbayern Teil einer konzipierten Welle von Behörden-
neuansiedlungen im Rahmen der bayerischen Heimatstrategie. Dieser Vergleich zweier Behörden mit gleicher 
Struktur und gleichem Aufgabenfeld ermöglicht eine genauere Analyse der Erfolgsfaktoren und Lerneffekte 
zum Prozess einer Verlagerung innerhalb eines Ressorts und im Zuständigkeitsbereich der Bayerischen Staats-
regierung. 

4.3.1 Die Stadt Mühldorf am Inn

Die Stadt Mühldorf am Inn liegt etwa 80 km östlich von München am Rande des Regierungsbezirks Ober-
bayern.10 Mühldorf am Inn ist eine Kreisstadt des gleichnamigen Landkreises, welcher im weiteren Sinne zum 
Randgebiet der Metropolregion München gezählt wird. Sowohl durch die Autobahn A94 als auch durch eine 
Bahnverbindung (RB 40) ist die Stadt direkt an München angebunden und innerhalb einer Stunde Fahrtzeit 
erreichbar. Die Lage wird als peripher eingestuft und die Besiedlungsstruktur als überwiegend städtisch (BBSR 
2021). Mühldorf am Inn liegt im sogenannten „Bayerischen Chemiedreieck“, in dem eine Vielzahl an Unterneh-
men der chemischen Industrie circa 25.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigen. Größter Arbeitge-
ber der Stadt ist die ODU GmbH & Co. KG, ein internationaler Anbieter von Steckverbindungssystemen, die in 
Mühldorf am Inn ihren Hauptsitz hat (Mühldorf am Inn 2021).

Mit Ausnahme des Jahres 2011 ist die Bevölkerung Mühldorfs in den letzten Jahren stetig gewachsen. Während 
2008 noch 17.654 Einwohnerinnen und Einwohnern in Mühldorf gemeldet waren, betrug diese Zahl im Jahr 
2019 bereits 20.779. Dieser Bevölkerungszuwachs ist relativ gleichmäßig auf alle Altersgruppen verteilt, jedoch 
verzeichnete die Stadt einen Anstieg von ca. 13,1 % auf 14,5 % im Bevölkerungsanteil der unter 15-Jährigen. 

Im Jahr 2020 waren 13.000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in der Stadt gemeldet, etwa 47 % mehr 
als im Jahr 2008. Die Arbeitslosigkeit des Landkreises betrug im gleichen Jahr 3,7 % und lag damit nur knapp 
über dem bayerischen Durchschnitt von 3,6 %. Der Pendlersaldo stieg im gleichen Zeitraum von ca. 2.600 auf 
3.800, die Stadt verzeichnet also einen steigenden Überschuss an Einpendlerinnen und Einpendlern. Die Zahl 
der Arbeitslosen entwickelt sich seit Jahren rückläufig und fiel zwischen 2008 und 2019 um etwa 28 % auf eine 
Gesamtzahl von 432. Allerdings stieg diese Zahl im Jahr 2020 wieder auf 543 an – vermutlich im Zusammen-
hang mit der Corona-Krise. 

Auch die Steuereinahmen der Stadt Mühldorf am Inn entwickelten sich in den letzten Jahren positiv. Nach 
Rückgängen zwischen den Jahren 2008 und 2011 stieg der Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer zwi-
schen 2008 und 2019 von 428 € auf 611 € pro Kopf. Im gleichen Zeitraum verdoppelten sich die Gewerbe-
steuereinnahmen der Stadt und betrugen im Jahr 2019 ca. 927 € pro Kopf. Das Pro-Kopf-BIP des Landkreises 
Mühldorf folgt ebenfalls einem positiven Trend und ist seit dem Jahr 1992 um 98 % gestiegen. Im Jahr 2019 

10 Die in diesem Kapitel beschriebenen ökonomischen und soziodemografischen Kennzahlen basieren auf Daten der Statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder sowie dem Arbeitskreis „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder“. Eine detaillierte Auflistung 
der verwendeten Zeitreihen befindet sich im Literaturverzeichnis.

BBSR-Online-Publikation Nr. 12/2022



Ansiedlungen von Behörden in strukturschwachen Regionen 52

4 Ansiedlungen von Behörden in strukturschwachen Regionen

betrug das Pro-Kopf-BIP des Landkreises ca. 35.500 € und lag somit deutlich unterhalb des durchschnittlichen 
Pro-Kopf-BIPs der Region Oberbayern von ca. 60.300 €.

4.3.2 Das Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern

Das ALE Oberbayern ist dem StMELF nachgeordnet und eine Schwesterbehörde des ALE Oberpfalz, das in Ka-
pitel 4.2 vorgestellt wird. Auch am ALE Oberbayern werden zur Stärkung des ländlichen Raums im Regierungs-
bezirk Oberbayern Flurneuordnung, Dorferneuerung, Ländlicher Straßen- und Wegebau und interkommunale 
Zusammenarbeit organisiert, begleitet und finanziert. Die rund 140 Beschäftigten betreuen über 360 Projekte 
in mehr als 250 Gemeinden. Am derzeitigen Standort des ALE Oberbayern in München ist außerdem der Be-
reich Zentrale Aufgaben angesiedelt, der für zentrale Fachaufgaben der Verwaltung zuständig ist. Der Bereich 
Zentrale Aufgaben wird nicht nach Mühldorf verlegt.

4.3.3 Behördenverlagerung von München nach Mühldorf am Inn 

Das ALE Oberbayern soll im Jahr 2025 im Rahmen der Heimatstrategie des Bayerischen Staatsministeriums der 
Finanzen und für Heimat (BStMFH) vom derzeitigen Standort in München nach Mühldorf am Inn verlagert wer-
den. Die im Jahr 2014 initiierte Heimatstrategie stützt sich neben Behördenverlagerungen auf vier weitere Säu-
len: Den kommunalen Finanzausgleich, Breitbandausbau und E-Government, die Nordbayern-Initiative und 
Strukturentwicklungsmaßnahmen. Die Verlagerung des ALE Oberbayern ist Teil des im Jahr 2015 aufgelegten 
Konzepts „Regionalisierung von Verwaltung“ (BStMFLH 2015). Das Konzept definiert die Verlagerung von über 
50 Behörden mit 3.155 Personen, die in einem Zeitraum von fünf bis zehn Jahren verlagert werden sollen. Es 
folgten im Jahr 2016 das Konzept „Chancen im ganzen Land“ mit der Verlagerung von 500 Arbeitsplätzen nach 
Mittelfranken und Niederbayern, sowie im Jahr 2020 die zweite Stufe der Behördenverlagerungen, die rund 
3.070 Personen betrifft (2.670 Beschäftigte und 400 Studierende). So sollen im Rahmen der Heimatstrategie 
bis 2030 rund 6.725 Arbeits- und Studienplätze in den ländlichen Raum verlagert werden. Laut Angaben des 
BStMFH sind zum Stand März 2021 bereits die Hälfte der Stellen aus den Konzepten von 2015 und 2016 verla-
gert (BStMFH 2021b). 

Bei der Umsetzung der Heimatstrategie soll ein besonderer Fokus auf die Sozialverträglichkeit der Verlage-
rung für die Beschäftigten gelegt werden. Das öffentlich verfügbare Personalrahmenkonzept (BStMFH 2021c) 
stellt daher ein Paket von Maßnahmen vor, die die Verlagerung für Behörden und Beschäftigte erleichtern 
sollen. Dies soll auf dem Prinzip des Einvernehmens beruhen. So sollen einerseits Beschäftigte beim Wechsel 
in nicht zu verlagernde Behörden durch die interne Ausschreibung freier Stellen oder beim Wechsel in die Pri-
vatwirtschaft unterstützt werden. Andererseits wird den von der Verlagerung betroffenen Beschäftigten eine 
einmalige Mobilitätsprämie in Höhe 3.000 € brutto sowie Umzugs- und Reisekostenerstattung gewährt. Ihnen 
werden außerdem nicht-monetäre Anreize wie Möglichkeiten zur Zusatzqualifizierung, Unterstützung bei der 
Wohnungssuche und eine voraussetzungsfreie Telearbeit geboten. 

Zum Zeitpunkt der Interviews mit den Beschäftigten des ALE Oberbayern stand die Verlagerung in vier Jah-
ren an. Das Amt befand sich in einer Phase der Personalumstrukturierung, während der Neubau am Standort 
Mühldorf zeitnah vom Staatlichen Bauamt Rosenheim ausgeschrieben werden sollte.

4.3.4 Auswertung der teilstrukturierten Interviews

Um die anstehende Verlagerung des ALE Oberbayern nach Mühldorf am Inn genauer zu untersuchen, wur-
den sechs teilstrukturierte Interviews mit Beschäftigen geführt. Interviewpartnerinnen und -partner waren Be-
schäftige der oberen und mittleren Leitungsebene, Angehörigen des Personalrats, einfache Beschäftigte, und 
Beschäftigte in Ausbildung. Die Interviews wurden im Oktober 2021 per Videotelefonat geführt und dauerten 
zwischen 60 und 75 Minuten. 
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Verlagerungsprozess und Standortwahl 

Die Entscheidung zur Verlagerung des ALE Oberpfalz von München nach Mühldorf am Inn wurde laut den 
Befragten durch den Kabinettsbeschluss der Staatsregierung im März 2015 verkündet, weder die Behörden-
leitung noch das Ministerium sei im Vorhinein informiert oder konsultiert worden. Die Verlagerung des ALE 
Oberbayern und der anderen im Zuge der Heimatstrategie zu verlagernden Behörden sei den Beschäftigten 
zum gleichen Zeitpunkt wie der Öffentlichkeit mitgeteilt worden. Durch die direkt folgende Ankündigung der 
Verlagerung in einer Personalversammlung könne über die Information der Beschäftigten aber nichts Negati-
ves gesagt werden. Darüber hinaus sei nach Angaben der Amtsleitung das Ziel, das ALE Oberbayern innerhalb 
von zehn Jahren zu verlagern, von Beginn an klar kommuniziert worden. Laut anderen Angaben habe die 
Zeitplanung aber unter einigen Beschäftigten zu Unsicherheiten geführt. Bis vor kurzem sei unklar gewesen, 
ob erst im Jahr 2025 oder möglicherweise zu einem früheren Zeitpunkt verlagert werden würde.

Die Kommunikation der Verlagerung bezüglich des Standorts und des Zeitpunkts sei im Vergleich zur Fallstu-
die ALE Oberpfalz transparenter erfolgt und somit positiv zu bewerten. Einige der Befragten äußerten die Ver-
mutung, dass die Staatsregierung aus dem Fall Tirschenreuth bezüglich des Verlagerungszeitraums und des 
Personalkonzepts gelernt habe. Die Beschäftigten des ALE Oberpfalz hätten durch zahlreiche Negativschlag-
zeilen, Beschwerden und Landtagsanfragen dafür gesorgt, dass in der Heimatstrategie ein Zeitraum von zehn 
Jahren festgesetzt wurde. Im Gegensatz zum ALE Oberpfalz, bei dessen Verlagerung es eine Versetzungssperre 
gegeben habe und nur auf Grundlage der bestehenden Verwaltungsvorschriften gehandelt worden sei, sei 
das Personalrahmenkonzept der Heimatstrategie mit einem Fokus auf der Sozialverträglichkeit zu begrüßen. 
Allerdings wurde auch bemängelt, dass das Personalrahmenkonzept auch nicht viel mehr als eine Zusammen-
fassung des öffentlichen Dienstrechts zuzüglich der Mobilitätsprämie sei. Generell sei zu befürworten, dass Be-
schäftigte, die schon vor 2015 am ALE Oberbayern beschäftigt waren, im Falle einer gewünschten Versetzung 
bei dieser unterstützt würden

Zu den Gründen der Verlagerung des ALE Oberbayern nach Mühldorf am Inn wurden in den Interviews ver-
schiedene Angaben gemacht. Das Ansinnen der Staatsregierung sei gewesen, den ländlichen Raum durch 
Behördenverlagerung zu stärken. Warum die Wahl innerhalb des StMELF auf das ALE Oberbayern gefallen sei, 
ist den Befragten nicht bekannt. Es wird vermutet, dass das ALE Oberbayern sich als größere Behörde im Bal-
lungsraum München zur Verlagerung angeboten habe, außerdem könne es nahegelegen haben, eine Behörde 
zur ländlichen Entwicklung in den ländlichen Raum zu verlegen. Die Sinnhaftigkeit der Standortwahl wurde 
jedoch in mehreren Gesprächen angezweifelt. Die Befragten sehen Mühldorf am Inn nicht als Region mit För-
derbedarf an, es gebe dort explodierende Immobilienpreise und ausreichend Arbeitsplätze. Vielmehr habe der 
damalige Leiter der Staatskanzlei die Verlagerung einer Behörde in seinen Wahlkreis durchgesetzt. Darüber 
hinaus gebe es genau wie im Falle der Verlagerung des ALE Oberpfalz das Problem der Positionierung inner-
halb des Dienstbezirks. Wie Tirschenreuth liege Mühldorf am äußersten Rand des Regierungsbezirks. Durch 
die Notwendigkeit der Arbeit im ländlichen Raum im Außendienst ergäben sich wie am ALE Oberpfalz lange 
Fahrtstrecken, der kürzeste Weg führe fast immer über München. Die Außentermine erfordern laut den Be-
schäftigten damit teils bis zu vier Stunden Fahrtzeit, „anstatt derer man effektiv arbeiten könnte“. Besonders 
Abendveranstaltungen würden durch die Verlagerung Übernachtungen erfordern. Aufgrund des Außendiens-
tes sei die Verlagerung für das Tätigungsfeld der Behörde „die größte Katastrophe“. 

Kurzfristige Auswirkungen auf die Behörde (Arbeitsmoral, Personalverlust, Wissensverlust)

Ähnlich wie im Fall des ALE Oberpfalz berichteten die Beschäftigten des ALE Oberbayern von der Bekannt-
gabe der Verlagerung als „Schock“. Die Kolleginnen und Kollegen hätten sich geärgert, dass ihre Behörde von 
der Verlagerung betroffen ist und man habe sich vom Ministerium „verraten“ gefühlt. In einigen Gesprächen 
wurde die Erschütterung als ähnlich gravierend wie im ALE Oberpfalz eingeschätzt, andere Befragte stuften 
die Betroffenheit als geringer ein. Die Reaktion der Beschäftigten sei zwar emotional gewesen, aber durch 
den bekanntermaßen langen Zeitraum bis zur Verlagerung und durch das Prinzip der Freiwilligkeit sei anders 
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als am ALE Oberpfalz, in dem eine Versetzungssperre eingeführt wurde, kein unmittelbarer Handlungsdruck 
entstanden. Dies habe die Reaktion abgefedert. Dennoch habe es viele Kolleginnen und Kollegen gegeben, 
die sich in den ersten drei Jahren nach der Bekanntgabe wegbeworben oder die Option der Altersteilzeit wahr-
genommen hätten. 

Aufgrund der Ausweichreaktionen der Beschäftigten wurde auch am ALE Oberbayern von einem Rückgang 
der Beschäftigtenzahl und einem entsprechend notwendigen Personalumbau berichtet. Von rund 140 Be-
schäftigten seien seit der Bekanntgabe vor sechs Jahren 88 Personen aus dem ALE Oberbayern ausgeschie-
den. Mindestens 30 Beschäftigte hätten sich definitiv wegen der Verlagerung versetzen lassen, ein erheblicher 
Teil sei aber auch aus Altersgründen ausgeschieden. Ähnlich wie beim ALE Oberpfalz treffe die Verlagerung 
ein ohnehin überaltertes Amt, die zusätzlichen Abgänge würden als „Brandbeschleuniger“ wirken. So gingen 
einige Beschäftigte aufgrund der Verlagerung in Frührente oder Altersteilzeit. Auch viele jüngere Beschäftigte, 
die Wissensträgerinnen und Wissensträger seien, würden das Amt verlassen. Die Mehrbelastung durch die 
Verlagerung sei teils auch der Grund für einen Abgang von Beschäftigten, die die Verlagerung eigentlich mit-
gemacht hätten und teils erst nach 2015 ins Amt eingetreten sind. Besonders die Betreuung der vielen neu 
Beschäftigten und Auszubildenden würde viele Kolleginnen und Kollegen stark in Anspruch nehmen und teils 
überfordern. 

Die Unterstützung bei der Wegbewerbung funktioniere laut Personalrat gut. Die Beschäftigten sollten selbst-
ständig nach neuen Stellen suchen und bewürben sich in Absprache mit Personalrat und Behördenleitung bei 
anderen Behörden. Die meisten Beschäftigten würden in die Vermessungs- und Landwirtschaftsverwaltung 
wechseln, die Zusammenarbeit mit den anderen Behörden funktioniere gut. Es sei nur eine Person bekannt, 
die aufgrund der Verlagerung in die Privatwirtschaft gewechselt habe. Ähnlich wie in der Fallstudie ALE Ober-
pfalz wurde bei der Entscheidung, aufgrund der Verlagerung das Amt zu verlassen, die persönliche Flexibilität 
im aktuellen Lebensumstand als wichtigstes Kriterium genannt. Eine Mehrbelastung durch verlängerte Fahrt-
zeiten oder einen Umzug in die Region sei so für Kolleginnen und Kollegen mit Familie und Standortverwur-
zelung schwer realisierbar. Jüngere und ungebundene Beschäftigte könnten dies leichter verkraften. Etwa 20 
der alten Beschäftigten würden noch mit der Entscheidung hadern, ob sie sich wegbewerben möchten. Hier 
könne die Regelung zu Telearbeitsmöglichkeiten ein entscheidender Faktor sein. Zwar sei das ALE Oberbayern 
schon immer ein „Pendleramt“ gewesen, vor der Corona-Pandemie seien aber nur wenige Beschäftigte für 
maximal einen Tag pro Woche im Home-Office gewesen. Die verstärkte Möglichkeit zur Arbeit im Home-Office 
könne die Verlagerung für viele Beschäftigte erträglicher machen und somit einen Verbleib im Amt anregen. 
Jedoch wurde von Seiten der Beschäftigten beklagt, dass die geplante Regelung nicht klar kommuniziert wor-
den sei und somit keine Planungssicherheit bestanden hätte. 

Mittlerweile habe sich die Stimmung im Amt laut den Befragten etwas gewandelt. Einerseits schwebe die Ver-
lagerung immer noch als „dunkle Wolke“ über dem Amt und viele Beschäftigte würden über eine Mehrbelas-
tung durch die Verlagerung klagen. Dies sei ähnlich zur Verlagerung des ALE Oberpfalz, bei der es einen ähnli-
chen Kompetenz- und Wissensverlust gegeben habe. Andererseits brächten die neu Eingestellten, besonders 
Beschäftigte aus dem Raum Mühldorf, eine positive Stimmung in das Amt. Sie müssten jetzt nach München 
einpendeln, wenn es die Verlagerung nicht gegeben hätte, und freuten sich entsprechend auf den Umzug des 
Amts nach Mühldorf. 

Auswirkungen auf die Behörde (Personalstruktur, Ausbildungsbetrieb, Wissensvermittlung)

Um die Abgänge am ALE Oberbayern auszugleichen, wurde seit 2015 verstärkt eingestellt und ausgebildet. 
Ähnlich wie im ALE Oberpfalz unterschieden sich die Möglichkeiten zur Personalgewinnung nach Qualifika-
tionsebenen. So gestalte sich die Rekrutierung für die 3. QE schwieriger als für die 2. QE. Traditionell kämen 
Beschäftigte in der 3. QE von der Hochschule in München, obwohl das Studium auch in Würzburg und Amberg 
angeboten wird. Studierende, die den Standort München gewohnt seien, hätten auch andere Arbeitsangebo-
te im Bereich Vermessung in München, der Standort Mühldorf sei nicht attraktiv. Der Rückgang der Beschäftig-
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tenzahl in der 3. QE ginge wohl noch ein paar Jahre, man „müsse noch durch ein tiefes Tal“. Dies sei besonders 
schwer, da von Beschäftigten der 3. QE die Projektleitung übernommen werde und somit viel Kompetenz und 
Wissen fehle und die Arbeitsbelastung für die verbleibenden Beschäftigten anhaltend hoch sei.

Anders gestalte sich die Nachwuchsgewinnung für die 2. Qualifikationsebene. Hier habe man auf Ausbildungs-
messen und in Schulen sowie durch Inserate in Regionalzeitungen gezielt im Raum Mühldorf und Altötting 
sowie in Richtung Niederbayern rekrutiert. Man würde zwar mit Arbeitgebern in der freien Wirtschaft insbe-
sondere aus dem Bayerischen Chemiedreieck konkurrieren, habe die Ausbildungsstellen bis jetzt aber immer 
gut besetzen können. Nach zehn Jahren ohne Ausbildungsjahrgänge am ALE Oberbayern hätten 2017 die 
ersten zehn Auszubildenden angefangen. Seitdem gäbe es kontinuierlich jedes Jahr drei bis vier neue Auszu-
bildende. Zu Beginn habe die Betreuung schlecht funktioniert, mittlerweile gebe es aber klare Ansprechpart-
nerinnen und Ansprechpartner. Dennoch mache sich der Personalumbau für die Ausbildung nach wie vor be-
merkbar: Laut Personalrat kämen auf zwei bis drei erfahrene Angestellte sechs bis acht dual Studierende und 
Auszubildende. Dieser Betreuungsschlüssel sei eine „Katastrophe“, es würde entweder die Ausbildung oder die 
eigentliche Arbeit der Betreuerinnen und Betreuer leiden. In einem Gespräch wurden Effizienzverluste von bis 
zu 15 % durch die Mehrarbeit in der Betreuung geschätzt. 

In einem Gespräch wurde angeführt, dass dem Amt durch den plötzlichen Ab- und folgenden Aufbau von 
Personal durch die Verlagerung in 30 Jahren wohl das Problem der Überalterung erneut drohen werde. 

Um den Erfahrungsverlust besonders in der 3. QE auszugleichen, hätten vornehmlich jüngere Beschäftigte die 
Projektgruppe „ALE 2025“ gegründet. Diese habe zum Ziel, Fortbildungen zu organisieren und alle Themen 
rund um die Verlagerung zu besprechen. Es werde versucht, Erfahrungswissen gebündelt an die Neuzugänge 
zu vermitteln „bevor die Erfahrenen weg sind“. Die Projektgruppe stehe im Austausch mit der Ausbildungslei-
tung und dem Personalrat und gebe Vorschläge an die Leitungsebene weiter. 

In einigen Gesprächen wurde Kritik an der Kommunikation der Leitungsebene zur Verlagerung geübt. Diese 
habe sich während der Corona-Pandemie nur verschlechtert. Einige Informationen gebe es nur über den Flur-
funk, über den Kauf des Grundstücks für den Neubau in Mühldorf habe man erst aus der Zeitung erfahren. Im 
Sommer 2021 habe es eine Aussprache mit der Leitungsebene gegeben, um Fehler in der Kommunikation an-
zusprechen. Eine behördeninterne Umfrage habe gezeigt, dass die Stimmung als belastend empfunden wer-
de. Auch ein Mangel in der Personalkontinuität wurde beklagt: Bis zur Verlagerung werde man zwei verschie-
dene Amtsleiter gehabt haben. Da die Mitglieder der aktuellen Leitungsebene größtenteils zum Zeitpunkt der 
Verlagerung nicht mehr am ALE Oberbayern beschäftigt sein würden, entstehe der Eindruck von mangelndem 
Interesse an der Vorbereitung der Verlagerung. 

Jenseits des öffentlich zugänglichen Personalkonzepts der Heimatstrategie war den Befragten kein Strategie-
papier der Staatsregierung bekannt, das bei der Umsetzung der Verlagerung in konkreten Arbeitsschritten 
Vorgaben liefere. Zwar gebe es regelmäßige Absprachen mit dem Ministerium, jedoch laut Personalrat kaum 
Mitsprachemöglichkeiten für das Amtspersonal. So sei beispielsweise die Suche nach der Immobilie und die 
Planung des Baus von der Immobilien Bayern und dem Staatlichen Bauamt Rosenheim durchgeführt worden, 
man habe keine Einflussmöglichkeiten. Auch mit anderen Behörden, die im Zuge der Heimatstrategie verla-
gert werden, gebe es keinen strukturierten Austausch. Nur mit dem ALE Oberpfalz habe man das Gespräch 
gesucht. So sei eine Delegation des ALE Oberbayern nach Tirschenreuth gefahren, um sich die verlagerte Be-
hörde vor Ort anzuschauen und sich zu den Erfahrungen auszutauschen. Dies habe Vertreterinnen und Vertre-
ter der Leitungsebene, des Personalrats sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aller Sachgebiete und Qualifi-
kationsebenen umfasst. Es seien konkrete Fragen wie beispielsweise der Umzug der EDV besprochen worden. 
Darüber hinaus habe es keinen amtlichen Austausch gegeben, man habe aber privat Kontakt: „Man kennt sich“ 
und habe teils gemeinsam studiert. Das habe besonders nach der Ankündigung der Verlagerung geholfen. 
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Auswirkung der Umsiedlung vor Ort (Ansiedlung der Beschäftigten, wirtschaftliche Auswirkungen)

Besonders mit Blick auf die Herausforderungen beim Neubau des ALE Oberpfalz in Tirschenreuth habe man 
versucht, Fehler bei der Bauplanung zu vermeiden. Dennoch habe sich der Prozess der Grundstücksuche lan-
ge gezogen, in der Belegschaft werde gerätselt, ob Zeit- und Kostenplan eingehalten werden. Nach aktueller 
Rechnung sei der Umzug nach Mühldorf im Jahr 2025 laut Behördenleitung jedoch realistisch. Kontakt zu 
Lokalpolitikerinnen oder Lokalpolitikern wie im Fall von Tirschenreuth gebe es in Mühldorf noch nicht. Dies 
sei zum aktuellen Zeitpunkt zwar auch noch nicht erforderlich, jedoch habe der gute Kontakt zum Rathaus in 
Tirschenreuth und die eigens eingerichtete Kontaktperson für die Beschäftigten des ALE Oberpfalz zu einer 
positiven Willkommenskultur beigetragen. 

Der Standort Mühldorf am Inn sei einerseits gut gelegen, aufgrund der guten Anbindung an München über 
die Autobahn und die Zugstrecke. Andererseits seien die Preise dort aus Sicht der Beschäftigten nicht so nied-
rig wie zuerst vermutet. Zwar seien die Immobilienpreise niedriger als in München und man könne sich auch 
Wohneigentum leisten, aufgrund der guten Beschäftigungslage und Größe der Stadt sei eine Verlagerung 
dorthin jedoch nicht nötig. Der Standort Tirschenreuth wird von den Befragten anders als Mühldorf wahrge-
nommen: Dort sei man glücklich über die Verlagerung gewesen, das ALE Oberpfalz habe den Standort auf-
gewertet. In Mühldorf gebe es schon ausreichend Behörden und öffentliche Einrichtungen, etwa werde eine 
Außenstelle der Hochschule Rosenheim im gleichen Neubaugebiet wie das ALE Oberbayern eingerichtet. 

Inwiefern Beschäftigte des ALE Oberbayern nach Mühldorf am Inn umziehen und dort konsumieren sei zum 
jetzigen Zeitpunkt noch nicht absehbar. Zwar würden viele der neu Beschäftigten aus der Region kommen 
und derzeit nach München pendeln, aus dem alten Personalstamm sei bislang bis auf Einzelfälle aber noch 
kaum jemand nach Mühldorf gezogen.

Fazit und Erkenntnisse

In der Gesamtschau bewerten die Beschäftigten des ALE Oberbayern die Verlagerung ähnlich wie die Beschäf-
tigten des ALE Oberpfalz. Zwar habe die klare Ankündigung der Verlagerung innerhalb eines Zeitraums von 
zehn Jahren mehr Planungssicherheit als im Fall Tirschenreuth gegeben, dennoch gebe es Verbesserungs-
bedarf in der Kommunikation und der Personalkontinuität in der Leitungsebene. Ein entscheidender Vorteil 
für die Beschäftigten sei das Prinzip der Freiwilligkeit gewesen, das vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
den Wechsel in andere Behörden ermöglicht habe. Ähnlich wie bei der Verlagerung nach Tirschenreuth leide 
das ALE Oberpfalz unter dem Abgang vieler erfahrener Beschäftigter. Dies beeinträchtige sowohl den Ausbil-
dungsbetrieb als auch die eigentliche Arbeit stark. Von der verstärkten Möglichkeit zur Telearbeit könne man 
sich jedoch erhoffen mehr Beschäftigte trotz der Verlagerung zu halten. Eine Wissensvermittlung zu Erfolgen 
und Problemen der Verlagerung des ALE Oberpfalz habe es nur auf eigene Initiative gegeben. Lerneffekte zu 
vergangenen Verlagerungen habe es laut den Befragten nur auf individueller Ebene sowie vermutlich bezüg-
lich Verlagerungszeitraum und Freiwilligkeit gegeben, konkrete Handlungsvorschläge aus dem Ministerium 
oder im Rahmen der Heimatstrategie zur Gestaltung der Verlagerung waren nicht bekannt.

Der Sinn der Verlagerung wurde allgemein angezweifelt. Zwar sei das Ziel der Stärkung des ländlichen Raums 
richtig, aber es müssten geeignete Standorte gestärkt werden. Wie im Fall des ALE Oberpfalz sei ein Standort 
am Außenrand des Dienstbezirks durch die Tätigkeit im Außendienst mit hohen Kosten für Amt und seine 
Beschäftigten verbunden. Ansiedlungen von Behörden mit Tätigkeiten im Innendienst, etwa Finanzverwal-
tungen oder Hochschulen, seien vergleichsweise problemlos machbar. Im Fall des ALE Oberbayern sei auch 
eine Teilauslagerung mit mittelfristig zwei Standorten denkbar gewesen. Anders als im Fall von Tirschenreuth 
werde Mühldorf am Inn außerdem nicht als förderungsbedürftig empfunden, es gebe in Oberbayern auch 
schwächere Räume. Langfristig dürfe das ALE Oberbayern von der Verjüngung des Personals und einer kolle-
gialen Arbeitsatmosphäre profitieren.
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4.4 Fallstudie: Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, Außenstelle

4.4.1 Die Stadt Weißwasser

Die Stadt Weißwasser liegt in der Oberlausitz am nordöstlichen Rand des Freistaats Sachsen etwa 7 km entfernt 
zur Landesgrenze nach Polen.11 Mit 15.640 Bewohnerinnen und Bewohnern (Stand Dezember 2020) ist Weiß-
wasser die drittgrößte Stadt im Landkreis Görlitz, verzeichnet aber seit den 1990er Jahren einen stetigen Bevöl-
kerungsrückgang. Nach aktuellen Prognosen soll sich dieser Trend auch in den kommenden Jahren fortsetzen. 
Insgesamt hat sich die Bevölkerung von Weißwasser seit dem Höchststand im Jahr 1987 um mehr als die Hälfe 
reduziert. Während bis in die 1970er Jahre die Wirtschaft in Weißwasser maßgeblich von der Glasindustrie und 
der Braunkohleförderung geprägt war, wurden nach der Wende viele der Unternehmen geschlossen und so 
der Wegzug vieler Einwohnerinnen und Einwohner verstärkt. Entsprechend wird der Landkreis Görlitz als über-
durchschnittlich schrumpfend eingestuft (BBSR 2019). Durch den Wegzug vor allem der jüngeren Bevölkerung 
und durch das Absinken der Geburtenzahlen liegt der Altersdurschnitt gegenwärtig bei 51,3 Jahren. 

In Weißwasser sind vor allem kleinere und mittelständische Unternehmen ansässig, insbesondere in der Glasin-
dustrie, dem Stahl- und Metallbau, dem Baugewerbe, der Nahrungsmittelindustrie und der Holzverarbeitung. 
Der größte Arbeitgeber in der Region ist der LEAG Konzern (ehemals VATTENFALL) mit dem Braunkohletage-
bau und dem Kraftwerk Boxberg (Stadt Weißwasser 2021). Im Jahr 2020 zählte Weißwasser 935 Arbeitslose, fast 
die Hälfte davon ist langzeitarbeitslos. 

Die Besiedlungsstruktur von Weißwasser wird als überwiegend städtisch eingestuft und die Lage als sehr peri-
pher kategorisiert (BBSR 2021). Weißwasser verfügt über einen Bahnhof, der an der Bahnstrecke zwischen Ber-
lin und Görlitz liegt. Eine Elektrifizierung des Streckenabschnitts Cottbus – Görlitz ist derzeit (Stand Mai 2021) 
nicht absehbar. Mit ca. 30 km Entfernung zur nächsten Autobahn und ca. 110 km Entfernung zum nächsten 
internationalen Flughafen ist die Anbindung an die großräumige Verkehrsinfrastruktur dürftig. 

Wie oben beschrieben, folgte die Bevölkerungsentwicklung Weißwassers bereits langfristig einem fallenden 
Trend. Über den hier betrachteten Zeitraum 2008 bis 2019, sank die Gesamtbevölkerung der Gemeinde um 
20,3 % – von knapp 20.000 Einwohnern im Jahr 2008 auf heute knapp 16.000 Einwohner. Differenziert man 
zwischen verschiedenen Alterskategorien, so ist dieser allgemeine Bevölkerungsrückgang vor allem durch den 
Rückgang in der Altersgruppe der 15- bis 65-Jährigen getrieben (-33 %), während die jüngste (-4,7 %) und 
älteste Bevölkerungsgruppe (+11,8 %) der unter 15 bzw. über 65-Jährigen über den gleichen Zeitraum einen 
moderaten Rückgang bzw. Zuwachs verzeichnete.

Im Jahr 2020 waren 5.917 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Arbeitsort Weißwasser gemeldet, 22 % 
mehr als noch im Jahr 2008. Die Stadt Weißwasser blickt über die letzten 13 Jahre also auf eine sehr positive 
Beschäftigungsentwicklung zurück. Auch die Arbeitslosenzahlen sind rückläufig, was aber zum Teil auch de-
mografisch bedingt sein dürfte. Im Vergleich zum Jahr 2009 hat sich die Arbeitslosenquote im Jahr 2020 im 
Landkreis Görlitz nahezu halbiert, von 15,8 % auf 8,1 %. Nichtsdestotrotz lag sie nach wie vor über der sächsi-
schen Arbeitslosenquote von 12,9 % in 2009 und 6,1% in 2020. Bis zum Jahr 2017 war der Pendlersaldo Weiß-
wassers negativ, d.h., es pendelten regelmäßig mehr Beschäftigte von ihrem Wohnort Weißwasser an ihren 
auswärtigen Arbeitsort als aus anderen Gemeinden an den Arbeitsort Weißwasser. Der Auspendlerüberschuss 
sank allerdings kontinuierlich von 1.014 (2008) auf 123 (2017). Seit 2018 verzeichnet Weißwasser höhere Ein-
pendler- als Auspendlerzahlen. Am aktuellen Rand beträgt der Pendlersaldo knapp 300 Beschäftigte. 

Das Pro-Kopf-BIP des Landkreises Görlitz betrug im Jahr 2020 ca. 28.100 € und lag damit unterhalb des durch-
schnittlichen sächsischen Pro-Kopf-BIPs von ca. 31.600 €. Zwischen 2008 und 2019 erzielte die Stadt Weiß-

11 Die in diesem Kapitel beschriebenen ökonomischen und soziodemografischen Kennzahlen basieren auf Daten des Statistischen Lan-
desamts des Freistaates Sachsen sowie der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder. Eine detaillierte Auflistung der verwende-
ten Zeitreihen befindet sich im Literaturverzeichnis.
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wasser Pro-Kopf-Einkommensteuereinnahmen auf einem niedrigen dreistelligen Niveau. Seit 2012 folgten die 
Steuereinnahmen einem steigenden Verlauf und erreichten im Jahr 2019 270 € pro Kopf. Das Gewerbesteu-
eraufkommen Weißwassers unterliegt starken Schwankungen. Die Pro-Kopf-Einnahmen erreichten ihren Hö-
hepunkt im Jahr 2009 mit 944 €, fielen anschließend jedoch stark. Im Jahr 2019 beliefen sich die Pro-Kopf-Ge-
werbesteuereinnahmen auf 171 €. Einen großen Einfluss darauf dürfte die verschlechterte wirtschaftliche 
Situation des Braunkohlekonzerns Vattenfall (seit 2016 LEAG) haben, weshalb es in einigen Jahren sogar zu 
Gewerbesteuer-Rückforderungen kam. 

4.4.2 Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle ist eine dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
nachgeordnete Oberbehörde. Der Standort der BAFA-Außenstelle befindet sich im Zentrum Weißwassers, in un-
mittelbarer Nähe zum Bahnhof (siehe Abbildung 11). Die circa 1.150 Beschäftigten verteilen sich über die Zen-
trale in Eschborn bei Frankfurt, die Abschlussprüferaufsichtsstelle in Berlin sowie zwei Außenstellen in Bochum 
und in Weißwasser. Das BAFA ist für administrative Aufgaben in der Außenwirtschaft zuständig und setzt als 
Genehmigungsbehörde die Exportkontrollpolitik der Bundesregierung um. Darüber hinaus hält die Abschluss-
prüferaufsichtsstelle die Fachaufsicht über die Wirtschaftsprüferkammer. Im Bereich Wirtschaftsförderung und 
Energie unterstützt das BAFA die Wettbewerbsfähigkeit mittlerer und kleiner Unternehmen und fördert ener-
gieeffiziente Techniken. Die in Weißwasser angesiedelte Abteilung 6 ist für die Bundesförderung effizienter Ge-
bäude, das Energie-Info-Center sowie das Anpassungsgeld Braunkohletagebau, Stein- und Braunkohlekraft-
werke zuständig. Entsprechend sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Weißwasser maßgeblich mit der 
Bearbeitung von Förderanträgen, etwa zur Förderung des Austausches von alten Heizungsanlagen, beauftragt. 

4.4.3 Behördenneuansiedlung in Weißwasser

Im Rahmen des Strukturstärkungsgesetzes des Bundes wurde im März 2020 eine Abteilung des BAFA in Weiß-
wasser angesiedelt. Der Standort der BAFA-Außenstelle befindet sich im Zentrum Weißwassers, in unmittel-
barer Nähe zum Bahnhof. Nach nur vier Monaten Vorbereitungszeit wurde die Außenstelle vom Bundeswirt-
schaftsminister und dem sächsischen Ministerpräsidenten eröffnet. Seitdem ist die Außenstelle des BAFA 
stetig gewachsen und zählte zum Stand Mai 2021 rund 160 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Im Workshop 
am 19. Mai 2021 sprachen über die Behördenneuansiedlung in Weißwasser sowohl der Präsident des BAFA als 
auch die Abteilungsleiterin der Außenstelle in Weißwasser sowie der Oberbürgermeister von Weißwasser. Ih-
ren Aussagen zufolge ist die Neuansiedlung der BAFA-Außenstelle in der schnellen Umsetzung und durch die 
erfolgreiche Anwerbung von Ortskräften als durchweg positives Beispiel für eine gelungene Neuansiedlung 
einer Behörde im strukturschwachen Raum zu sehen. Diese Eindrücke wurden durch Interviews mit Beschäf-
tigten der BAFA-Außenstelle sowie mit regionalen Stakeholdern weiter vertieft.

4.4.4 Auswertung der teilstrukturierten Interviews

Um die Behördenansiedlung in Weißwasser genauer zu untersuchen, wurden sechs leitfadenorientierte Inter-
views mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Außenstelle des Bundesamts für Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle (BAFA) in Weißwasser durchgeführt. Die sechs befragten Personen kommen aus unterschiedlichen Hier-
archieebenen innerhalb der Behörde. Es wurde mit Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeitern sowie Personen 
aus Referats- und Abteilungsleitung gesprochen. Die ausgewählten Personen unterscheiden sich außerdem 
hinsichtlich ihres beruflichen Werdegangs und privater Lebensumstände. So wurden sowohl Quereinsteige-
rinnen und Quereinsteiger in diesem Beruf als auch Personen mit vorheriger Verwaltungserfahrung interviewt. 
Dabei handelte es sich sowohl um Personen aus der Region als auch nach Weißwasser zugezogene sowie in 
Weißwasser wohnende und zum Arbeitsort pendelnde Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die Interviews fan-
den im August 2021 in der Außenstelle des Bundesamts für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle in Weißwasser 
in Präsenz statt. Die Dauer der Interviews erstreckte sich von 35 bis 65 Minuten. Darüber hinaus wurden zwei 
telefonische Interviews mit regionalen Akteuren durchgeführt. 
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Abbildung 11 
Kleinräumige Lage, BAFA in Weißwasser

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts.
Quelle: Open Street Map, Stand: 07.11.2020

BBSR-Online-Publikation Nr. 12/2022



Ansiedlungen von Behörden in strukturschwachen Regionen 60

4 Ansiedlungen von Behörden in strukturschwachen Regionen

Ansiedlungsprozess und Standortwahl 

Im ersten Teil des Interviews stand die Entscheidung zur Ansiedlung der Außenstelle des BAFA in Weißwas-
ser sowie der dazugehörige Ansiedlungsprozess im Vordergrund. Die finale Entscheidung für den Standort 
Weißwasser wurde von der Bundesregierung getroffen. Da es sich bei der Außenstelle des BAFA in Weißwasser 
um eine Neugründung handelte und die befragten Personen nahezu komplett erst anschließend zum BAFA 
kamen, konnten sie nur wenige Informationen zum tatsächlichen Entscheidungsprozess geben. Grund für die 
Ansiedlung des BAFA in Weißwasser sei hauptsächlich das Ziel, mit der Ansiedlung berufliche Perspektiven in 
der strukturschwachen Region zu schaffen. Weißwasser ist als ehemalige Kohleregion besonders vom Struk-
turwandel betroffen und sieht sich außerdem seit 1990 einer hohen Arbeitslosigkeit und starken Abwande-
rung ausgesetzt. Die Ansiedlung einer Behörde soll Menschen in der Region eine neue berufliche Perspekti-
ve schaffen. Dass die Standortentscheidung zu diesem Zwecke auf Weißwasser fiel, werde mehrheitlich sehr 
positiv bewertet und unter anderem mit den Worten „für diese Region hätte es nichts Besseres geben kön-
nen“ beschrieben. Kritisch für diesen Standort werde hingegen die ausbaufähige infrastrukturelle Anbindung 
Weißwassers an das ÖPNV-Netz gesehen. Dies betreffe vor allem pendelndes Personal, aber auch Dienstreisen 
zwischen der Zentrale in Eschborn und der Außenstelle in Weißwasser. Hier sei ein Standort an der ICE-Strecke 
Berlin-Frankfurt als sinnvoller erachtet worden. Außerdem erscheine eine Behörde mit geplanten 300 Arbeits-
plätzen in einer Stadt wie Weißwasser mit 15.000 Einwohnern zu groß, was unter anderem Schwierigkeiten bei 
der Rekrutierung von Arbeitskräften mit sich bringen könnte. Insgesamt werde die Auswahl Weißwassers als 
Standort jedoch mehrheitlich positiv empfunden.

Die starke Betroffenheit Weißwassers vom Kohleausstieg und dem damit verbundenen Strukturwandel sei 
ein wesentlicher Faktor für die Auswahl Weißwassers als Behördenstandort gewesen. Zudem hätten persön-
liche Hintergründe der Entscheidungsträger sowie das Engagement lokaler Politikerinnen und Politiker eine 
entscheidende Rolle bei der Standortauswahl gespielt. So hätten sich vor allem der Präsidenten des BAFA, der 
selbst aus der Region stammt, sowie die sächsische Staatsregierung, vertreten durch den Ministerpräsidenten, 
für die Ansiedlung stark gemacht. Auch dem Bürgermeister der Stadt Weißwasser sowie der Bürgermeisterin 
der benachbarten Stadt Spremberg werde ein sehr großer Anteil an der Ansiedlung zugesprochen. Innerhalb 
der Region dürfte vor allem der Status als große Kreisstadt sowie der Umstand, dass in Weißwasser eine schnel-
le Unterbringung der Behörde in der Immobilie der örtlichen Sparkasse möglich gewesen sei, verantwortlich 
dafür sein, dass die Entscheidung auf Weißwasser fiel. Der Stadt Weißwasser dürfe dabei auch zu Gute ge-
kommen sein, dass man sich im Vorfeld bereits um die Ansiedlung einer anderen Behörde bemüht habe, was 
letztlich jedoch gescheitert sei. Dennoch wären dadurch schon einige Vorbereitungen zur Ansiedlung einer 
Behörde getroffen worden. Die gute Vorbereitung dürfe auch eine Erklärung dafür sein, warum zwischen der 
Entscheidung für den Standort Weißwasser und dem beginnenden Behördenaufbau nur sehr wenig Zeit ver-
strichen sei. 

Voraussetzung für die erfolgreiche Ansiedlung eines Behördenstandortes sei insbesondere ein engagiertes 
Umfeld aus Lokal- und Landespolitikerinnen und -politikern, das sich für den Standort einsetzen würde. Zu-
dem soll der Standort eine gute Infrastruktur (Anbindung an den ÖPNV sowie digitale Infrastruktur) aufweisen. 
Es soll außerdem die allgemeine Daseinsvorsorge gewährleistet sein, die Leute dazu bewegt, in die Region 
zu ziehen. Hierzu würden insbesondere bezahlbarer Wohnraum, Ärztinnen und Ärzte, Kindergärten, Schulen 
und soziale Einrichtungen gehören. Auch kulturelle Einrichtungen wie Kinos, Veranstaltungslokalitäten und 
Schwimmbäder seien attraktivitätssteigernd, zunächst aber nicht essenziell. 

Die Ansiedlung des BAFA in Weißwasser sei sehr medienwirksam gewesen. Mehrere spätere Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter hätten aus den lokalen Medien von der Ansiedlung und damit verbundenen Stellenan-
geboten erfahren. Eine Person beschreibt, dass sie im September 2019 aus dem Regionalfernsehen von der 
Ansiedlung erfuhr und bereits im Dezember 2019 erste Stellen ausgeschrieben worden seien. Auch hierin 
spiegele sich das hohe Tempo beim Aufbau der Behörde wider. Auch die vom Bürgermeister ins Leben geru-
fenen „Heimkehrerbörsen“, bei denen sich lokale Unternehmen vorstellen, hätten eine wichtige Rolle bei der 
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Rekrutierung gespielt. Das BAFA sie hier vertreten gewesen und habe versucht über die Ansiedlung zu infor-
mieren und Arbeitskräfte zu rekrutieren. Die Motive für eine Bewerbung am BAFA würden sich zwischen den 
befragten Personen unterscheiden, wobei sowohl die Hierarchiestufe als auch der persönliche Hintergrund, ob 
man „Rückkehrer“ sei oder hier seit langem beheimatet, zu deutlich anderen Ergebnissen führe. So sei für die in 
der Region beheimateten Personen vor allem das neue Arbeitsumfeld ausschlaggebend. Einige Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter des BAFA seien in ihrem vorangegangenen Arbeitsverhältnis unzufrieden gewesen und 
hätten einen Wechsel ohnehin in Erwägung gezogen oder seien arbeitssuchend gewesen. Das BAFA selbst sei 
für viele Personen attraktiv, weil es Aussicht auf unbefristete Arbeitsverträge und flexiblere Arbeitszeiten gebe. 
Ebenso sei die Arbeit planbar, unter anderem müssten im Vergleich zu vorherigen Beschäftigungsverhältnis-
sen keine langen Dienstreisen mehr bewältigt werden. Ergänzend sei für das Personal im mittleren Dienst nicht 
die Bezahlung ausschlaggebend, sondern das Arbeitsumfeld, dass vom BAFA geboten werde. Für zurückge-
kehrte Personen würden auch persönliche Motive bei der Bewerbung am BAFA eine Rolle spielen. So seien 
einige Personen primär familienbedingt in die Region zurückgekehrt und das BAFA hätte eine passende Be-
schäftigung geboten. Andere wollten beim „Neuaufbau“ in der eigenen Heimat helfen. Für die Führungskräfte 
sei die Aussicht auf eine verantwortungsvolle Aufgabe, inklusive des Fortschritts der eigenen Karriere sowie 
die zu bearbeitenden Themen Gründe für die Bewerbung beim BAFA. Insbesondere der vollständige Neuauf-
bau der Behörde werde als einmalige Chance begriffen. Insgesamt sei am BAFA eine sinnstiftende Arbeit mit 
spannenden Tätigkeiten und Themengebieten möglich. 

Behördenaufbau und Arbeit in der Behörde

Im zweiten Teil der Interviews ging es darum, einen Überblick über die Arbeitsweise der Behörde und den Be-
hördenaufbau zu erlangen. Im Vordergrund stand hierbei die Arbeitsatmosphäre, der Prozess der Einarbeitung 
des neuen Personals sowie die Zusammenarbeit zwischen der Zentrale in Eschborn und dem Standort Weiß-
wasser. Das Arbeitsumfeld sei sehr familiär. Folglich würden auch das Arbeitsklima und die Kommunikation 
zwischen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern als positiv angesehen. Das Personal beim BAFA sei sowohl 
hinsichtlich der Altersstruktur als auch der Geschlechterverteilung sehr ausgewogen aufgestellt, es würden 
Personen von 20 bis 60 Jahren am BAFA arbeiten, mit einem leicht höheren Anteil von Frauen. Aufgrund dieser 
heterogenen Personalstruktur sowie unterschiedlicher Biografien und Erfahrungen der beschäftigten Perso-
nen, sei eine sehr gute und produktive Mischung vorhanden, in der jeder von jedem lernen können.

Die Einarbeitung sei grundlegend gut verlaufen. Sie hätte getrennt nach Abteilungen meist in Gruppen statt-
gefunden. Hierzu gebe es ein Mentoring Programm, in dem das neue Personal von erfahrenen Kolleginnen 
und Kollegen in die zu erledigenden Aufgaben eingelernt worden sei. Zu Beginn sei die Einarbeitung vom 
Personal aus dem Hauptstandort in Eschborn übernommen worden, mittlerweile würden die Mentoren aus 
den eigenen Reihen rekrutiert. Hier hätte es sich als Vorteil erwiesen, dass die Behörde in Weißwasser keine 
reine Neugründung war, sondern eine Zentrale in Eschborn bereits vorhanden war. Insgesamt werde die Einar-
beitung als sehr umfangreich empfunden. Während einige der befragten Personen angeben, dass die Einar-
beitung sehr entspannt und stressfrei verlief, schildern wiederum andere, dass es einen gewissen Druck gab, 
sich schnell einzulernen, um dem anfallenden Arbeitspensum gerecht zu werden. Teilweise sei die Einarbei-
tung im Selbststudium und durch Befragung erfahrenerer Kolleginnen und Kollegen ergänzt worden. Je nach 
Bereich hätte die Einarbeitung in unterschiedlich großen Gruppen stattgefunden. Dabei sei die Einarbeitung 
umso effektiver verlaufen, je kleiner die Gruppen der neu einzuarbeitenden Mitarbeiterinnen und Mitarbei- 
ter war.

Die Zusammenarbeit mit dem Haupthaus erfolge aufgrund der Pandemielage bisher überwiegend online. Das 
Fehlen der sozialen Komponente sei jedoch nur schwer zu ersetzen. Der Kontakt verlaufe weitgehend über Vi-
deokonferenzen oder telefonisch, werde aber durchweg als positiv empfunden. Die Kolleginnen und Kollegen 
des Haupthauses würden Beschäftigten aus stets auf Augenhöhe begegnen. Die Kolleginnen und Kollegen 
der Zentrale seien sehr hilfsbereit, nett und kommunikativ. Die verschiedenen Standorte des BAFA würden 
inhaltlich weitgehend getrennte Aufgabenfelder bearbeiten. Aus diesem Grund sei auf nur begrenzte Zusam-

BBSR-Online-Publikation Nr. 12/2022



Ansiedlungen von Behörden in strukturschwachen Regionen 62

4 Ansiedlungen von Behörden in strukturschwachen Regionen

menarbeit mit dem Haupthaus notwendig. Für die Zeit des Behördenaufbaus sei eine beschäftigte Person aus 
der Zentrale in Eschborn vorrübergehend in Weißwasser tätig gewesen, um aktiv den Aufbau der Behörde 
mit Hilfsleistungen bei der Verwaltungspraxis aber auch fachlichen Fragen zu unterstützen. Die Qualität der 
Führungskräfte sei ein entscheidendes Kriterium dafür ist, ob die Zusammenarbeit zwischen den Standorten 
gut funktioniere. Die Zusammenarbeit werde als sehr gut empfunden. Der Präsident des BAFA besuche den 
Standort Weißwasser in regelmäßigen Abständen alle drei bis vier Wochen. 

Der Standort Weißwasser wuchs seit der Gründung sehr schnell und soll auch in naher Zukunft noch weiter-
wachsen, von einer Personalstärke von aktuell rund 200 auf geplant 300 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Das schnelle Wachstum würde nicht als Nachteil empfunden werden, sondern beeindrucke eher. Negative 
Auswirkungen des Wachstums auf das Arbeitsklima und ein möglicherweise weniger familiäres seien nicht 
erkennbar. Aufgrund des schnellen Wachstums und der Notwendigkeit neuen Personals habe das BAFA auch 
vermehrt Bewerberinnen und Bewerber über 60 Jahren oder ohne jegliche Vorqualifikation für einen Verwal-
tungsberuf rekrutiert. Dadurch seien zu Beginn sehr viele Ressourcen in die Um- und Neuschulung der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter investiert worden. Die Einarbeitung sei gut verlaufen, allerdings habe es teil-
weise zeitlichen Druck gegeben, weil die Förderprogramme bereits begonnen hätten und somit die Anträge 
bearbeitet werden mussten. Zu Beginn hätte es teilweise noch zu wenig Personal gegeben und dieses sei 
noch nicht sehr erfahren gewesen. Anträge der Förderprogramme hätten somit nicht schnell genug bearbei-
tet werden können. Es sei zu einem Antragsrückstau gekommen, in dessen Folge ein erhöhter Arbeitsdruck 
spürbar gewesen sei. Auch, weil zu diesem Zeitpunkt das Informationscenter noch nicht vollbesetzt gewesen 
sei, hätten Antragstellerinnen und Antragsteller und Programminteressierte nur bedingt in Erfahrung brin-
gen können, warum sich der Prozess insgesamt verzögerte. Allgemeine Informationen zu den Programmen 
seien zu diesem Zeitpunkt nur schwer einholbar gewesen. Dieser Umstand führe zu Unzufriedenheit bei den 
Antragstellerinnen und Antragsstellern. Diese Problematik bessere sich allmählich, da sowohl mehr Personal 
eingestellt werde als auch das vorhandene Personal durch die zugewonnene Erfahrung zunehmend effizien-
ter arbeite. Es sei möglicherweise sinnvoll gewesen, die Verantwortung für das neue Programm nicht direkt 
komplett an Weißwasser zu übertragen, sondern zunächst noch einige der Aufgaben in der Zentrale erledigen 
zu lassen und sukzessive an die neue Außenstelle zu übertragen. Zudem sei es zu einer kurzzeitigen Lücke in 
den Förderprogrammen zur Zeit des Behördenaufbaus gekommen, da ein altes Programm ausgelaufen sei, 
das neue Programm jedoch noch nicht sofort vollumfänglich zur Verfügung gestanden hätte. Auch die räum-
liche Aufteilung der BAFA Außenstelle in Weißwasser auf inzwischen vier verschiedene Liegenschaften könne 
zu Ineffizienzen führen. Mit dem geplanten Bau des BAFA Campus, auf dem alle Bereiche der Außenstelle an 
einem Ort untergebracht werden sollen, sollte sich dieses Problem jedoch erübrigen. Grundsätzlich gebe es 
keine Effizienzverluste durch die Neugründung einer Außenstelle in einer geografisch entfernten Region von 
der Zentrale, da die Zusammenarbeit mit dem Haupthaus – wo notwendig – sehr gut funktioniere. 

Aktuell gebe es Gespräche über Homeoffice-Regelungen, um diese auch über die aktuelle Pandemiesituation 
hinaus zu ermöglichen. Die Möglichkeit zum gelegentlichen Homeoffice würde von einigen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern gerne in Anspruch genommen. Das Aufgabenprofil vieler Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
ließe die Möglichkeit des mobilen Arbeitens zu. Vor allem für einige nach Weißwasser pendelnde Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter sei eine Homeoffice-Regelung sehr attraktiv. Bereits jetzt gebe es die Möglichkeit, 
Arbeitszeiten flexibel zu wählen, was als sehr positiv empfunden würde.

Damit die Ansiedlung einer Behörde in strukturschwachen Gebieten funktioniere, müsse am neuen Standort 
das benötigte Kontingent an Fachkräften verfügbar sein. In Weißwasser gestalte sich die Rekrutierung von 
Fachkräften abhängig von ihrer Hierarchiestufe unterschiedlich schwer. Dennoch gestalte sich die Rekrutie-
rung von Arbeitskräften für das BAFA einfacher als für kleine private Unternehmen. Als Gründe hierfür wür-
den vor allem die Bezahlung sowie die Sicherheit und Flexibilität der Beschäftigung gesehen. Allerdings sei 
eine Rekrutierung mit steigendem Anforderungsprofil zunehmend schwerer. In der Region gebe es zu wenig 
Verwaltungsfachkräfte. In der Konsequenz greife das BAFA auch häufig auf Personal ohne entsprechende Vor-
kenntnisse zurück. Für den mittleren Dienst sei die Stellenbesetzung langfristig unproblematisch, weil das Ein-
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zugsgebiet des BAFA relativ groß sei und hierfür auch häufig Quereinsteiger eingestellt würden. Vor größeren 
Schwierigkeiten stehe die Behörde nach Aussagen der Führungskräfte jedoch vor allem bei der Gewinnung 
von Fachkräften für den gehobenen und höheren Dienst. Insbesondere wenn bestimmte Qualifikationen wie 
ein abgeschlossenes Jurastudium notwendig seien, gebe es regional Schwierigkeiten, eine passende Kandi-
datin oder einen passenden Kandidaten für diese Stellen zu finden. Daher könne das BAFA am Standort Weiß-
wasser diesbezüglich noch nicht alle ausgeschriebenen Stellen besetzen. Unter anderem aus diesem Grund 
bestünde die Sorge, dass durch den Aufbau einer großen Behörde in einer Region mit wenigen Verwaltungs-
fachkräften das Personal aus der Verwaltung der umliegenden Städte und Gemeinden abgezogen werden 
könnte. Die Neuansiedlung der Behörde könnte sich demnach auch nachteilig auf die Region auswirken, wenn 
dadurch lokale Verwaltungen geschwächt würden. Jedoch seien kaum Kolleginnen und Kollegen bekannt, die 
aus der regionalen öffentlichen Verwaltung abgezogen worden seien. Zudem werde der Abzug von Personal 
im mittleren Dienst aus regionalen Unternehmen und Verwaltungen nicht als größeres Problem angesehen. 
Obwohl die Bezahlung ein Anreiz für Bewerbungen am BAFA sei, bestünden keine großen Unterschiede zwi-
schen der tariflichen Bezahlung im mittleren Dienst und dem durchschnittlichen Lohnniveau der Region.

Um später die Effekte einer Behördenansiedlung auf den Standort und die Region beurteilen zu können, ist 
es unter anderem wichtig zu wissen, ob die neu geschaffenen Arbeitsplätze von in der Region beheimateten 
oder zugezogenen Arbeitskräften besetzt werden. Beim BAFA in Weißwasser sei der überwiegende Teil der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im mittleren Dienst in der Region beheimatet. Neben den Menschen, die 
bereits vor der Behördenansiedlung ihren Wohnsitz in der Region hatten, gibt es auch einige „Rückkehrer“, die 
ihre Wurzeln in der Region hatten und teilweise aus familiären Gründen, teilweise auch wegen der Aussicht 
auf eine Stelle beim BAFA in die Region zurückgekehrt sind. Ein weiterer Teil der Beschäftigten pendelt nach 
Weißwasser, unter anderem aus Cottbus und Umgebung. Bisher hätte die Ansiedlung des BAFA auch zum 
Zuzug einiger Personen nach Weißwasser oder in die Umgebung geführt. Neben zwei „Rückkehrern“ aus West-
deutschland seien (Stand August 2021) zwei weitere Personen aus der Zentrale in Eschborn nach Weißwasser 
umgezogen. Einige Beschäftigte pendelten zunächst aus der Region und angrenzenden Landkreisen. Mit Ent-
fristung der Arbeitsverhältnisse hätten einige von ihnen ihren Wohnsitz nach Weißwasser verlagert. 

Laut den Befragten habe das Personal aus der Region zuvor Berufe in sehr unterschiedlichen Branchen gehabt. 
Es gebe Personen, welche bereits vorher Bürotätigkeiten ausgeübt haben und somit dem Arbeitsumfeld beim 
BAFA relativ vertraut seien. Ein großer Teil des Personals sei jedoch zuvor in praktischen Berufen (im Hand-
werk, in der Kohleindustrie oder ähnlichem) tätig gewesen, weshalb die Verwaltungstätigkeiten ein gänzlich 
neues Aufgabenfeld für diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter seien. Eine befragte Person gab an, aus der 
Langzeitarbeitslosigkeit heraus eine neue Stelle am BAFA erhalten zu haben. Hierbei zeigt sich, dass gerade 
in den höheren Hierarchiestufen mehr zugezogene Personen angestellt seien, während die aus der Region 
kommenden Beschäftigten vor allem im mittleren Dienst aktiv seien. Es ergibt sich das Bild, dass wenn über-
haupt, dann Stellen im höheren oder gehobenen Dienst ausreichenden Anreiz darstellen, um Arbeitskräfte 
auch aus größerer Distanz nach Weißwasser zu ziehen. Eine mögliche Festanstellung, die tarifliche Bezahlung 
und eine Bundesbehörde als Arbeitgeber mit Strahlkraft seien Anreize, damit Personen nach Weißwasser zö-
gen. Besonders eine unbefristete Festanstellung spiele eine große Rolle in der Entscheidung einzelner anfangs 
pendelnder Kolleginnen und Kollegen aus dem Einzugsgebiet des BAFA, ihren Wohnsitz nach Weißwasser  
zu verlagern.

Auswirkung der Behördenneuansiedlung vor Ort (Standort und regionale Wirtschaft)

Um die Effektivität einer Behördenansiedlung als Strukturstärkungsmaßnahme beurteilen zu können, ist es 
wichtig, die Auswirkungen auf die Region in Bezug auf die Entwicklung der Infrastruktur sowie anderer Wirt-
schaftssektoren aber auch möglicher negativer Konsequenzen wie dem Anstieg von Grundstückspreisen oder 
Mieten abschätzen zu können. Im dritten Teil der Interviews wurden den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
Fragen zu den wirtschaftlichen Konsequenzen für die Stadt Weißwasser und die Region gestellt. Weil das BAFA 
erst seit kurzer Zeit den Standort Weißwasser betreibt, ist die Zeitspanne zur Beurteilung der wirtschaftlichen 
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Konsequenzen noch zu kurz, allerdings sei in den Augen der befragten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine 
Verbesserung der wirtschaftlichen Lage in Weißwasser in Zukunft zu erwarten.

Aufgrund der Ansiedlung des BAFA gebe es Zuzug nach Weißwasser, insbesondere von Personen, die aus dem 
weiteren Einzugsgebiet des BAFA zunächst pendelten. In Zukunft werde noch mehr Zuzug nach Weißwasser 
erwartet, weil das Einzugsgebiet des BAFA relativ groß sei. Auch wenn die absolute Zahl an Zuzügen verhält-
nismäßig gering ausfallen sollte, seien positive Effekte für die Stadt erwartbar. Auch benachbarte Städte wie 
beispielsweise Spremberg erhoffen sich positive Effekte, indem sie sich als Wohnstandort für nach Weißwasser 
oder Cottbus pendelnde Personen etablieren.

Neben einem erhofften Zuzug werde auch das Abwandern einiger Personen durch neue berufliche Perspekti-
ven beim BAFA eingedämmt. Einige Kolleginnen oder Kollegen, die zuvor in der Kohleindustrie gearbeitet hät-
ten, wären aufgrund der fehlenden beruflichen Perspektive aus der Region weggezogen, wenn sie die Chance 
einer Beschäftigung am BAFA nicht erhalten hätten. Insgesamt wird erwartet, dass die Ansiedlung des BAFA 
einen positiven Beitrag zur Bevölkerungsentwicklung der Region leiste.

Aus Sicht der befragten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dürfte die Ansiedlung des BAFA den Konsum vor Ort 
vor allem auf drei Ebenen stärken. Einerseits würden zugezogene und auch pendelnde Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter ihren Konsum - zumindest teilweise - in die Region verlagern. Dieser Effekt wird umso stärker er-
wartet, wenn diese Personen auch ihre Familien mit in die Region brächten. Andererseits könne die Anstellung 
und die Jobsicherheit beim BAFA zu mehr Konsum der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter führen, die schon 
vorher in der Region lebten. Es wird von einem veränderten Konsumverhalten und der verstärkten Nachfra-
ge nach superioren Gütern infolge eines höheren Einkommens durch die Beschäftigung am BAFA berichtet. 
Außerdem bringe auch das BAFA selbst eine Nachfrage nach verschiedenen Dienstleistungen mit sich. Solch 
nachfrageinduzierte Effekte seien vor allem für Gastronomie, Einzelhandel, aber auch Reinigungsdienstleis-
tungen oder die regionalen Verkehrsbetriebe erwartbar. Damit würden neue Impulse für die Wirtschaft in der 
gesamten Region gegeben.

Ein weiterer positiver Effekt des BAFA sei mit dem Entstehen von Bürojobs in der Region verknüpft. Zuvor wäre 
die wirtschaftliche Struktur vor allem von praktischen Tätigkeiten wie dem Handwerk oder der Kohleindustrie 
geprägt gewesen. Die Ansiedlung der Bundesbehörde diversifiziere die Wirtschaftsstruktur und die Berufs-
möglichkeiten.

Auch für die Baubranche und die Immobilienwirtschaft erwarte man positive Effekte. Bisher ist das BAFA an 
vier Liegenschaften in der Stadt vertreten, welche teils leer standen, renovierungsbedürftig waren oder umge-
baut werden mussten. Durch diese Baumaßnahmen würden die regionale Baubranche und das Handwerk ge-
stärkt. Ebenfalls ist ein großer BAFA Campus in der Stadt geplant, hierbei handelt es sich um ein umfangreiches 
Sanierungsprojekt, das – zumindest temporär - auch die örtliche Baubranche stärken könnte. Von weiteren 
Multiplikatoreffekten für die regionale Wirtschaft wird nicht berichtet.

Bisher sei noch keine neue Infrastruktur seit der Ansiedlung des BAFA entstanden, aber für die Zukunft werden 
Verbesserungen erwartet. Insgesamt sei die Stadt Weißwasser in den Medien wieder deutlich präsenter, weil 
die Bundesbehörde eine hohe Strahlkraft mit sich brächte. Weiterhin engagiere sich das BAFA auch in der Stadt 
Weißwasser. So wird beispielsweise ein Projekt für lernbehinderte Menschen durch das BAFA betreut.

Neben den genannten positiven Auswirkungen könne das BAFA für die lokalen Unternehmen auch negative 
Auswirkungen haben, weil möglicherweise ein größerer Konkurrenzkampf um Fachkräfte in der Region be-
stünde. Gegen dieses Argument spräche jedoch, dass das BAFA Arbeitskräfte aus vielen verschiedenen Bran-
chen rekrutiert und somit kein konzentrierter Abzug von Arbeitskräften aus einer Branche erfolge. Teils wird 
der mögliche Abzug von Arbeitskräften hingegen sogar positiv gesehen, da dadurch der Druck auf regionale 
Unternehmen erhöht würde, ihrem Personal bessere Angebote zu unterbreiten und bessere Arbeitsbedingun-

BBSR-Online-Publikation Nr. 12/2022



Ansiedlungen von Behörden in strukturschwachen Regionen 65

4 Ansiedlungen von Behörden in strukturschwachen Regionen

gen zu schaffen. Insgesamt wird dieser Abzug von Arbeitskräften mehrheitlich als zahlenmäßig nicht kritisch 
angesehen. Ob es ein Problem durch den befürchteten Abzug von Verwaltungsfachkräften aus den Stadt- und 
Gemeindeverwaltungen hin zum BAFA gibt, kann zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht festgestellt werden. Von 
Beschäftigten am BAFA, die zuvor in regionalen Verwaltungen gearbeitet haben, wird nur vereinzelt berichtet.

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt könne man keine nennenswerten Effekte auf die Preise in der Region beobach-
ten. Die Grundstückspreise seien nur leicht und dann meist sanierungsbedingt gestiegen, aber immer noch 
günstig. Weil aufgrund des Wegzuges der vergangenen Jahre viel Leerstand bei den örtlichen Immobilien zu 
verzeichnen sei, stünde genügend bezahlbarer Wohnraum zur Verfügung. Führungskräfte berichteten, dass 
das Gehalt im mittleren Dienst nicht über dem regionalen Durchschnitt liegt und demzufolge kein großer 
Preisanstieg zu erwarten sei.

Insgesamt wurde berichtet, dass die Ansiedlung des BAFA in der Bevölkerung als positives Signal seitens der 
Politik wahrgenommen würde. Dies sei jedoch eher ein Gefühl als ein verlässliches Meinungsbild. Insbesonde-
re der Bürgermeister der Stadt wird als sehr engagiert wahrgenommen, unter anderem die „Heimkehrerbörse“ 
wird als eine sinnvolle Maßnahme eingeschätzt.

Innerhalb der Bevölkerung gäbe es jedoch auch gelegentlich Kritik an der Ansiedlung des BAFA. Die Gründe 
dafür seien nicht ganz klar, weshalb man hier eher Mutmaßungen treffen müsse. Es könne womöglich durch 
Neid oder Vorurteile gegenüber der öffentlichen Verwaltung erklärt werden. Auch eine generelle kritische Hal-
tung gegenüber der Energiewende und Klimaschutz wird für eine mögliche Erklärung gehalten. Ein Teil der 
lokalen Bevölkerung hätte nach Aussage einzelner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unter anderem lieber die 
Ansiedlung produktiver Industrien als die Ansiedlung von Verwaltungen vor Ort gesehen. Grundsätzlich wird 
die Stimmung gegenüber dem BAFA in der Bevölkerung aber mehrheitlich positiv gesehen, wobei vor allem 
jüngere Menschen in der Bevölkerung gegenüber der Behörde aufgeschlossen seien.

Persönliche und berufliche Auswirkungen

Im vierten Teil der Interviews wurden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu persönlichen und beruflichen 
Veränderungen seit dem Arbeitsbeginn am BAFA befragt. Die persönlichen Veränderungen sind sehr unter-
schiedlich, wobei die Beurteilung der persönlichen Situation mehrheitlich positiv ausfällt. Es wird unter ande-
rem von einer signifikant verbesserten Lebensqualität berichtet, insbesondere durch die zugewonnene Flexi-
bilität und eine verbesserte Verdienstsituation. Für Heimkehrer stellt die zugewonnene Nähe zu den anderen 
Familienmitgliedern außerdem eine große Verbesserung für ihre Lebensqualität dar. Einige ortsansässige Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter schätzen zudem die zugewonnene Freizeit, durch wegfallende Pendelzeiten im 
Vergleich zur vorherigen Beschäftigung. Demgegenüber stellt der Arbeitsweg für pendelnde Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter eine zusätzliche Belastung dar. Dies wird durch die zum Teil ausbaufähige Infrastruktur im 
ÖPNV zusätzlich verschärft. Insgesamt berichtete niemand von einer Verschlechterung der privaten Lebenssi-
tuation seit der Beschäftigung am BAFA.

Auch zur beruflichen Entwicklung wurde ein mehrheitlich ein positives Fazit gezogen. Als Hauptgrund hierfür 
wurde das Gefühl, einer sinnstiftenden Tätigkeit nachzugehen, mit der man anderen Menschen helfen kann, 
genannt. Für einige der befragten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter schaffe die Beschäftigung beim BAFA eine 
neue berufliche Perspektive, weil sie zuvor entweder arbeitssuchend, von Entlassungen bedroht oder unzu-
frieden mit ihrer Beschäftigung gewesen wären. Eine befragte Person beschreibt ihre Anstellung am BAFA 
mit den Worten „wie ein Lottogewinn“. Außerdem würde neben der Flexibilität der Arbeit auch die Sicherheit 
von den unbefristet angestellten Beschäftigten sehr geschätzt. Hierzu gehöre auch die Planbarkeit der Arbeit. 
Auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die mit dem unmittelbaren Neuaufbau der Behörde ein gänzlich 
neues Aufgabenfeld haben und eine große Verantwortung tragen, nehmen die Tätigkeit als eine spannende 
Herausforderung und einen positiven Karriereschritt wahr. 
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Fazit und Erkenntnisse 

Als Fazit aus den Interviews lässt sich festhalten, dass die befragten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BAFA 
mehrheitlich zufrieden mit ihrer Arbeitssituation sind und die Ansiedlung als sinnvolle Maßnahme beurteilen. 
Das Stimmungsbild in der Bevölkerung in der Region wird als gemischt, aber mehrheitlich positiv wahrgenom-
men. Die Ansiedlung des BAFA scheint Personen in der Region neue berufliche Perspektiven zu geben und sich 
somit auch auf deren persönliches Wohlbefinden positiv auszuwirken. Bei der Auswahl des Standorts wird vor 
allem die Betroffenheit Weißwasser vom Strukturwandel sowie das Engagement von Lokal- und Landespoliti-
kerinnen und -politikern für den Standort als entscheidend angesehen. Die Ansiedlung der Bundesbehörde im 
strukturschwachen Raum könnte basierend auf den in den Interviews geschilderten Erfahrungen Menschen 
in die Region ziehen oder Menschen vom Wegzug abhalten und auch den Konsum vor Ort stärken. Inwieweit 
der Zuzug einiger Menschen und die vorrangig nachfrageinduzierten Auswirkungen der Ansiedlung auf die 
Region jedoch ausreichen, um die regionale Wirtschaft quantifizierbar und nachhaltig zu stärken sowie nen-
nenswerte Multiplikatoreffekte in andere Wirtschaftszeige zu schaffen und letztlich zu einer Schaffung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse beizutragen, lässt sich auf Basis der Interviews und in der Kürze des Wirkungs-
zeitraum nicht beurteilen. Hinzu kommt, dass die Behörde nach wie vor im Aufbau ist. Hierbei erscheint es 
wichtig, eine Behörde in Regionen anzusiedeln, in denen auch das entsprechende Angebot an qualifizierten 
Arbeitskräften gegeben ist, um die Arbeitsfähigkeit einer Behörde zu gewährleisten. Gegebenenfalls ist es in 
der Aufbauphase notwendig, dem neuen Standort sukzessive Aufgaben je nach Personalstärke zu übertragen, 
um – wie berichtet - einem möglichen Antragsrückstau vorzubeugen. Eine gute Kommunikation und Zusam-
menarbeit mit anderen Standorten scheint sowohl für das Arbeitsklima als auch für die Effizienz, insbesonde-
re beim Einlernen neuen Personals, von besonderer Bedeutung und wird in dieser Fallstudie als sehr positiv 
bewertet. Von möglichen negativen Auswirkungen für die Region durch die Ansiedlung des BAFA wird nur 
vereinzelt berichtet. So könnte der Abzug von Arbeitskräften aus der lokalen Verwaltung oder von regionalen 
Unternehmen aus der freien Wirtschaft ein potenzielles Problem darstellen. Auch hier ist jedoch abzuwarten, 
welche langfristigen Entwicklungstrends durch die Ansiedlung angestoßen werden. 

4.5 Fallstudie: Umweltbundesamt

4.5.1 Die Stadt Dessau-Roßlau

Die Stadt Dessau-Roßlau ist eine kreisfreie Stadt im Osten Sachsen-Anhalts, die aus dem Zusammenschluss der 
Städte Dessau und Roßlau im Jahr 2007 hervorging.12 Mit 79.354 Einwohnerinnen und Einwohnern (2020) ist 
Dessau-Roßlau nach Halle (Saale) und Magdeburg die drittgrößte Stadt des Landes Sachsen-Anhalt. Der Bevöl-
kerungsstand ist rückläufig, seit 2008 verlor die Stadt fast 10.000 Einwohner. Nach aktuellen Prognosen wird 
die Bevölkerung bis 2035 um weitere 17 % im Vergleich zum Jahr 2020 schrumpfen. Aufgrund der niedrigen 
Geburtenraten seit der Wendezeit hat sich das Durchschnittsalter immer weiter erhöht, im Jahr 2019 betrug 
es gut 50 Jahre. Seit 2008 verringerte sich die Bevölkerung zwischen 15 und 65 Jahren um fast 20 %, während 
die Bevölkerung über 65 Jahren um gut 5 % wuchs. Auch die Bevölkerung der unter 15-jährigen wuchs im 
entsprechenden Zeitraum um rund 10 %.

Die Lage der Stadt Dessau-Roßlau wird als peripher und die Besiedlung als überwiegend ländlich (BBSR 2021) 
charakterisiert. Dessau-Roßlau liegt rund 40 km nördlich von Halle (Saale) sowie rund 50 km nordwestlich von 
Leipzig. Die Landeshauptstadt Magdeburg befindet sich rund 65 km nordwestlich von Dessau-Roßlau. Des-
sau-Roßlau verfügt über mehrere Bahnhöfe mit Verbindungen in Richtung Magdeburg, Berlin und Aschersle-
ben. Zudem besteht eine direkte S-Bahnverbindung nach Halle (Saale) und Leipzig. Die Bundesautobahn A9 
(Berlin-München) streift das Stadtgebiet von Dessau-Roßlau im Südosten.

12  Die in diesem Kapitel beschriebenen ökonomischen und soziodemografischen Kennzahlen basieren auf Daten des Statistischen 
Landesamts Sachsen-Anhalt, der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder sowie dem Arbeitskreis „Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnungen der Länder“. Eine detaillierte Auflistung der verwendeten Zeitreihen befindet sich im Literaturverzeichnis.
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Das BIP pro Kopf lag 2019 bei 30.045 € und damit rund 30 % höher als im Jahr 2008 und 3 % höher als im Lan-
desdurchschnitt (ca. 29.100 €). Bis zur Wende war die wirtschaftliche Struktur maßgeblich von Großbetrieben 
geprägt, allerdings verfiel in den folgenden Jahren die industrielle Struktur rasant. Die heutige Wirtschafts-
struktur ist von einem großen Dienstleistungssektor geprägt, der im Jahr 2020 circa 72 % der Erwerbstätigen 
beschäftigte. In der Industrie waren im gleichen Jahr knapp 20 % der Beschäftigten angestellt, weniger als 
1 % der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer arbeitete im primären Sektor. Die wichtigsten Branchen des 
verarbeiteten Gewerbes sind die chemische- und pharmazeutische Industrie und die Herstellung von Metal-
lerzeugnissen. Die Arbeitslosenzahl ist in den letzten Jahren stetig rückläufig, zwischen 2011 und 2019 sank 
die Arbeitslosenquote von 12,5 % auf 7,7 %, im August 2021 betrug sie 7,9 %. 

Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten zeigte sich in den letzten Jahren leicht schwankend. Im 
Jahr 2020 waren 33.312 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Arbeitsort Dessau-Roßlau gemeldet. Das 
waren knapp 4 % weniger als 2008. 2018 waren es noch 34.101. Gleichzeitig verzeichnet Dessau-Roßlau einen 
positiven Pendlersaldo. Das heißt, die Zahl der Einpendler nach Dessau-Roßlau ist größer als die Zahl der Aus-
pendler. Im Jahr 2020 lag der Pendlersaldo bei 3.176 und damit in etwa auf dem Niveau von 2016, nachdem er 
zwischenzeitlich im Jahr 2018 mit 3.414 noch höher war.

Von 2008 bis 2019 konnte die Stadt Dessau-Roßlau ihr Steueraufkommen deutlich steigern. Das Netto-Ge-
werbesteueraufkommen pro Kopf lag im Jahr 2019 bei rund 608 € und damit mehr als 200 % über dem Wert 
von 2008. Der größte Anstieg war dabei im Jahr 2019 zu beobachten, in dem das Pro-Kopf-Netto-Gewerbe-
steueraufkommen um 70 % gegenüber dem Vorjahr stieg. Auch die Einkommenssteuereinnahmen stiegen in 
den letzten Jahren. Im Jahr 2019 lagen sie bei 313 € und damit gut 80 % über dem Niveau von 2008. Auch das 
Pro-Kopf-Steueraufkommen der Grundsteuer A und B stieg von 2008 bis 2019 um 66, beziehungsweise 26 %.

4.5.2 Das Umweltbundesamt

Das Umweltbundesamt ist eine dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit un-
terstellte Bundesbehörde. Das Umweltbundesamt befindet sich im Nordosten der Stadt in unmittelbarer Nähe 
zum Hauptbahnhof Dessau. Von den gut 1.600 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern arbeiten circa 1030 am 
Standort Dessau. Weitere Standorte befinden sich in Berlin, Bad Elster (Sachsen), Langen (Hessen) und Salzgit-
ter (Niedersachsen). Das Umweltbundesamt ist die zentrale Umweltbehörde der Bundesrepublik Deutschland, 
zu ihrem Tätigkeitsfeld gehören unter anderem die Forschung und wissenschaftliche Beratung des Bundesum-
weltministeriums, das Informieren der Öffentlichkeit in umweltspezifischen Fragen sowie die Umsetzung von 
Umweltgesetzen wie den Emissionshandel oder die Zulassung von Chemikalien, Arznei- und Pflanzenschutz-
mitteln. In Abbildung 12 ist die die kleinräumige Lage des UBA in Dessau-Roßlau dargestellt.

4.5.3 Behördenverlagerung von Berlin nach Dessau

Die Verlagerung des Umweltbundesamts von Berlin in das ungefähr 120 km entfernte Dessau wurde auf  
Empfehlung der unabhängigen Föderalismuskommission 1992 beschlossen. Der Auftrag der unabhängigen 
Föderalismuskommission war es, Vorschläge zur Verteilung nationaler und internationaler Institutionen zu er-
arbeiten und dabei vor allem die neuen Bundesländer zu berücksichtigen. Der finale Umzug von Berlin nach 
Dessau erfolgte im Jahr 2005, mehr als 750 der 1.300 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wurden nach Dessau 
verlegt. In einer Umfrage gaben zunächst 80 % der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an, täglich oder zumin-
dest zum Wochenende nach Berlin pendeln zu wollen. Die Gesamtkosten für den Umzug, also der Bau des 
neuen Gebäudes, die Kosten für den Umzug der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Zusatzleistungen, 
welche von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Anspruch genommen werden konnten, belief sich auf 
86 Mio. €. Dass zwischen dem Beschluss des Umzuges und der Aufnahme der Arbeit der Behörde 13 Jahre 
vergingen, wird unter anderem mit den notwendigen Abstimmungsprozessen mit der Landesregierung Sach-
sen-Anhalts sowie der Stadt Dessau und mit der sorgfältigen baulichen Planung, welche das neue Haupthaus 
des UBA benötigte, begründet.
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Abbildung 12 
Kleinräumige Lage, Umweltbundesamt in Dessau-Roßlau

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts.
Quelle: Open Street Map, Stand: 07.11.2020
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4.5.4 Auswertung der teilstrukturierten Interviews

Zur Evaluation der Verlagerung des Umweltbundesamtes (UBA) nach Dessau wurden acht teilstrukturierte 
Interviews geführt. Interviewt wurden zwei Personen des öffentlichen Lebens aus Dessau-Roßlau, den ehe-
maligen Vizepräsidenten des UBA (bis 2018) und den ehemaligen Oberbürgermeister von Dessau-Roßlau (bis 
2014). Zudem wurden sechs Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des UBA aus unterschiedlichen Referaten inter-
viewt. Das Eintrittsdatum der interviewten Beschäftigten ans UBA variierte von 1996 bis 2011. 

Die Behördenleitung des UBA wurde vom Forschungsteam gebeten, Interviewpartnerinnen und -partner zu 
benennen. Das UBA hat potenzielle Interviewpartnerinnen und -partner intern kontaktiert, die sich bei indivi-
duellem Interesse beim Forschungsteam gemeldet haben. Naturgemäß stellten sich daraufhin überwiegend 
Beschäftigte für Interviews zur Verfügung, die eine sehr starke Meinung über die Verlagerung und den Stand-
ort Dessau-Roßlau haben. Dennoch waren die Meinungen sowohl positiv, als auch negativ. 

Verlagerung und Standortwahl

Die Entscheidung, das Umweltbundesamt nach Sachsen-Anhalt zu verlagern, fiel bereits im Jahr 1992. Im Jahr 
2005 erfolge der Umzug nach Dessau, das zu diesem Zeitpunkt noch nicht mit der Nachbarstadt Roßlau zu-
sammengelegt worden war. Neben Dessau hatte sich auch die Nachbarstadt Roßlau um das UBA beworben. 
Allerdings verfügte Dessau zum Zeitpunkt der Bewerbung über einen ICE-Bahnhof, Roßlau hingegen nicht. 
Zu diesem Zeitpunkt war ebenfalls geplant, neben dem UBA auch Landesbehörden in Dessau anzusiedeln. 
Diese Pläne wurden später nicht realisiert. Einzelpersonen scheinen bei der Entscheidung für Dessau weniger 
ausschlaggebend gewesen zu sein als bei anderen Ansiedlungsentscheidungen und der damit verbundenen 
Standortwahl.

Vor der Standortentscheidung wurde das UBA nach seinen Präferenzen befragt und gab an, Wittenberg zu be-
vorzugen. Auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die erst nach dem Umzug einstiegen, hätten den Standort 
Wittenberg bevorzugt. 

Da das UBA in einen Neubau zog, der den neuesten ökologischen Standards entsprach, vergingen von der 
Verlagerungsentscheidung bis zum Umzug 13 Jahre. Der lange Zeitraum bis zur Verlagerung wurde am UBA 
als positiv empfunden, da er ausreichend Zeit für einen sozialverträglichen Umzug geboten hätte. Als ent-
scheidender Faktor wurde zudem die Schaffung neuer Stellen in Berlin genannt, für Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die ihren Arbeitsort aufgrund ihrer Lebenssituation nicht nach Dessau verlagern wollten. Diese 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hatten aufgrund der langen Vorlaufzeit ausreichend Zeit, um sich mit Hilfe 
des UBA auf alternative Arbeitsplätze zu bewerben. Während dieses Prozesses hätten rund 200 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter das UBA verlassen. Die betroffenen Stellen seien meist noch vor dem Umzug nachbesetzt 
worden, wobei die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über den anstehenden Umzug nach Dessau 
informiert gewesen seien. Dies hätte dazu geführt, dass in den Jahren vor dem Umzug bereits Personen aus 
Sachsen-Anhalt zu ihrer Arbeitsstelle am UBA in Berlin gependelt seien. 

Sowohl das Fachkräfteangebot, als auch das Arbeitsplatzangebot in Dessau seien begrenzt. In Familien mit 
zwei erwerbstätigen Partnern sei es nahezu unvermeidbar, dass einer der Partner pendele, sofern nicht beide 
am UBA arbeiten. Wenn mindestens eine der berufstätigen Personen in einer Partnerschaft aufgrund des 
mangelnden Arbeitsplatzangebots gezwungen ist zu pendeln, wirkt sich dies naturgemäß auf die Wahl des 
Wohnortes aus. Mehrere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hätten die Wahl zwischen zwei Standorten als 
Wohnort gehabt und sich für den attraktiveren entschieden. Dessau-Roßlau werde häufig als der weniger 
attraktive Standort empfunden, wodurch viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des UBA pendeln, wäh-
rend ihre Partnerinnen und Partner von kurzen Arbeitswegen profitieren. Personen, die in der Region um 
Dessau-Roßlau beheimatet sind, bewerten die Ansiedlung hingegen positiv, da ohne das UBA ein Umzug 
für sie unvermeidbar gewesen sei. Es fällt auf, dass Personen, die in der Region beheimatet sind, eher im 
unteren und mittleren Verwaltungsdienst tätig sind, während der überwiegende Teil der Mitarbeiterinnen 
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und Mitarbeiter des UBA dem gehobenen und höheren Dienst zuzuordnen ist und aus Gesamtdeutschland  
stammt. 

Zudem sei der Standort in Berlin notwendig, da externe Partnerinnen und Partner des UBA eher bereit seien 
für Besprechungen nach Berlin zu reisen, falls dies nicht ohnehin ihr Arbeitsort sei. In diesem Zuge würden 
auch die Pendlerbüros in Berlin von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus Dessau genutzt. Eine gute infra-
strukturelle Anbindung sei für eine Behörde wie das UBA unverzichtbar. Diese sei Dessau-Roßlau jedoch nicht 
gegeben.

Kurzfristige Auswirkungen auf die Behörde (Arbeitsmoral, Personalverlust, Wissensverlust)

Da die Verlagerung des UBA bereits vor 16 Jahren erfolgte, konnten die befragten Personen nur wenig über die 
Auswirkungen der Verlagerung auf die Arbeitsmoral während der Verlagerung selbst sagen. Übereinstimmend 
wurde jedoch darauf hingewiesen, dass diejenigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich für Dessau als 
Arbeitsplatz entschieden hätten, dies mit Bewusstsein für die Konsequenzen getan hätten und mit ihrer Ent-
scheidung im Reinen seien. Aktuell habe der Standort Dessau keine negativen Auswirkungen auf die Arbeits-
moral oder Effizienz. Obligatorische Anwesenheitstage seien eine notwendige Voraussetzung für eine gute 
und effiziente Zusammenarbeit. Auf lange Sicht gingen persönliche Kontakte verloren, wenn ausschließlich 
Telearbeit genutzt würde. Hierdurch sei eine vertrauensvolle Zusammenarbeit erschwert. 

Gleichzeitig sei die Möglichkeit der Telearbeit eine notwendige Voraussetzung, um Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter trotz des Umzugs am UBA halten zu können und so einen intensiven Wissensverlust zu vermeiden. 
Durch den Umzug und den dadurch drohenden Personalverlust bot das UBA seinen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern die Option zur Telearbeit. Telearbeitsplätze konnten anhand eines Punkteprogramms beantragt 
werden und waren an die Bedingung geknüpft, auch bei Genehmigung 50 % der Arbeitszeit in Dessau anwe-
send zu sein. Dennoch hätten im Vorfeld des Umzugs rund ein Drittel der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
das UBA verlassen. Da sich die Verlagerung, wie bereits erwähnt, über einen recht langen Zeitraum erstreck-
te, sei es möglich gewesen, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ohne nennenswerten Wissensverlust zu  
ersetzen. 

Während der ersten beiden Jahre nach dem Umzug nach Dessau unterhielt das UBA Rahmenverträge mit 
zwei lokalen Hotels. Ein Großteil der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter pendelten in dieser Zeit von Berlin 
nach Dessau, wobei häufig zwei Tage von Telearbeit oder den Pendlerbüros in Berlin Gebrauch gemacht 
wurde. Anwesenheit in Dessau war daher auf drei Tage und zwei Nächte begrenzt. Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die auch später nicht bereit waren, ihren Lebensmittelpunkt nach Dessau zu verlagern, miete-
ten teilweise Einzimmerwohnungen als Zeitwohnungen an oder gründeten Wohngemeinschaften mit Kol-
leginnen und Kollegen, die ebenfalls pendelten. Auch an diesen Wohngemeinschaften sei erkennbar, wie 
eng die Belegschaft des UBA durch den Standort Dessau zusammengerückt sei. Aufgrund der kurzen Wege 
in Dessau und des begrenzten Freizeitangebotes würden sich Kolleginnen und Kollegen zudem auch nach 
der Arbeit häufig geplant oder zufällig treffen, wodurch ein starkes Gemeinschaftsgefühl geschaffen würde. 
Dieses Gemeinschaftsgefühl sei für die tägliche Arbeit hilfreich, da Kommunikationswege hierdurch kurz und 
unkompliziert seien. Allerdings sei auch hier eine zeitliche Dynamik spürbar. Während die Hierarchien am 
UBA in der Zeit direkt nach dem Umzug besonders flach gewesen seien, wären sie wieder erstarkt, als die 
Zahl der Beschäftigten zunahm und weniger Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus Berlin pendelten. Dies 
sei darauf zurückzuführen, dass aktuell zwar viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach Dessau pendelten, 
jedoch nicht mehr überwiegend aus Berlin. Die Beschäftigten des UBA lebten mittlerweile auch in Leipzig, 
Halle oder dem Dessauer Umland. Dennoch sei das Zusammengehörigkeitsgefühl am UBA auch heute noch 
sehr stark. Die Verbundenheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter reiche bis hin zur Gründung gemein-
samer Baugruppen, die eine logische Erweiterung der anfangs gegründeten Wohngemeinschaften zu sein  
scheinen. 
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Langfristige Auswirkungen (Pendelverhalten, Personalstruktur, Gewinnungsproblem)

Das UBA sei ein sehr attraktiver Arbeitgeber. Dies sei auch der Grund, warum viele Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter die langen Pendelwege in Kauf nähmen. Wie eingangs erwähnt, käme ein Umzug häufig nicht in 
Frage, da in der Folge Partnerinnen und Partner pendeln müssten. Entscheidende Faktoren bei der Entschei-
dung nach Dessau-Roßlau zu ziehen oder zu pendeln, seien neben dem Familienstand lokale Verbundenheit 
am Heimatort, kulturelle Präferenzen und politische Einstellungen. 

Befragte Personen ohne Kinder nannten für ihre Entscheidung zu pendeln häufig das geringe kulturelle An-
gebot in Dessau-Roßlau. Zudem seien ein etablierter Freundeskreis, oder das Bedürfnis, den eigenen Freun-
des- und Bekanntenkreis zu erweitern, Gründe für die Pendelentscheidung. Der zeitliche und finanzielle Auf-
wand des Pendelns würde nicht oder nur in geringem Ausmaß als Belastung empfunden. 

Kindern seien sowohl ein Grund, nach Dessau-Roßlau, oder in die nähere Umgebung zu ziehen, als auch 
Grund dafür weiterhin zu pendeln. Ein etabliertes soziales Netzwerk, kulturelle und politische Aufgeschlos-
senheit und entsprechende Angebote seien Gründe, nicht nach Dessau-Roßlau zu ziehen. Auch die Nähe 
zum Arbeitsplatz der Partnerin oder des Partners am Wohnort sei hier entscheidend. 

Familien, die sich entschieden nach Dessau-Roßlau zu ziehen, hätten die langen Pendelwege als Belastung 
empfunden. Bei der Entscheidung für den Umzug nach Dessau-Roßlau sei ihnen der Zeitgewinn wichtiger als 
das geringe kulturelle Angebot. 

Das Wohnraumangebot in Dessau-Roßlau und am Heimatort seien hingegen nicht ausschlaggebend für ei-
nen Umzug. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des UBA seien nicht an Einfamilienhäusern in Neubausied-
lungen interessiert und seien eher mit alternativen ökologischen Konzepten wie Baugruppen zu locken, als 
mit der Möglichkeit, ein Einfamilienhaus im Umland von Dessau-Roßlau zu bauen oder zu erwerben. Das 
begrenzte Angebot an Wohnraum in großen Städten würde zwar als negativ empfunden, reiche aber nicht 
aus, um Dessau-Roßlau als Wohnort attraktiv zu machen. 

Die Personalstruktur habe sich aufgrund des Umzugs nicht geändert. Alle Altersgruppen und Hierarchiestu-
fen seien nach wie vor am UBA vorhanden. Die Entscheidung für das UBA als Arbeitgeber hänge maßgeb-
lich von der Zufriedenheit mit dem Arbeitsplatz ab. Ob gependelt werde, oder ein Umzug erfolge, sei eine 
zweitrangige Entscheidung. Auffällig sei jedoch, dass insbesondere Führungskräfte nach wie vor häufig in 
Berlin wohnen würden, oder aus einem anderen Teil Deutschlands extra nach Berlin zögen. Dies wird mit der 
Nähe des UBA zur Berliner Politik und zu Umweltverbänden und ähnlichen Akteuren begründet, die überwie-
gend in Berlin ansässig seien. Demzufolge genössen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die aus Berlin nach 
Dessau-Roßlau pendelten, nach wie vor Vorzüge gegenüber Beschäftigten aus der Region oder anderen 
Städten. Dies drücke sich beispielsweise bei der Genehmigung von Telearbeitsplätzen oder der Verfügbar-
keit von Parkplätzen aus, die teilweise für Fahrgemeinschaften reserviert seien, die überwiegend aus Berlin 
kämen. Gleichzeitig werde die Bevorzugung von Beschäftigten aus Berlin als fairer Ausgleich empfunden, da 
diese besonders negativ durch die Stilllegung des ICE-Bahnhofes Dessau-Roßlau betroffen seien. 

Die Personalgewinnung sei in Dessau-Roßlau schwieriger als in Berlin. Kurz nach der Verlagerung des UBA 
nach Dessau im Jahr 2005 sei das UBA noch einer der wenigen interessanten Arbeitgeber im Umweltbe-
reich gewesen. Mittlerweile gebe es für die Zielgruppe des UBA auch in anderen großen Städten Arbeits-
angebote, wodurch der Standort Dessau-Roßlau zu einem Ausschlusskriterium für gute Bewerberinnen 
und Bewerber würde. Stellen müssten daher teilweise mehrfach ausgeschrieben werden. Für Fachkräfte sei 
das UBA dennoch nach wie vor ein sehr attraktiver Arbeitgeber. Die Arbeit sei interessant und vielfältig mit 
einem hohen Maß an Eigenverantwortung. Auch die für die Region sehr gute Bezahlung wird als positiv  
hervorgehoben. 
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Negativ für die Gewinnung von Fachkräften sei, dass die umliegenden Hochschulen nicht die Fächer anbö-
ten, welche das UBA nachfrage. Eine stärkere Kooperation des UBA mit den Hochschulen der Region und 
auch Kooperationen mit Hochschulen außerhalb der Region, die für das UBA relevante Studiengänge an-
bieten, könne hierbei von Vorteil sein. Bei der Frage, in welchen Fachbereichen das Gewinnungsproblem am 
stärksten sei, widersprachen sich die Befragten. Für den eigenen Fachbereich schien es am schwersten zu 
sein, geeignete Fachkräfte zu rekrutieren, während die Rekrutierung in anderen Fachbereichen leichter sei. 

Hindernis bei der Rekrutierung von Fachkräften seien befristete Arbeitsverträge. Diese würden nicht nur 
die Anzahl qualitativ hinreichender Bewerbungen reduzieren, sondern führten auch dazu, dass Beschäf-
tigte das UBA zugunsten unbefristeter Arbeitsplätze wieder verließen und nicht in die Region zögen. Die 
Bereitschaft, nach Dessau-Roßlau zu ziehen, sei bei einem befristeten Arbeitsverhältnis gering. Würde die 
Entfristung erfolgen, hätten sich die Beschäftigten häufig bereits an das Pendeln gewöhnt oder seien mitt-
lerweile familiär am Wohnort gebunden, sodass ein Umzug nicht mehr in Frage käme. Zudem würde eine 
Abfolge von befristeten Arbeitsverträgen ohne die Aussicht auf zeitnahe Entfristung dazu führen, dass sich 
die Beschäftigten auf Arbeitsstellen in der Nähe des Wohnortes bewerben würden, die mittlerweile häufi-
ger vorhanden seien als noch vor einigen Jahren. Die damit einhergehende Fluktuation im Personalbe-
stand führe zu Effizienzverlusten, da häufiger neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eingearbeitet werden  
müssten. 

Auswirkung der Umsiedlung vor Ort (Ansiedlung der Beschäftigten, wirtschaftliche Auswirkungen, 
kulturelle Veränderungen, Vorbehalte der lokalen Bevölkerung) 

Die Beschäftigten des UBA seien nach wie vor überwiegend von der lokalen Bevölkerung isoliert, selbst wenn 
sie nach Dessau-Roßlau oder in die Umgebung gezogen wären. Während die lokale Bevölkerung die Ansied-
lung des UBA zunächst kaum wahrgenommen hätte, hätten sich im Laufe der Zeit negative Vorurteile aufge-
baut, und es seien auf beiden Seiten Ressentiments entstanden, die teils in offenen Anfeindungen gegipfelt 
seien. Personen, die ursprünglich aus Westdeutschland stammen, schienen größere Schwierigkeiten zu ha-
ben, in Dessau-Roßlau anzukommen und häufiger Vorurteilen ausgesetzt zu sein, als Personen aus dem Osten 
Deutschlands. Das Einkommen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des UBAs sei durchschnittlich höher als 
jenes der Beschäftigten ortsansässiger Unternehmen. Zudem wären die Beschäftigten des UBA besonders im 
gehobenen und höheren Dienst meist zugezogen, oder würden nach Dessau-Roßlau pendeln. Hierdurch wür-
den Neid und Missgunst in der lokalen Bevölkerung gefördert werden. 

In Dessau-Roßlau gebe es nur wenige Einwohnerinnen und Einwohner unter 50 Jahren. Dies werde häufig 
als negativ für den Standort empfunden, einige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter würden dies jedoch positiv 
bewerten, da der Kreis möglicher Bekannter und Freunde zwar überschaubar, dadurch aber auch sehr über-
sichtlich und leicht zugänglich sei. Auch hier seien aber zunächst Vorurteile zu überbrücken, wofür ein großes 
Maß an Toleranz und Aufgeschlossenheit auf beiden Seiten notwendig sei. Für Familien mit Kindergarten- und 
Schulkindern sei es einfacher, Anschluss zu finden, als für Alleinstehende oder kinderlose Paare. 

Nachfrageseitige Effekte der UBA Ansiedlung würden nicht wahrgenommen oder als geringfügig abgetan. 
Beschäftigte müssten vor Ort wohnen, damit eine Behörde eine strukturfördernde Wirkung erzielen kön-
ne. Die lokale Wirtschaft habe sich seit der Ansiedlung des UBA geringfügig verändert. So seien beispiels-
weise Bioläden eröffnet worden und Mehrfamilienhäuser in fußläufiger Distanz zum UBA seien saniert wor-
den. Die Effekte seien allerdings gering und hinter den Erwartungen der Stadtverwaltung zurückgeblieben. 
Dessau-Roßlau verfüge nicht über die kritische Masse an Arbeitskräften und Arbeitsplätzen, um für Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber attraktiv zu sein. Die Stadt wäre bereits zu weit in der Abwärtsspirale gefangen. 
In diesem Zusammenhang sei auch mangelndes Stadtmarketing zu nennen. Dennoch sei die Stadt deut-
lich lebenswerter als ihr Ruf. Die Kontakte zur angestammten Bevölkerung seien gut, die Freundschaften 
mit UBA Beschäftigten würde jedoch häufig mit dem Hinweis „ihr seid ja anders als der Rest von denen“  
kommen. 
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Auffällig sei die Wirkung des UBA in der politischen und gesellschaftlichen Landschaft Dessaus. Mehrere Be-
schäftigte des UBA seien Mitglieder von Parteien des linken und ökologischen Spektrums und würden sich in 
den Vereinen der Stadt engagieren. 

Fazit und Erkenntnisse

Die Meinungen darüber, ob die Verlagerung des UBA nach Dessau und sein heutiger Einfluss auf Dessau- 
Roßlau als positiv gewertet werden kann, gingen in den Gesprächen stark auseinander. Auffällig ist, dass am 
UBA trotz der Verlagerung und der andauernden Präsenz insbesondere der Leitungsebene in Berlin keine Ef-
fizienzverluste wahrgenommen wurden. Die Beschäftigten rechtfertigten vielmehr die Präsenz der Leitungs-
ebene in Berlin und zeigten wenig Verständnis für den Unmut der politischen Führung in Dessau-Roßlau bzw. 
im Land Sachsen-Anhalt zu diesem Thema.

Negativ sei das Problem der Personalgewinnung beim UBA in Dessau-Roßlau. Da am UBA überwiegend hoch-
qualifizierte Fachkräfte beschäftigt seien, könne nur in geringem Umfang aus der lokal ansässigen Bevölke-
rung rekrutiert werden. Vielmehr würden Stellen für Fachkräfte deutschlandweit ausgeschrieben; potentielle 
Mitarbeiter würden wiederum Dessau-Roßlau als Lebensmittelpunkt häufig wenig attraktiv finden. Als weite-
res Problem wird genannt, dass im Falle eines Umzugs in die Region häufig deren Partnerinnen und Partner 
pendeln müssten, da das Arbeitsangebot in der Stadt nicht ausreichend sei. Befristete Arbeitsverträge würden 
das Gewinnungsproblem verstärken. Zudem wird vermutet, dass vor der Entfristung des Arbeitsverhältnisses 
ein Umzug nach Dessau-Roßlau für viele ohnehin nicht in Frage käme; käme es zu einer Entfristung, hätten sich 
viele bereits mit der Option zu pendeln arrangiert und sähen keinen Anlass mehr für einen Umzug. Hierdurch 
würden Möglichkeiten verschenkt, um die Region zu stärken. 

Einigkeit bestand darin, dass die Möglichkeit zum mobilen Arbeiten eine Grundvoraussetzung sei, um Effi-
zienzverluste durch eine Verlagerung zu vermeiden und das Gewinnungsproblem abzumildern. Zwar sei es 
für die Region von Vorteil, wenn Anreize für einen Umzug gesetzt würden, dieser könne jedoch nicht forciert 
werden, indem Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Heimarbeit verwehrt würde. 

4.5.5 Auswertung der Umfrage

Um die Aussagen und Ergebnisse der Interviews mit den Beschäftigten des UBA in Dessau-Roßlau verallge-
meinern zu können, wurde im Nachgang der Interviews – wie am ALE Oberpfalz – eine Umfrage unter den 
Beschäftigten durchgeführt. Die Umfrage wurde ebenfalls online mit der Umfragesoftware Qualtrics durch-
geführt, der Fragenkatalog ist im Anhang zu finden. Von zum Zeitpunkt der Umfrage 1.030 Beschäftigten des 
UBA in Dessau-Roßlau, wurden 1.000 zur Umfrage eingeladen, wovon 532 Beschäftigte (55 %) teilnahmen, 
490 (51 %) haben die Umfrage abgeschlossen.

Abbildung 13 zeigt die allgemeine Bewertung der Behördenansiedlung des UBA in Dessau-Roßlau. Gut die 
Hälfte der Teilnehmerinnen und Teilnehmer bewertet die Ansiedlung des UBA in Dessau-Roßlau als positiv 
oder eher positiv (53 %). Knapp 23 % der Teilnehmerinnen und Teilnehmer stehen der Ansiedlung negativ oder 
eher negativ gegenüber, knapp ein Viertel bewerten die Ansiedlung neutral. 

Betrachtet man die Ergebnisse getrennt nach Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die bereits vor der Neuan-
siedlung am UBA beschäftigt waren und jenen, die erst 2005 oder später ans UBA kamen, werden Unterschie-
de deutlich (Abbildung 14). Insgesamt bewerten die ab 2005 ans UBA gekommenen Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer (rechtes Kreisdiagramm) die Ansiedlung mehrheitlich positiver als jene, die bereits vor der Neu-
ansiedlung am UBA arbeiteten (linkes Kreisdiagramm). Unter den ab 2005 Beschäftigten stehen mehr als die 
Hälfte der Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Ansiedlung positiv oder eher positiv gegenüber (58,24 %). 
Rund 18 % sehen die Ansiedlung negativ oder eher negativ. Unter den vor 2005 bereits Beschäftigten bewer-
ten insgesamt mehr als ein Drittel der Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Ansiedlung negativ oder eher 

BBSR-Online-Publikation Nr. 12/2022



Ansiedlungen von Behörden in strukturschwachen Regionen 74

4 Ansiedlungen von Behörden in strukturschwachen Regionen

30,27%

22,96%

24,22%

16,91%

5,64%

Positiv Eher positiv Neutral Eher negativ Negativ

Wie würden Sie die Ansiedlung des UBA in Dessau-Roßlau allgemein bewerten?

Abbildung 13 
Allgemeine Bewertung der Ansiedlung (UBA)

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts. 
Quelle: Online Befragung der Beschäftigten des UBA Dessau-Roßlau, N=490

negativ (36,61 %). Dies deckt sich mit den Aussagen der Interviews, wonach die Entscheidung zur Neuansied-
lung des UBA bei den damals Beschäftigten nicht selten auf Ablehnung stieß. Rund ein Drittel der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer bewerten die Neuansiedlung gut 15 Jahre nach der Umsetzung als positiv. Unter-
schiede gibt es jedoch nicht nur hinsichtlich der Beschäftigungsdauer, sondern auch bezüglich der Herkunft 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer (Abbildung 15). Demnach bewerten Teilnehmerinnen und Teilnehmer, 
die sich in den neuen Bundesländern beheimatet sehen, die Neuansiedlung mehrheitlich (eher) positiv (58 %, 
rechtes Kreisdiagramm), während rund 21 % der Ansiedlung (eher) negativ gegenüberstehen. Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer, die sich in den alten Bundesländern beheimatet sehen, bewerten die Ansiedlung dage-
gen seltener (eher) positiv (36 %, linkes Kreisdiagramm), knapp 30 % sehen die Ansiedlung (eher) negativ, gut 
ein Drittel steht der Ansiedlung wiederum neutral gegenüber.

Abbildung 16 zeigt, wie sich die Ansiedlung des UBA in Dessau auf die verschiedenen Lebensbereiche (Ar-
beitsbelastung, Zufriedenheit, Leistungsbereitschaft, Aufstiegschancen, Finanzen, Arbeitsweg, Wohnen, Frei-
zeit und Lebensgefühl) der Teilnehmerinnen und Teilnehmer ausgewirkt hat. In den Bereichen Arbeitsbelas-
tung, Leistungsbereitschaft und Aufstiegschancen beurteilt die Mehrheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
die Auswirkungen der Ansiedlung als neutral (51 bis 64 %), während unter den übrigen Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer (eher) positive Bewertungen dominieren. Hauptsächlich positiv oder eher positiv werden die Aus-
wirkungen der Ansiedlung dagegen in den Bereichen Zufriedenheit (43 %), Finanzen (47 %), Wohnen (47 %) 
und Lebensgefühl (44 %) beurteilt. Die übrigen Teilnehmerinnen und Teilnehmerschätzen die Auswirkungen 
in diesen Bereichen mehrheitlich als neutral ein. Die Bewertung der Auswirkungen der Ansiedlung auf den Ar-
beitsweg der Teilnehmerinnen und Teilnehmer fällt dagegen recht gegensätzlich aus. Hier geben 45% an, dass 
die Ansiedlung (eher) positive Auswirkungen auf ihren Arbeitsweg habe. Fast genauso viele (44 %) schätzen 
die Auswirkungen jedoch (eher) negativ ein. Die Auswirkungen auf die Freizeit beurteilt der größte Teil der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer (eher) negativ (41 %). 
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Wie würden Sie die Ansiedlung des UBA in Dessau-Roßlau allgemein bewerten?
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Abbildung 14 
Allgemeine Bewertung der Ansiedlung nach Beschäftigungsbeginn (UBA)

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts. 
Quelle: Online Befragung der Beschäftigten des UBA Dessau-Roßlau, N=490
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Wie würden Sie die Ansiedlung des UBA in Dessau-Roßlau allgemein bewerten?

Positiv Eher positiv Neutral Eher negativ Negativ

Abbildung 15 
Allgemeine Bewertung der Ansiedlung nach Bundesländern (UBA)

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts. 
Quelle: Online Befragung der Beschäftigten des UBA Dessau-Roßlau, N=490
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Abbildung 17 zeigt die Auswirkungen der Ansiedlung auf die persönlichen Lebensbereiche differenziert nach 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die bereits vor der Neuansiedlung am UBA arbeiteten und jenen, die erst 
2005 oder später ans UBA kamen. Insgesamt beurteilen seit 2005 oder später Beschäftigte die Auswirkungen 
der Ansiedlung in den meisten Bereichen positiver als ihre Kolleginnen und Kollegen, die bereits vor der Neu-
ansiedlung am UBA waren. Die größten Unterschiede in der Beurteilung der Auswirkungen zwischen beiden 
Gruppen zeigen sich in den Bereichen Zufriedenheit, Finanzen und Leistungsbereitschaft. Die Auswirkungen 
der Ansiedlung auf die Zufriedenheit schätzt der größte Teil (42 %) der vor 2005 bereits am UBA beschäftigten 
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Wie hat sich die Ansiedlung des UBA in Dessau-Roßlau auf
Ihre persönlichen Lebensbereiche ausgewirkt?

Positiv Eher positiv Neutral Eher negativ Negativ

Abbildung 16 
Bewertung der Auswirkungen auf verschiedene Lebensbereiche (UBA)

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts. 
Quelle: Online Befragung der Beschäftigten des UBA Dessau-Roßlau, N=490
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Teilnehmerinnen und Teilnehmer als neutral ein, jedoch bewerten auch 34 % die Auswirkungen als (eher) ne-
gativ. Seit 2005 beschäftigte Teilnehmerinnen und Teilnehmer geben dagegen zum größten Teil an, (eher) 
positive Auswirkungen der Ansiedlung auf ihre Zufriedenheit erlebt zu haben (48 %). Die Auswirkungen auf 
die Leistungsbereitschaft werden von beiden Gruppen mehrheitlich als neutral eingeschätzt (64 und 51 %). 
Jedoch geben wesentlich weniger Teilnehmerinnen und Teilnehmerunter den bereits vor 2005 Beschäftigten 
(23 %) an, (eher) positive Auswirkungen auf die Leistungsbereitschaft verspürt zu haben als unter den seit 2005 
oder später Beschäftigten (44 %). Die Auswirkungen auf die Finanzen bewerten seit 2005 oder später Beschäf-
tigte ebenfalls mehrheitlich (eher) positiv (52 %), während für vor 2005 bereits Beschäftigte die Auswirkungen 
vom größten Teil (40 %) als (eher) negativ bewertet werden. Auch in den Bereichen Arbeitsbelastung, Arbeits-
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Wie hat sich die Ansiedlung des UBA in Dessau-Roßlau auf
Ihre persönlichen Lebensbereiche ausgewirkt?

Positiv Eher positiv Neutral Eher negativ Negativ

Abbildung 17 
Bewertung der Auswirkung auf verschiedene Lebensbereiche nach Beschäftigungsbeginn (UBA)

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts. 
Quelle: Online Befragung der Beschäftigten des UBA Dessau-Roßlau, N=490
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Wie wird die Ansiedlung des UBA in Dessau-Roßlau von
der lokalen Bevölkerung aufgenommen?

Abbildung 18 
Wahrnehmung des Stimmungsbildes in der lokalen Bevölkerung

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts. 
Quelle: Online Befragung der Beschäftigten des UBA Dessau-Roßlau, N=490

26,26%

73,74%

Ja Nein

Engagieren Sie sich politisch, sozial oder kulturell in Dessau-Roßlau und Region?

Abbildung 19 
Engagement in der Region

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts. 
Quelle: Online Befragung der Beschäftigten des UBA Dessau-Roßlau, N=490
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Abbildung 20 
Geographische Verteilung der Beschäftigten nach Wohnort (UBA) 

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts.
Quelle: Digitale Geodaten: Open Street Map, Stand: 07.11.2020. Angaben zum Wohnort: Online Befragung der Beschäftigten des UBA Dessau-Roßlau, N=490
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Abbildung 21 
Geographische Verteilung der Beschäftigten nach Wohnort und Beschäftigungsbeginn (UBA)

Anmerkung: Darstellung des ifo Instituts.
Quelle: Digitale Geodaten: Open Street Map, Stand: 07.11.2020. Angaben zum Wohnort: Online Befragung der Beschäftigten des UBA Dessau-Roßlau, N=490
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weg sowie Freizeit und Lebensgefühl werden die Auswirkungen der Ansiedlung von vor 2005 bereits Beschäf-
tigten insgesamt negativer bewertet als von Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die erst nach der Ansiedlung 
ans UBA kamen. Die Auswirkungen der Ansiedlung auf die Aufstiegschancen schätzen beide Gruppen relativ 
ähnlich ein.

Abbildung 18 beschreibt das von den Teilnehmerinnen und Teilnehmer des UBA wahrgenommene Stim-
mungsbild in der Bevölkerung von Dessau-Roßlau gegenüber der Ansiedlung des UBA. Der größte Teil der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer (45 %) schätzt ein, dass die Bevölkerung von Dessau-Roßlau der Ansiedlung des 
UBA neutral gegenübersteht. Rund 41 % der Teilnehmerinnen und Teilnehmer bewerten das Stimmungsbild 
in der Bevölkerung als (eher) positiv, weitere 14 % bewerten das Stimmungsbild in der Bevölkerung als (eher) 
negativ. Dies deckt sich mit den Ergebnissen der Interviews, wonach einige befragte Personen von negativen 
Vorurteilen in der Bevölkerung gegenüber der Ansiedlung des UBA und dessen Beschäftigten berichten, auch 
wenn die deutliche Mehrheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Online Umfrage das Stimmungsbild 
(eher) positiv oder neutral einschätzt. 

In Abbildung 20 wird die geographische Verteilung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer des UBA in Des-
sau-Roßlau dargestellt.13 Die Abbildung zeigt die in der Online Befragung angegebene Postleitzahl des Wohn-
orts der Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Hieraus lassen sich Rückschlüsse auf die Pendelbewegung der Be-
schäftigten am UBA ziehen. Es wird deutlich, dass sich ein Teil der Teilnehmerinnen und Teilnehmer in und im 
Umkreis von Dessau-Roßlau konzentriert. Ein weiterer Teil pendelt aus den Städten Leipzig und Halle sowie 
Umgebung. Auch in und um Berlin gibt es mehrere Postleizahlgebiete, die befragte Personen als Wohnort 
angegeben haben. Die durchschnittliche Pendelstrecke der Teilnehmerinnen und Teilnehmer des UBA in Des-
sau-Roßlau beträgt daher etwa 46,1 km, was einer Fahrzeit von circa 51 Minuten entspricht.14 Differenziert man 
die Betrachtung nach dem Beschäftigungsbeginn der Teilnehmerinnen und Teilnehmer, werden Unterschiede 
deutlich (Abbildung 21). Bereits vor 2005 Beschäftigte wohnen aktuell entweder in Berlin und Umgebung, 
zwischen Dessau-Roßlau und Berlin oder haben sich in Dessau-Roßlau und Umgebung niedergelassen. Nur 
vereinzelt geben die Teilnehmerinnen und Teilnehmer Halle oder Leipzig als Wohnort an. Die ab 2005 ans UBA 
gekommenen Teilnehmerinnen und Teilnehmer konzentrieren sich neben Dessau-Roßlau und den umgeben-
den Postleizahlgebieten vor allem im Raum Leipzig-Halle.

Neben den Wohnorten wurden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des UBA in der Umfrage auch zu ihren 
Heimatorten befragt. Etwa 25,5 % der Teilnehmerinnen und Teilnehmerstammen aus einem Umkreis von 
35 km, wobei es auch hier Differenzen nach Einstellungsjahren gibt. Von den bereits vor 2005 Beschäftigten 
sind lediglich 18,7 % in diesem unmittelbaren Umkreis beheimatet, während es bei den seit 2005 beschäf-
tigten Teilnehmerinnen und Teilnehmer 27,7 % sind. Dies lässt auf eine verstärkt lokale Rekrutierung seit der 
Verlagerung schließen.

Die Ergebnisse der Umfrage unter den Beschäftigten des UBA bestätigen den Eindruck aus den teilstrukturier-
ten Interviews, wonach die Meinungen zur Beurteilung der Verlagerung unter den Beschäftigten auseinander-
gehen. Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Umfrage, die bereits vor der Verlagerung am UBA tätig waren, 
beurteilen die Verlagerung insgesamt negativer als Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die erst 2005 oder später 
ans UBA kamen. Insbesondere in den Bereichen Zufriedenheit, Arbeitsbelastung, Leistungsbereitschaft und 
Freizeit verspüren bereits vor 2005 beschäftigte Teilnehmerinnen insgesamt negativere Auswirkungen. Auch 
die Auswirkungen auf die Finanzen und den Arbeitsweg werden negativer beurteilt. Eine Erklärung hierfür 
dürfte darin liegen, dass ab 2005 oder später beschäftigte Teilnehmerinnen und Teilnehmer mehrheitlich nä-
her am Standort Dessau wohnen als bereits vor 2005 beschäftigte Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Ein ähnli-
ches Muster lässt sich auch für die Verteilung der Heimatorte erkennen. Der Anteil, der im Umkreis von 35 km 

13 Circa 5 % (22) der Beschäftigten gaben einen Wohnort außerhalb des auf der Karte dargestellten Gebietes an.
14 Die Entfernung wurde als die Distanz der Mittelpunkt des jeweiligen PLZ-Bereichs vom Mittelpunkt des PLZ-Gebiets des UBA in Des-

sau-Roßlau berechnet. Dies spiegelt die durchschnittliche Entfernung in der Luftlinie (!) zwischen den einzelnen Beschäftigten und der 
Behörde. Zur Angabe einer durchschnittlichen Fahrtzeit wurden die Fahrtzeit von Wohnorten, die der durchschnittlichen Entfernung 
der Beschäftigten vom Behördenstandort entsprechen, verwendet.
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beheimateten Beschäftigten ist unter den Teilnehmerinnen und Teilnehmern größer, die erst 2005 oder später 
ans UBA kamen, was auf eine verstärkte Rekrutierung von Arbeitskräften in und um Dessau seit 2005 schließen 
lässt. Insgesamt fällt die Beurteilung der Verlagerung durch die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Umfrage 
trotz dieser Unterschiede jedoch mehrheitlich positiv aus.
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Die von der Bundesregierung seit der letzten Legislaturperiode vorangetriebene Ansiedlung von Behörden 
und öffentlichen Einrichtungen in Regionen mit besonderem Förderbedarf soll als ein Element aktiver Struk-
turpolitik zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse beitragen. Behördenansiedlungen sollen einer-
seits neue Arbeitsplätze in der Region schaffen und so die oftmals noch vorhandenen Arbeitsmarktprobleme 
lindern und die Kaufkraft der Einwohnerinnen und Einwohner stärken. Andererseits soll damit auch dem in 
den betreffenden Räumen oftmals festzustellenden Bevölkerungsverlust entgegengewirkt werden, indem der 
Zuzug von Beschäftigten und ihren Angehörigen angeregt wird. Damit würde nochmals zusätzliche Nachfrage 
generiert, die ein weiterer Impulsgeber für die heimische Wirtschaft sein könnte. Das Ziel von Behördenansied-
lungen ist es somit, durch direkte und indirekte regionalökonomische Effekte einen bislang benachteiligten 
Standort aufzuwerten. Hinzu kommt die politische Signalwirkung, die sich auch in einer nicht-ökonomischen 
Sphäre positiv auswirken kann.

Die in der vorliegenden Studie diskutierte wissenschaftliche Literatur bietet erste Anhaltspunkte für die Be-
urteilung der Effekte von Behördenansiedlungen in Deutschland. Die empirische Evidenz, insbesondere für 
den deutschen Raum, ist aufgrund von Herausforderungen im Forschungsdesign begrenzt und beschränkt 
sich auf die Auswirkungen von Behördenansiedlungen und anderen Dezentralisierungsmaßnahmen auf den 
regionalen Arbeitsmarkt. Einige Forschungsarbeiten weisen positive Multiplikatoreffekte für die regionale Be-
schäftigung nach: Ein Zuwachs öffentlicher Arbeitsplätze geht mit zusätzlichen Arbeitsplätzen auch im Pri-
vatsektor einher. Dieser positive Zusatzeffekt des Beschäftigungszuwachses im öffentlichen Sektor verteilt sich 
differenziell auf die verschiedenen Branchen. Neben positiven Auswirkungen auf die Beschäftigung im Dienst-
leistungssektor werden allerdings auch Verdrängungseffekte für das produzierende Gewerbe beobachtet. 

Die Ansiedlung von Militärstützpunkten könnte wie die Ansiedlung von Behörden standortstärkend wirken. 
Die internationale Literatur zur Schließung von Militärstützpunkten zeigt, dass die Auswirkungen auf die re-
gionale Wirtschaft insgesamt gering sind und keine Multiplikatoreffekte festgestellt wurden. Dennoch gibt es 
einzelne Regionen, bei denen der Abzug von Soldatinnen und Soldaten mit einem wirtschaftlichen Schock 
einhergeht. Das ist insbesondere der Fall, wenn der Militärstandort groß ist, er nicht nachgenutzt wird und es 
in der Region kaum Alternativen in der Privatwirtschaft gibt. 

Für die Neuansiedlung von Behörden in Deutschland lässt sich aus der Literaturanalyse weiterhin schließen, 
dass die Größe der Behörde, die potentielle Integration in die lokale Wirtschaft und die Struktur des Arbeits-
marktes in der Zielregion entscheidend für den Erfolg einer Ansiedlung sind. Die Forschungsfrage der vor-
liegenden Studie kann die einschlägige Literatur indes nur teilweise beantworten. Die diskutierten Studien 
weisen auf positive, aber eher schwache Multiplikatoreffekte auf die Beschäftigung im Privatsektor hin, liefern 
jedoch kaum Hinweise auf die Auswirkung auf die lokale Bevölkerungsentwicklung, das Wahlverhalten oder 
die Bereitstellung lokaler öffentlicher Güter. Darüber hinaus zielt ein Großteil der Studien nicht auf deutsche 
(Verwaltungs-)Behörden und den strukturschwachen Raum ab. 

Um die regionalökonomischen Effekte von Behördenansiedlungen in Regionen mit Förderbedarf genauer zu 
quantifizieren und damit die Berechtigung der politisch getroffenen Entscheidung für eine verstärkte Dezen-
tralisierung von Verwaltungsaufgaben nachzuweisen, erscheint eine tiefergehende Kausalanalyse somit un-
erlässlich. Dabei sind nicht nur die kurzfristigen, sondern auch die mittel- bis langfristigen Effekte einzubezie-
hen. Eine solche umfassende Analyse kann für vergangene Behördenansiedlungen in Deutschland aufgrund 
bestehender Datenlücken jedoch aktuell nicht geleistet werden. Die aktuell verfügbaren Daten lassen jedoch 
auf das Potenzial für künftige Ansiedlungen in Regionen mit Förderbedarf schließen: nur 6 % der Bundesbe-
schäftigten arbeiten im peripheren Raum, in dem jedoch 25 % der Bundesbürgerinnen und Bürger wohnen.
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Die vorliegende Studie zeigt dennoch Chancen und Herausforderungen für Behördenansiedlungen in Regio-
nen mit Förderbedarf auf. Diese Forschungsergebnisse stützen sich maßgeblich auf qualitative Interviews und 
Umfragen, die im Rahmen von vier Fallstudien durchgeführt wurden. Zwar können die Ergebnisse aufgrund 
der geringen Fallzahl nicht verallgemeinert werden. Doch bieten die gewonnenen Erkenntnisse aber eine be-
sondere Detailschärfe bezüglich der Auswirkungen einer Neuansiedlung oder auch einer Verlagerung auf die 
innerbetrieblichen Abläufe und damit die Effizienz und Effektivität der Aufgabenerfüllung der Behörden. Die 
Befragung der Beschäftigten liefert außerdem Hinweise darauf, unter welchen Bedingungen es zu einem Zu-
zug von Beschäftigten in die Zielregionen kommen kann, der die entscheidende Voraussetzung für die Reali-
sierung von Multiplikatoreffekten ist. 

Ein zentrales Ergebnis der Fallstudien ist, dass Neuansiedlungen von Behörden der Verlagerung bereits beste-
hender öffentlicher Einrichtungen vorzuziehen sind. In den bayerischen Ämtern für Ländliche Entwicklung hat 
sich gezeigt, dass Verlagerungen mit kurz- bis mittelfristigen Umbrüchen in der Personalstruktur sowie daraus 
resultierenden Effizienz- und Wissensverlusten einhergehen können. Über den negativen Einfluss auf die Tä-
tigkeit und Leistung der Behörde hinaus entstehen im Fall von Verlagerungen zusätzliche Kosten, beispiels-
weise durch den Ausgleich von Pendel- und Reisekosten. Das Beispiel der Bayerischen Heimatstrategie zeigt 
aber auch, wie negative Auswirkungen auf Beschäftigte durch begleitende Maßnahmen aufgefangen werden 
können. So berichteten die Beschäftigten im Gespräch positiv von der Unterstützung zum Wechsel in andere 
öffentliche Einrichtungen und der verstärkten Möglichkeit zu Mobilem Arbeiten. 

Um negative Begleiterscheinungen wie Personal- und Effizienzverluste im Falle einer Behördenverlagerung 
zu vermeiden, scheint der zeitliche Rahmen ein entscheidender Faktor zu sein. Ein ausreichender zeitlicher 
Vorlauf bietet sowohl den Beschäftigten als auch der Führungsebene in Verwaltung und Politik die Planungssi-
cherheit, um eine personelle Umstrukturierung, die Weitergabe von Wissen und Expertise sowie das Anwerben 
von neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu ermöglichen. So wurden im Fall des Umweltbundesamtes, 
dessen Verlagerung mit zehn Jahren Vorlauf bekannt gegeben wurde, von keinerlei Effizienzverlusten berich-
tet. Für Alt-Beschäftigte ist deshalb die Transparenz in der Kommunikation maßgeblich. 

Bei der Auswahl einer zu verlagernden oder neu anzusiedelnden Behörde sollte außerdem das Tätigkeitsprofil 
der Behörde und der Beschäftigten berücksichtigt werden. So hat sich in den Fällen der Ämter für Ländliche 
Entwicklung negativ auf die Arbeitsleistung ausgewirkt, dass die Wahl eines peripheren Standorts bei Mit-
arbeitern mit Tätigkeit im Außendienst zu zusätzlichen Belastungen geführt hat. Behörden, deren Tätigkeit 
standortunabhängig ist, wären insoweit besser für dezentrale Ansiedlungen geeignet (beispielsweise Behör-
den der Finanzverwaltung). 

Außerdem hat sich in allen Fallstudien gezeigt, dass für eine erfolgreiche Personalgewinnung am Standort das 
Anforderungsprofil an die Beschäftigten der Behörde mit dem Beschäftigungspool am Standort übereinstim-
men muss. So gestaltet sich die Rekrutierung von hochqualifizierten Fachkräften im strukturschwachen Raum 
oft schwierig; dies kann sich negativ auf die Arbeitsfähigkeit der Behörde auswirken. Qualifizierte Fachkräfte 
ziehen außerdem seltener in eine peripher gelegene strukturschwache Region, was die potentiellen positiven 
Wirkungen weiter reduziert. Einfacher gestaltet sich hingegen die Gewinnung von Personal für den mittleren 
und gehobenen Dienst, da hierfür zumeist ein ausreichendes Angebot in der Region vorhanden ist. Aus diesen 
Beobachtungen lässt sich ableiten, dass es günstiger ist, Behörden mit weniger spezialisierten Aufgaben im 
strukturschwachen Raum anzusiedeln. 

Um die Personalgewinnung zu erleichtern und trotz bestehender Hindernisse auch Arbeitsplätze mit einem 
höherwertigen Anforderungsprofil besetzen zu können, hat sich die eigene Ausbildungstätigkeit der Be-
hörden als geeignetes Mittel bewährt. Ein Positivbeispiel ist hierbei die Kooperation des Amtes für Ländli-
che Entwicklung Oberpfalz mit einer lokalen Hochschule. Das verlagerte Amt bietet Ausbildungsplätze und 
duale Studienplätze an. Durch die Schaffung eines neuen Studiengangs und die enge Zusammenarbeit mit 
der Hochschule wurden neue und attraktive Ausbildungsmöglichkeiten für junge Berufsanfängerinnen und 
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Berufsanfänger in der Zielregion geschaffen. Wie das Beispiel der Außenstelle des Bundesamts für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle zeigt, können Ansiedlungen auch neue Berufsperspektiven für weniger gut qualifizierte 
Arbeitskräfte schaffen. Auch hierbei ist die langfristige Personalplanung entscheidend, um das bestehende 
Personal nicht durch die zusätzliche Ausbildungstätigkeit zu überlasten. 

Um die strukturfördernde Wirkung der Ansiedlung einer Behörde zu gewährleisten, muss die Zusammenset-
zung der Beschäftigten der Behörde berücksichtigt werden. Neu angesiedelte Arbeitsplätze in Regionen mit 
Förderbedarf können durch Personalgewinnung vor Ort neue Berufsperspektiven für die lokale Bevölkerung 
bieten; die gesamtwirtschaftlichen Nachfrageeffekte über zusätzliche Konsumnachfrage bleiben allerdings 
gering, solange nicht die Arbeitslosigkeit hierdurch spürbar sinkt. Die Rekrutierung von Beschäftigten von 
außerhalb hingegen kann Zuzug auch von Angehörigen generieren und somit stärkere Multiplikatoreffekte 
generieren. Entscheidend ist hierbei, dass Beschäftigte in die Region der Behörden ziehen und nicht pendeln. 

In den Fällen der Ämter für Ländliche Entwicklung und der Außenstelle des Bundesamts für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle wurde ein Großteil der Beschäftigten aus der neuen Standortregion der Behörden rekrutiert. 
Die Personalgewinnung wurde durch Inserate in regionalen Zeitungen und besonders im Ausbildungsbereich 
durch eine Präsenz der Behörden auf Ausbildungsmessen erfolgreich umgesetzt. Die Beschäftigten der drei Be-
hörden gaben an, dass durch die Ansiedlung der Behörden attraktive Arbeitsplätze für die Region geschaffen 
worden seien. Im Fall der Ämter für Ländliche Entwicklung wurden Beschäftigte aus der Region teilweise Jahre 
vor der Verlagerung beschäftigt, an der Außenstelle des Bundesamts für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle wur-
den innerhalb weniger Monate ein Großteil des neuen Personals eingestellt und angelernt. Unter Umständen 
ist entsprechend ein schrittweise erfolgender Personalaufbau und -zuwachs am neuen Standort zu empfehlen. 
Dadurch könnte einerseits Personal am alten Standort länger gehalten und so einen Personalumbruch abge-
federt werden, und andererseits die Einrichtung des neuen Standorts ohne Überlastung ermöglicht werden. 

Um die Attraktivität der Behörden als Arbeitgeber am neuen Standort zu gewährleisten und somit die Ansied-
lung der Beschäftigten zu garantieren, wurden in den Gesprächen mehrere Faktoren genannt. So bewerteten 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Beschäftigungsmöglichkeiten für ihre Partnerinnen und Partner und 
die Verfügbarkeit unbefristeter Arbeitsverträge als positive Entscheidungsfaktoren für eine Verlagerung des 
individuellen Lebensmittelpunkts in die Region. Darüber hinaus sei eine gute infrastrukturelle Anbindung des 
Standorts und die Möglichkeit zum mobilen Arbeiten attraktivitätserhöhend. Hieran wird der Konflikt zwi-
schen dem politisch gewünschten Ziel einer stärkeren Dezentralisierung von Behördenstrukturen einerseits 
und dem Interesse an einer hohen Leistungsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung deutlich: Um Zuzug in die 
Region zu generieren, müssen (zukünftigen) Beschäftigten attraktive Arbeits- und Standortbedingungen ge-
boten werden. Diese sind jedoch oft an Standorten in Regionen mit Förderbedarf nicht gegeben, so dass es 
zumindest kurzfristig schwierig ist, das benötigte Personal zu attrahieren. Die Ergebnisse der Umfragen an 
Amt für Ländliche Entwicklung Oberpfalz und am Umweltbundesamt zeigen, dass vor den Verlagerungen Be-
schäftigte nur teilweise erfolgreich zum Umzug in die Standortregion bewegt werden konnten. Auch im Fall 
des Umweltbundesamtes scheinen neue Beschäftigte häufig nicht in die Region zu ziehen, sondern an die als 
attraktiver empfundenen Großstädte Berlin, Leipzig oder Halle. In diesem Fall bleiben auch die erhofften posi-
tiven Nachfrageeffekte am Standort aus. 

Die Bewertung der Ansiedlungen in den Fallstudien bezüglich einer generellen Aufwertung des Standorts 
und der Bereitstellung lokaler öffentliche Güter fielen in den vier Fallstudien verschiedentlich aus. Während die 
Gesprächspartner in Tirschenreuth von einer Aufwertung der Stadt durch die Ansiedlung berichteten, seien 
in Dessau-Roßlau Ressentiments zwischen der lokalen Bevölkerung und den Beschäftigten des UBA zu beob-
achten. Diese resultierten aus Unterschieden in der Kaufkraft sowie Vorurteilen zwischen Beschäftigten aus 
den alten und Einwohnerinnen und Einwohnern aus den neuen Bundesländern. Die Ansiedlung der Außen-
stelle des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle sei von der Bevölkerung mehrheitlich als positi-
ves Signal an die Region wahrgenommen worden, auch engagiere sich das Amt in der Stadt und unterstütze 
beispielsweise Projekte mit lernbehinderten Menschen. Eine Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur wurde in 
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keinem Fallbeispiel beobachtet, in Dessau-Roßlau wurde der ICE-Halt nach der Ansiedlung eingestellt, so dass 
sich insbesondere die Fahrzeit nach Berlin deutlich verlängerte. Dies hat zur Folge, dass die Leitungsebene 
des UBA bis heute in Berlin ansässig ist, weil nur hier ein enger Kontakt mit den politisch Verantwortlichen auf 
Bundesebene möglich ist. 

Inwiefern sich die Ansiedlung der Behörden in den Fallstudien strukturfördernd ausgewirkt hat, kann nicht 
abschließend bewertet werden. In allen Fallstudien wurden durch die (Neu-)Ansiedlung der Behörden neue 
Arbeitsplätze geschaffen, die einerseits neue Beschäftigungsmöglichkeiten für die Einwohnerinnen und Ein-
wohner der Zielregion geschaffen und andererseits Zuzug von Beschäftigten aus anderen Regionen verur-
sacht haben. In den Gesprächen am Standort Weißwasser wurde berichtet, dass durch die Ansiedlung der 
Behörde zusätzliche Konsumnachfrage entstanden sei. Auch in der Stadt Tirschenreuth wurde von der loka-
len Wirtschaftsvertretung berichtet, dass das Konsumverhalten der Beschäftigten der Behörde den lokalen 
Einzelhandel spürbar angeregt hätte. Durch den Zuzug von Beschäftigten in die Region und aufgrund des 
attraktiven Lohnniveaus der Behörden ist in den Fällen von Tirschenreuth und Weißwasser zudem ein positiver 
Nachfrageeffekt für die Privatwirtschaft wahrscheinlich. Für den Standort Mühldorf am Inn, der in den letzten 
Jahren bereits eine positive Entwicklung verzeichnete und von der Anbindung an den Ballungsraum München 
profitiert, dürfte die Ansiedlung möglicherweise Verdrängungseffekte auf die Beschäftigung im privaten Sek-
tor haben, insbesondere im Ausbildungsbereich. 

Der Blick auf die Ansiedlung des Umweltbundesamtes in Dessau-Roßlau zeigt die Herausforderung für eine 
empirische Identifikation der strukturfördernden Wirkung einer Ansiedlung auf die Zielregion. Direkte Ge-
schäftsbeziehungen mit ansässigen Unternehmen bestehen hier nicht, und viele UBA-Beschäftigte sind nicht 
in der Region wohnhaft. Darüber hinaus ist die Größe des Effektes einer Ansiedlung zweifelhaft. In allen unter-
suchten Fällen ist die Anzahl der Beschäftigten im Vergleich zur Bevölkerungsanzahl des Standortes äußerst 
gering, sodass schon die direkten ökonomischen Auswirkungen auf die Region ebenfalls minimal ausfallen 
dürften. Dies trifft ebenso auf mögliche Effekte auf die Bevölkerungsentwicklung zu. 

Die vorliegende Studie zeigt Chancen und Herausforderungen für Behörden(neu-)ansiedlungen anhand von 
vier Fallstudien auf. Anhand der qualitativen Methodik wurde herausgearbeitet, dass die Ansiedlungen neue 
Arbeitsplätze in Regionen mit Förderbedarf geschaffen haben und Nachfrageeffekte durch gesteigerte Kauf-
kraft und den Zuzug von Beschäftigten wahrscheinlich sind. In zwei Umfragen gaben die Beschäftigten außer-
dem an, dass die Ansiedlungen sich positiv auf ihre Lebensbereiche ausgewirkt haben. Bei künftigen (Neu-)
Ansiedlungen können negative Begleiteffekte auf die Arbeitsweise der Behörde, wie beispielsweise Personal-
verluste, durch langfristige Personal- und Ausbildungsplanung vermieden werden. Unbefristete Verträge und 
die Möglichkeit zum Mobilen Arbeiten können hierbei die Sozialverträglichkeit für die Beschäftigten stärken. 
Wie das positive Stimmungsbild der Beschäftigten in zwei verlagerten Behörden zeigt, können sich Ansiedlun-
gen auch positiv auf die Behörden selbst auswirken, beispielsweise durch eine Verjüngung der Personalstruk-
tur und Nachwuchssicherung. 

Für die systematische Evaluation von Behördenansiedlungen in strukturschwachen Regionen bietet die vor-
liegende Studie einen wichtigen Startpunkt. Anhand der Literatur und der anekdotischen Evidenz ist ein 
schwacher positiver Effekt einer Behördenansiedlung auf die regionale Wirtschaft zu erwarten. Um gefestigte 
Aussagen über die regionalökonomischen Effekte einer Ansiedlung treffen zu können und diese mit anderen 
Instrumenten der Strukturförderung zu vergleichen, ist eine empirische Kausalanalyse unerlässlich. 

Entsprechend besteht weiterer Forschungsbedarf insbesondere mit Blick auf die gewünschte regionalöko-
nomische Strukturförderung. Um weiterführende Forschungsmöglichkeiten zu schaffen, ist der Aufbau einer 
detaillierten Datenbank zu Beschäftigten von Bundes- und Landeseinrichtungen auf Ebene der Gemeinden 
über einen längeren Zeithorizont wünschenswert. In einem ersten Schritt kann die Personalstandstatistik des 
Statistischen Bundesamtes um den Dienst- oder Arbeitsort ergänzt werden. In einem zweiten Schritt sollte 
es möglich sein, auf Ebene der Gemeinden die Anzahl der Beschäftigten für jede einzelne Behörde oder zu-
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